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Vorwort 


Das bisherige Staatsrecht geht in ſeiner Begriffswelt nicht von einer kon⸗ 
kreten Gemeinſchaft aus, ſondern vom Staat als Perfon. Die Staatsperſönlich⸗ 
keit handelt auf Grund allgemeiner Rechtsvorſtellungen, die in dem Begriff der 
Rechtsgemeinſchaft zuſammengefaßt werden. In meinen bisherigen Deröffent- 
lichungen habe ich dargelegt, daß der Begriff der Staatsperſönlichkeit für unſere 
Zeit als klusgangspunkt des Staatsrechts nicht mehr tragbar iſt. Die folgenden 
Ausführungen zeigen im einzelnen, daß damit auch die Rechtsgemeinſchaft ihren 
Sinn verloren hat. Nur ſo lange, als keine ſichtbaren und konkreten Gemein⸗ 
ſchaftsordnungen vorhanden find, innerhalb deren ſich das Daſein des Dolfes 
vollzieht, hat die Rechtsgemeinſchaft Sinn. Fehlen fie, jo find allgemeine Wert- 
vorſtellungen nötig, nach denen man individuelles Handeln beurteilen kann. 
Träger des ſozialen Cebens ſind jetzt Einzelperſönlichkeiten als Rechtsſubjekte. 
Für ſie gibt die Rechtsgemeinſchaft die Baſis ab, an der ſie ihr Verhalten 
orientieren. Der Begriff der Rechtsgemeinſchaft ſetzt daher notwendig Einzel⸗ 
perſönlichkeiten voraus, die in Rechtsbeziehungen zueinander ſtehen, ihr Ver⸗ 
halten nach allgemeinen Wertvoritellungen richten und nicht in ſichtbare Ge⸗ 
meinſchaften eingeordnet find. Die Rechtsgemeinſchaft iſt diejenige Gemein⸗ 
ſchaftsform, die bei aller Zerſetzung des ehemaligen Gemeinſchaftslebens im 
19. Jahrhundert aufrechterhalten worden iſt, um für das individuelle handeln 
des Staates oder des Privatrechtsſubjekts die geiſtige Grundlage abzugeben. 
Sie iſt ſo auf das engſte mit der individualiſtiſchen Denkweiſe und ihrem Suſtem 
verknüpft. Endgültig kann dieſes Suſtem nur geſprengt werden, wenn an Stelle 
der allgemeinen tragenden Wertvorſtellungen konkrete Gemeinſchaften treten 
und wir ein Recht erhalten, das der Ausdrud feſter ebensordnungen iſt. Davon 
wird nicht nur das ſogenannte „öffentliche Recht“ erfaßt, ſondern das geſamte 
bisherige Rechtsſuſtem. 

Hindernd ſteht dem im Wege, daß heute vor allem in der Literatur die 
bisherige individualiſtiſche Grund vorſtellung beibehalten wird. Man geht nach 
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wie vor von allgemeinen Wertvorſtellungen, nicht von konkreten Gemeinſchaften 
aus, und kommt daher im Rechtsdenken nicht von der Einzelperſönlichkeit los. 
Nur die Wertvorſtellungen haben ſich dann in dem oder jenem Punkt geändert. 
Bei dieſer Auffaffung handelt es ſich lediglich um ktzent- und Schwergewichts⸗ 
verſchiebungen innerhalb der individualiſtiſchen Gedankenwelt, mit denen das 
bisherige Suſtem der geänderten Situation angepaßt wird. Wir haben in 
unſerem geſamten Volksleben die auf ſich ſelbſt geſtellte Einzelperſönlichkeit 
verlaſſen und an Stelle bloßer Wertvorſtellungen die Volksgemeinſchaft zum 
Ausgangspunkt genommen. kluch im Rechtsleben iſt dieſer Wendepunkt ein⸗ 
getreten. Die Rechtswiſſenſchaft ift davon wenig berührt worden. Sie behält 
in maßgeblichen Vertretern ihr individualiſtiſches Rechtsprinzip, wonach alles 
Recht Beziehung zwiſchen Einzelperſönlichkeiten ift, bei und begnügt ſich damit, 
die allgemeinen Wertvorſtellungen, nach denen die individuelle Perſönlichkeit 
handelt, ſtärker zu betonen. Dann würden wir aber lediglich in einer Periode 
der Erneuerung und Neubelebung der Rechtsgemeinſchaft ſtehen; die Dolfs- 
gemeinſchaft wäre für das Recht belanglos, das individualiſtiſche Rechtsprinzip 
bliebe aufrechterhalten. 

Urſprünglich ſollten ſich die Darlegungen nur auf das Gebiet des „öffent⸗ 
lichen Rechts“ erſtrecken. Im verlauf der Arbeit erſchien es aber notwendig, 
ſie auch auf einige andere Rechtsgebiete auszudehnen, wenn auch hier eine 
Beſchränkung auf die Herausstellung der Grundlinien erfolgen mußte. Das 
gilt beſonders für das Gebiet der Rechtsphiloſophie. Wohin es führt, wenn 
wir die bisherige Vorſtellungswelt der Rechtsgemeinſchaft beibehalten und 
nicht von konkreten Gemeinſchaften aus denken lernen, wird in einer Gegen⸗ 
überſtellung am Schluß der Arbeit darzulegen verſucht. Die dort aufgezählten 
Punkte laſſen ſich noch weitaus vermehren. 

Ziel der Arbeit ift, darauf hinzuweiſen, wo die Alnſatzpunkte für die Neu⸗ 
geſtaltung der Rechtswiſſenſchaft ſind. Klarheit darüber iſt für eine Zeit, die 
ſich mitten im Neubau ihrer Geſetzgebung befindet, dringend nötig. 


Heidelberg, im April 1935. Reinhard höhn. 


I. Die Staatsperſon und das neue Recht 


In unſerem Rechtsdenken ift ein entſcheidender Wendepunkt eingetreten. Wir 
haben den bisherigen Ausgangspunkt des rechtlichen Denkens und der Rechts⸗ 
dogmatik, das individualiſtiſche Rechtsprinzip, verlaſſen, wonach alles Recht Be⸗ 
ziehung zwiſchen Einzelperſönlichkeiten war!). Dies entſprach dem allgemeinen 
Grundprinzip des Individualismus, der das menſchliche Leben in Beziehungen 
von Einzelperſönlichkeiten zueinander auflöſte. Man kann „ohne Perſönlichkeit 
das perſönliche Leben nicht (mehr) verſtehen“ ). Der ſouveräne Sürſt trat als 
höchſte individuelle Perſönlichkeit, die neben dem unſterblichen Gott keinen größe⸗ 
ren kennt als ſich jelbjt?), dem Untertanen als Einzelperſönlichkeit gegenüber. Im 
ſouveränen Staat, der den ſouveränen Sürften ablöſte, war an Stelle des Fürſt⸗ 
Untertanenverhältniſſes das Staat⸗Untertanenverhältnis getreten. Man beſaß 
nunmehr, wie dies einmal treffend Joſeph held formuliert, als tragende 
Grundpfeiler „die beiden feſten Punkte: den freien Menſchen und den ſouve⸗ 
ränen Staat“ ). 

Auf dieſem Rechtsprinzip, das der Ausdruck feiner Zeit war, beruhte der kon⸗ 
ſtruktive Bau der rechtswiſſenſchaftlichen Dogmatik. Wenn man als Ausgangs- 
punkt für das Staatsrecht die juriſtiſche Perſon des Staates wählte, ſo bedeutete 
dies eine beſonders klar ausgeprägte Umſetzung und Übertragung dieſes Rechts⸗ 
prinzips auf eine Sondermaterie des Rechtss). In ihrer Grundlage ſtand dieje 
Materie damit in lebendigem Zuſammenhang mit den übrigen Rechtsgebieten, 
die von dem individualiſtiſchen Rechtsprinzip ebenfalls beherrſcht wurden. Man 


1) Beſonders klar ausgedrückt bei Georg Jellinek, Geſetz und Derorönung, 1887. 

2) Lorenz Stein, berwaltungslehre, I, 1, 1869, S. 4. 

) Jean Bodin, Les six .ivres de la Republique, zit. nach 1595. 

4) Joſeph Held, Suſtem des Derfaſſungsrechts, 1857, S. 250. — Nach Georg Jel- 
linek, Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte, 1905, S. 86 iſt die „Relation von Staat 
und Einzelperſönlichkeit derart, daß beide als einander ergänzende Größen erſcheinen. 
au dem Wachstum der individuellen perſönlichkeit nimmt ... das Machtgebiet des 

taates ab.“ 

5) Dgl. im einzelnen über den individualiſtiſchen Charakter der juriſtiſchen Staatsper⸗ 
ſon meine Darlegungen in „Der individualiſtiſche Staatsbegriff und die juriſtiſche Staats⸗ 
perſon“, 1935, ſowie „Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen Denken“, 1934. 
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iſt ſich heute vielſach deſſen nicht bewußt, was die Staatsperſönlichkeit für die ge⸗ 
ſamte Rechtsdogmatik bedeutet und neigt dazu, ſie nur als eine beiläufige, mehr 
oder minder glückliche Sormulierung in Staatslehre und Staatsrecht zu bezeichnen, 
die man nach Belieben in das Syſtem des Staatsrechts ein- oder ausſchalten kann. 
Man iſt ſich nicht mehr darüber klar, daß die Staatsperſönlichkeit alle Syfteme - 
und bisherigen Begriffsbildungen derart durchdrungen hat, daß es oft gar nicht 
mehr auf das Wort, juriſtiſche Perfon des Staates“ ankommt. Die juriſtiſche Staats⸗ 
perſon iſt in unſerem ſtaatsrechtlichen Denken faſt zu einem unbewußten Denk⸗ 
prinzip geworden. Einige Beiſpiele mögen dies erläutern: 

a) Das ſubjektive öffentliche Recht iſt nur als ein Unſpruch, 
den das Einzelindividuum gegenüber der Perſönlichkeit des Staa⸗ 
tes hat, zu denken. Georg Jellinek ſchickt nicht umſonſt feinen Darlegungen 
über das ſubjektive öffentliche Recht des Individuums ein ganzes Kapitel über 
„die rechtliche Natur des Staates“ voraus, „von deſſen richtiger Erfaſſung“, wie 
er ſelbſt ſagt, „alle ſtaatsrechtliche Erkenntnis abhängt“). Um dem Individuum 
ſubjektive öffentliche Rechte geben zu können, muß er den Staat möglichſt auf 
dieſelbe Stufe mit der perſönlichkeit des einzelnen ſtellen und kann dies nur, indem 
er ihm ebenfalls perſönlichkeit verleiht. Nunmehr ftehen ſich in der Rechtsſphäre 
die Perſönlichkeit des einzelnen und die Persönlichkeit des Staates gegenüber. 
Nach dem individualiſtiſchen Prinzip, daß alles Recht Beziehung zwiſchen Per⸗ 
ſönlichkeiten ſei, können dieſe Beziehungen jetzt beliebig geſtaltet werden). 

b) Die Staatsperſönlichkeit iſt es, die das volk als Summe der 
Wahl- und Stimmberechtigten und damit, da es Organe für den Staat als 
unſichtbare Perſönlichkeit ſchafft, als Kreationsorgan, begreifen läßt. Soweit 
dies nicht der Sall ift, tritt das Volk als Summe der Untertanen der perſönlichkeit 
des Staates gegenüber, oder es erſcheint als Träger allgemeiner Wertan— 
ſchauungen, die für das Handeln der Staatsperſönlichkeit bzw. ihrer Organe 
die Grundlage abgeben. Niemals iſt es möglich, ſolange man die Staatsperſönlich⸗ 
keit beibehält, das Volk als Gemeinſchaft zu begreifen. Das würde nicht in ein 
Suſtem paſſen, das von Beziehungen von Einzelperſönlichkeiten zueinander aus⸗ 
geht. Damit wäre zugleich ein ganz anderer llusgangspunkt gegeben, der das bis⸗ 
herige Staatsrecht ſprengen müßte. 

c) Ebenſo wie das Volk können der Reichskanzler und die einzelnen Miniſter 
nur als Organe der unſichtbaren Staatsperſönlichkeit begriffen werden. Die ge⸗ 


) Zellinek, G., Das Suſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte, 1905, S. 12. 
) gl. die Diſſertation von Arthur Pfeiffer, hamburg 1934 „Der Gedanke des Wider- 
ſtandsrechtes des Staatsbürgers gegen die unrechtmäßige Ausübung der Staatsgewalt“, 
4 die noch völlig in dieſer Gedankenwelt ſteht, beſ. S. 27 ff., wie denn überhaupt die Diſſer⸗ 
tationen weiterhin die Verkünder der überwundenen rechtlichen Welt find. 
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ſamte Organlehre des bisherigen Staatsrechts beruht auf der Dorftellung vom 
Staat als juriſtiſcher perſon, die durch Organe handelt. Hiernach würde heute 
der Führer auch lediglich nur als Organ der unfichtbaren Perſönlicheit Staat be⸗ 
griffen werden können. Seine Stellung als Führer einer Gemeinſchaft käme in 
dieſem Syſtem nicht zur Geltung). N 

ch Geht man von der perſönlichkeit aus, jo erſcheint das Geſetz als Wille 
der unſichtbaren perſönlichkeit Staat, die in ihren Organen handelnd in 
Erſcheinung tritte). Nur von dieſer Vorſtellung aus iſt auch das normative Rechts⸗ 
denken möglich. Der Wille des Staates erſcheint im Geſetz feſtgelegt. Da er auf 
andere Weiſe nicht hervortreten kann, fragt man das Geſetz als Willensäußerung, 
was der Staat für dieſen Fall gewollt hat und hält ſich möglichſt eng an dieſe 
Außerung. Die feſtgelegte Einmaligkeit des Willensattes iſt es, die bindet. In 
ſchärfſtem Gegenſatz ſteht dazu das Denken von einer konkteten Gemeinſchafts⸗ 
ordnung, die aus der Ordnung ſelbſt den Einzelfall zu löſen vermag. Geſetze be⸗ 
deuten dann nicht mehr eine Summe von einzelnen Willensäußerungen, ſondern 
erſcheinen als Akte der Sührung, die untereinander in einem planmäßigen Zu⸗ 
ſammenhang ftehen®). Sie dienen zur Ausgeſtaltung der Volksgemeinſchaft in 
feſten Ordnungen. Nicht ein Komplex von Süllen wird willensmäßig entſchieden, 
ſondern es wird eine Ordnung begründet, in die der Einzelfall eingeordnet wer⸗ 
den kann und damit feine Löfung findet. Typifche Beiſpiele find das Reichserbhof⸗ 
geſetz und das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 

e) Im bisherigen Strafrecht liegt die Staatsperſönlichkeit den 
Grundbegriffen von Derbrehen und Strafe zugrunde. Das Strafrecht 
wird als Beziehung zwiſchen Staatsperſönlichkeit und berbrecherperſönlichkeit 
aufgefaßt. Die Strafe gilt „ganz allgemein“ als „eine Handlung, die eine perſon 
gegen eine andere Perjon wegen einer von dieſer begangenen Handlung oder 
Unterlaſſung vornimmt“). Auf den Staat als perſönlichkeit übertragen bedeutet 
dies „eine Reaktion des Staates“) auf ein von ihm mißbilligtes Verhalten. Hierin 
dokumentiert ſich beſonders eindringlich die Stellung des Staates als Herrſcher— 
perſönlichkeit gegenüber den Untertanen. Dogmatiſch wirkt ſich dies zunächſt in 
der grundlegenden Begriffsbeſtimmung von Strafrecht im objektiven und ſub⸗ 


) Dol. meinen Aufſatz „Führer oder Staatsperſon“. Um eine neue ſtaatsrechtliche 
Dogmatik DJZ., 1935, S. 66 ff. 


2) Ich verweiſe im einzelnen auf meinen Aufſatz „Das Geſetz als Akt der ührung“, 


in Deutſches Recht, 1934, S. 433 ff. , 

5) fluch Lange, Dom alten zum neuen Schuldrecht, 1934 bezeichnet das Geſetz als 
„eines der wichtigſten Führungsmittel“, S. 36. 

) Gerland, deutſches Reichsſtrafrecht, 1932, S. 1. 

5) Ebenda. 
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jektiven Sinne aus. Beim Strafrecht im objektiven Sinn handelt es ſich um eine 
von der Staatsperſönlichkeit ausgeſprochene „Summe der Rechtssätze, welche das 
nicht fein ſollende Verhalten als ſolches kennzeichnen, verbieten und die Begehung 
mit einer Rechtsfolge von Übelqualität ausſtatten“ ). Aus dem gleichen Perſön— 
lichkeitsdenken ergibt ſich dann das Strafrecht im ſubjektiven Sinn. Es iſt das dem 
Staate als „einem Rechtsſubjekt zuſtehende Recht, dem Verbrecher das Übel der 
Strafe zuzufügen. Hieraus folgt dann die Lehre vom ſtaatlichen Strafanſpruch'). 
In dieſer Lehre wird die Doritellung vom Staat als Perſönlichkeit dazu benutzt, 
um damit den Staat in der Erfüllung ſeiner Straffunktion zu beſchränken. Der 
Strafanſpruch dient dazu, „um zugleich die rechtsſtaatliche Gebundenheit des 
Staates nach der Seite des Strafendürfens hin anzudeuten; denn von einem ſtaat⸗ 
lichen Strafrecht im ſubjektiven Sinne kann nur unter der Dorausfegung geſpro⸗ 
chen werden, daß die an ſich ſchrankenloſe Strafgewalt des Staates in kluger Selbſt⸗ 
beſchränkung Dorausfegung und Inhalt ihrer Betätigung (Verbrechen und Strafe) 
beſtimmt hat“). Die Strafe erſcheint hier lediglich als Betätigung der Staats⸗ 
perſönlichkeit, das Verbrechen iſt Dorausjegung für dieſe Betätigung. Nach Bin⸗ 
ding jagt die Staatsperſönlichkeit dem Strafgeſetz nichts anderes als „Ich, der 
Staat, erkenne die Verpflichtung an, dies Verbrechen zu ſtrafen; der Verbrecher 
muß von mir mit der angedrohten, und darf mit keiner anderen Strafe belegt 
werden“). Das Strafgeſetz bedeutet nur einen Befehl des Staates an ſich ſelbſt 
zu ſtrafen. Da nach Binding „im Strafgeſetz der Staat niemand anderem gebietet 
als ſich jelbit, ſo iſt der Staat auch der allein denkbare Übertreter der Strafgeſetze“ ), 
wenn er nicht geſetzmäßig die Straffunktion ausübt. Der einzelne ſteht dem Straf⸗ 
geſetz konſtruktiv ganz fern, er wird von dem Strafgeſetz abgerückt. Damit man 
an ihn überhaupt herankommen kann, bedarf es eines komplizierten Denkweges. 
Es müfjen erſt Rechtsſätze gefunden werden, die fi an ihn richten. Das find die 
Normen“). Auf Grund dieſer Ronſtruktion ſteht dann dem Strafanſpruch der 
Staatsperſönlichkeit eine Straferduldungspflicht des Verbrechers gegenübere). 


0 Singer, Strafrecht in Stammler, Das geſamte deutſche Recht, 1932, S. 442. 
) Ebenda. 

3) Dgl. dazu den beachtenswerten Klufſatz von Schaffſtein „Der Begriff Strafanſpruch“ 
und fein rechtspolitiſcher Gehalt in DIZ., 1934, S. 1174, der folgerichtig von einer Ab» 
lehnung des individualiſtiſchen Strafrechtsprinzips aus auch zu einer Ablehnung der 
Lehre vom Strafanſpruch kommt. 

) Lißt⸗Schmidt, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts, 1932, Bd. I, S. 1, Anm. 1. 

5) Binding, Die Normen und ihre Übertretung, Bd. I, 1872, S. 14. 

6) Ebenda. 

7) S. 31. 

8) Singer, a. a. O., S. 442, erklärt im Anfchluß an die Definition des Strafanſpruchs: 
„Dem Verbrecher entſteht die Pflicht, das Übel der Strafe über ſich ergehen zu laſſen, 
es zu dulden; die höchſtperſönliche Straferduldungspflicht“. 


12 


Ein gemeinſchaftsmäßiges Strafrecht beruht nicht auf Beziehungen von Norm- 
unterworfenen zur Staatsperſönlichkeit. In ihm find die Schuldigen nicht „Sub- 
jette einer Rechtspflicht, die Deliftsfolgen über ſich ergehen zu laſſen“ ). hier wird 
nicht vom Begriff der Staatsperſönlichkeit aus das geſamte Recht in Einzelrechte 
und Einzelpflichten aufgeſpalten. Mit der Untat iſt vielmehr der Gemeinſchafts⸗ 
kreis durchbrochen. Die Gemeinſchaftsordnung muß wiederhergeſtellt werden. 
Das geſchieht durch die Sühne des Srevlers. Die Gemeinſchaft iſt alſo verletzt. 
In der individualiſtiſchen Zeit, die nur Beziehungen von persönlichkeiten zuein⸗ 
ander kennt, ſind einzelne „menſchliche Cebensintereſſen“) verletzt. Das Straf⸗ 
recht wird dann zum Rechtsgüterſchutz. Lißt⸗Schmidt ſtellt feine Ausführungen 
über Rechtsordnung, Derbrechen und Strafe beſonders tupiſch unter dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkte). Die geſchützten Intereſſen können wiederum Intereſſen der Staats- 
perſönlichkeit, zum andern Intereſſen der phuſiſchen Einzelperſönlichkeiten ſein. 
Aus dieſem Grunde unterſcheidet Reinhard Frank beim materiellen Ver⸗ 
brechensbegriff zwiſchen der Verletzung unmittelbar ſtaatlicher Intereſſen und 
den vom Staat geſchützten Intereſſen einzelner). So werden die Intereſſen der 
Untertanen als mittelbare Intereſſen der Staatsperſönlichkeit konſtruiert. Auf 
dieſem Wege erfüllt der Staat mit der Strafe ſeine Schutzfunktionen. 

Fällt der Begriff der Staatsperſönlichkeit und damit der des geſchützten Rechts⸗ 
gutes einer Einzelperſönlichkeit, ſo muß ſich die geſamte Suſtematik und Cat⸗ 
beſtandsauffaſſung im beſonderen Teil des Strafrechts von Grund auf wandeln. 
Das zeigt ſich am eindrucksvollſten an den Staatsverbrechen ſelbſt. 

Im Caufe der Entwicklung iſt im Strafrecht genau ſo wie im Staatsrecht, nur 
ſpäter und mühſamer, an Stelle der Fürſtenperſönlichkeit die Staatsperſönlichkeit 
getreten. Beſonders Binding hat ſich darum bemüht, dieſe Entwicklung für die 
Dogmatik der Staatsverbrechen auszuwertend). Soweit man ſich im Strafrecht der 
Grundkonſtruktion der juriſtiſchen Staatsperſönlichkeit bewußt war, faßte man 
daher den Hochverrat als einen Angriff auf den freien Perſönlichkeitswillen des 


) Merkel⸗Ciepmann, Die Lehre von Verbrechen und Strafe, 1912, S. 191. 

2) CLißt⸗Schmidt, Lehrbuch, a. a. O., S. 4. 

9) Mezger, Strafrecht, 1931, bezeichnet als Rechtsgut „das vom Recht geſchützte 
Durchſchnittsintereſſe“, S. 200. Soweit Reinhard Frank, Kommentar, den Begriff des 
Rechtsgutes ablehnt, bedeutet dies nur eine Weiterentwicklung des individualiſtiſchen 
Prinzips. Frank ſieht nur noch Intereſſen als geſchützt an, hinter denen die im Begriff 
Rechtsgut noch mitgedachte Subſtanz nicht mehr ſteht. „Denkt man ſich die Strafdrohung 
weg, fo bleibt kein „Gut“ übrig, und kommt ein ſolches durch die Strafdrohung zum Ent⸗ 
ſtehen, ſo kann man zwar ſagen, daß der Geſetzgeber ein Rechtsgut ſchaffe, aber nicht, 
daß er es ſchütze. Allgemeingültig ift nur, daß Intereſſen geſchützt werden“, S. 8. 

4) Frank, Kommentar, Einleitende Beſtimmungen, IV. 

5) Binding, Lehrbuch II, 2, 1905, S. 371, 410, 416. 
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Staates, den Landesverrat auf die äußere Machtſtellung gegenüber anderen Staats— 
perjönlichleiten auf. So erklärt Knitſchky zum Hochverrat, der Täter „leug— 
net . .. das Recht des Staates, einen eigenen Willen zu haben, verletzt feine Per— 
ſönlichkeit“), Cißt-Schmidt ſieht in der gleichen Weiſe als Schutzobjekt des Hoch— 
verrats den Staat als Einzelweſen. Er definiert den Hochverrat als einen „Angriff 
auf die rechtliche Organiſation des Staates, alſo auf ſeinen Stand als Einzel⸗ 
weſen“ ). Doch konnte auf dem Gebiet des Hochverrats die juriſtiſche Staatsperſon 
nicht voll zur Auswirkung kommen. Die Verfaſſungsorganiſation und ihr Schutz 
ſtand als weſentliches Objekt im Vordergrund. 

Dagegen bot das Gebiet des Landesverrates eine viel größere Möglichkeit, mit 
der juriſtiſchen Staatsperſon zu operieren. Hier konnte man im Strafrecht mit der 
Doritellung vom Staat als Perſönlichkeit den abgegrenzten Charakter der Staats⸗ 
perſönlichkeit gegenüber anderen Staatsperſönlichkeiten entfalten. In aller Deut- 
lichkeit erklärt die um 1900 maßgebliche Arbeit über den Candes verrat von Max 
Eppitein: „Der Begriff des Landesverrats hängt aufs engſte mit dem des Staates 
zuſammen. Mit ihm entſteht er und mit ihm entwickelt er ſich. Wie die phuſiſche 
perſon, der Menſch, ſo wehrt auch der Staat, die erſte juriſtiſche Perſon, ſich mit 
aller Wucht gegen die Kräfte, die feine Exiſtenz zu untergraben ſuchen“ ). 

Noch 1955 baut Singer feine Unterſuchung über „Die Problematik des Tat⸗ 
beſtands des Landesverrates“ weitgehend auf einem Dergleich des Staates mit 
einer phuſiſchen Perſon auf!). So wird das Staatsgeheimnis wie das Geheimnis 
einer Einzelperſönlichkeit geſehen. Gewiſſe Modifikationen ergeben ſich nur da⸗ 
durch, „daß der Staat ein gedankliches, kein phänomenologiſches Erlebensſubjekt, 
ſondern nur der Zurechnungsendpunkt für Erlebniſſe von in beſtimmter Beziehung 
zu ihm ſtehenden phuſiſchen Subjekten iſt“ ). Hier iſt die Staatsperſönlichkeit nach 
Art der Relſenſchen Schule auch im Strafrecht zu einem Zurechnungsendpunkt 
geworden. 

Es iſt daher nicht verwunderlich, daß der Derjuc, von der Gemeinſchafts⸗ 
ſeite her das Strafrecht neu zu erfaſſen, bei den Staatsverbrechen anſetzt. 


) Anitſchky, Das Verbrechen des Hochverrats, 1874, S. 105. 

2) Tißt⸗Schmidt, Lehrbuch, 25. Aufl., 1925, S. 759. Früher hieß es bezeichnender⸗ 
weiſe noch „Einzelindividuum“, jo 2. Aufl., 1885, S. 497. 

3) Eppſtein, Der Landesverrat in hiſtoriſcher, dogmatiſcher und rechtsvergleichen⸗ 
der Darſtellung, Strafrechtliche Abhandlungen, Heft 12, 1898, S. 6. Dgl. auch v. Weber, 
Grundriß des tſchechoſlowakiſchen Strafrechts, 1929, S. 65. „Empiriſcher Betrachtung 
bietet der Staat zwei Anfichten: Nach innen iſt der Staat organiſierte Gewalt gegenüber 
den Untertanen, nach außen, d. i. im verhältnis zu anderen Staaten, ift er denkende und 
handelnde perſönlichkeit unter anderen, die durch staatsvolkund Staatsgebiet beſtimmtiſt“. 

5 Sun in Gerichtsſaal, 1958, S. 227 ff., insbe]. S. 250, 251, 259. 

. 254. 
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Das zeigen ſehr deutlich die Ausführungen von Georg Dahm über Derrat 
und verbrechen). Roger Diener hat neuerdings den Derſuch gemacht, das 
geſamte Syſtem der Staatsverbrechen von einer gemeinſchaftsmäßigen Haltung 
aus zu ſehen). 

f) Im verwaltungsrecht wird die Einwirkung der Staats perſon 
ſchon im Begriff der verwaltung deutlich. Nach Sleiner ift Derwaltung, 
was den Staat als „Rechtsperſönlichkeit ... in den Stand ſetzt, durch Sührung 
ſeiner Geſchäfte feine Cebenszwecke zu erreichen“. „Die Tätigkeit einer phuſiſchen 
oder juriſtiſchen Perfon, die im Beſorgen ihrer Geſchäfte beſteht, heißt Derwal- 
tung“). Dieſe Verwaltung läuft als „Staatsverwaltung“ über ein Organ des 
Staates, „das durch eigenen Willensentſchluß unmittelbar Staatswillen“ ) be⸗ 
tätigt. Dieſes Organ iſt der Beamte, der in der individualiſtiſchen Huffaſſung 
immer nur als Organ der Staatsperſönlichkeit erſcheinen kann und in Beziehungen 
zu den einzelnen Untertanen tritt; daß mit einem ſolchen Beamtenbegriff in einer 
Zeit, in der der Beamte als Diener der Volksgemeinſchaft geſehen wird, nicht mehr 
gearbeitet werden kann, leuchtet ein. 

Das Verwaltungsrecht regelt dann, von der Auffaſſung des Staates als Per⸗ 
ſon, „die Beziehungen zwiſchen dem herrſcher Staat (oder einer ihm gleichwertigen 
öffentlichen Korporation) und den gewaltunterworfenen Perſonen, den Unter⸗ 
tanen, Bürgern, Privaten“. Ein Verwaltungsrecht, das auf dieſen Grundvorſtel⸗ 
lungen beruht, muß heute in feiner Geſamtheit und in allen feinen Konſequenzen 
zu völligen Unzuträglichkeiten führen. Deutlich zeigt ſich dies beſonders an der 
Selbſtverwaltung. 

g) Die Selbſtverwaltung iſt nach demſelben Prinzip konſtruiert. 
Die Gemeinde als Perſönlichkeit nimmt der Perſönlichkeit des Staates ein Stück 
der Beſorgung öffentlicher Geſchäfte ab. Sie führt das ihr „zuſtehende Stück öffent⸗ 
licher Derwaltung durch Organe, die fie regelmäßig ſelbſt beſtellt“ ?). Das Recht, 
Derwaltungsgeſchäfte zu beſorgen, erſcheint hier, wie in der geſamten Vorſtellung 
vom Recht als ein Derfehrsgut, d. h. als ein Gut, das von einer Perſönlichkeit 
auf die andere übertragen werden kann. 

Bei dieſer Auffafjung werden dann die Gemeindebürger lediglich zu „Inter⸗ 
eſſenten“, die „ſelbſt entweder als Wähler der Derbandsorgane oder als ge— 


) Dahm, Derrat und Verbrechen, Zeitſchr. f. d. geſ. Staatswiſſenſchaft, 1935, S. 283 ff. 

2) Diener, Staatsauffaſſung und Staatsverbrechen, eine Arbeit, die in Kürze er⸗ 
ſcheinen wird. 

5) Sleiner, Inſtitutionen des deutſchen Derwaltungsrechts, 8. Aufl., 1928, S. 3. 

4) S. 95. 

5) S. 100. 
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wählte Mitglieder der Kommunalbehörden indirekt oder direkt an der Derwal- 
tung des Derbandes beteiligt“) find. 

Sleiner meint: „Dies rechtfertigt es, von Selbſtverwaltung zu reden.“ Die 
geſamte Selbſtverwaltung wird von dem Gegenſatz von Perſönlichkeiten zueinan⸗ 
der aus geſehen: der perſönlichkeit der Gemeinde und der Perſönlichkeit des 
Staates. Sie ruht auf dem individualiſtiſchen Perſönlichkeitsbegriff. kluch dieſer 
Selbſtverwaltungsbegriff bedeutet für uns heute nichts mehr. 

h) Mit der Staatsperſönlichkeit iſt es nicht möglich, den Gegen— 
ſatz zwiſchen öffentlichem und privatem Recht zu überwinden. Er 
beruht auf der Derſchiedenartigkeit der Sphäre der Staatsperſönlichkeit und der 
Sphäre der Einzelperſönlichkeit. Solange der Staat als perſönlichkeit betrachtet 
wird, gibt es neben ihm eine Anzahl anderer Perſönlichkeiten juriſtiſcher oder 
phuſiſcher Art. Wenn zwei dieſer anderen perſönlichkeiten miteinander in Be⸗ 
ziehung treten, berührt das zunächſt die Staatsperſönlichkeit nicht, denn im Privat⸗ 
recht dreht ſich alles „um das Intereſſe des einzelnen; er ift Ausgangspunkt und 
Endzweck jeder knordnung“ ), Der Staat greift im allgemeinen erſt dann ein, 
wenn es zwiſchen den Einzelperſönlichkeiten zum Streit kommt und der Staat als 
dritte Perſönlichkeit eine Entſcheidung zu treffen hat. Es muß daher bei dieſer 
Ausgangsitellung ſtets zwiſchen denjenigen Rechtsbeziehungen unterſchieden wer⸗ 
den, an denen die Staatsperſönlichkeit unmittelbar beteiligt iſt, alſo dem öffentlichen 
Recht und dem Privatrecht als dem Ceil der Rechtsordnung, in dem es ſich aus⸗ 
ſchließlich um die Beziehungen zwiſchen anderen Perſönlichkeiten handelt. Eine 
| Überwindung diefes Gegenſatzese) ift erſt möglich, wenn das Recht als Gemein⸗ 
ſchaftsordnung begriffen wird. Mit dem Staat als perſönlichkeit kann man z. B. die 
Familie nicht eingliedern. Sie ſteht iſoliert in einer eigenen Sphäre ohne anderen als 
poſitiv⸗rechtlichen Zuſammenhang. Dom perſönlichkeitsdenken aus wird fie dann 
in Beziehungen von Perſönlichkeiten zueinander ihrerſeits weitgehend aufgelöft. 
So iſt es kein Zufall, daß von Georg Jellinek die Ehe folgendermaßen geſehen 
wird: Sie „qualifiziert die Individualität der Ehegatten in ihrem gegenſeitigen 
Verhältnis, in minderem Umfang auch dritten Perjonen gegenüber. Sie gewährt 
ihnen für die Dauer der Ehe unlösbar mit ihrer perſon verknüpfte rechtliche Sähig- 
keiten. Ebenſo iſt es mit dem Verhältnis von Eltern und Kindern. Ehemann, Ehe⸗ 
frau, Dater, Mutter, Sohn, Tochter find Beziehungen der Perſönlichkeit, welche 


1) Sleiner, a. a. O., S. 100. 

2) Schulze, h., Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts, Bd. I, 1881, S. 1. ’ 

3) Eindeutig erklärt Karl Auguft Eckhardt: „Sallen muß radikal der Unterſchied 
zwiſchen öffentlichem und privatem Recht“ in „Das Studium der Rechtswiſſenſchaft“ in 
Der deutſche Staat der Gegenwart, Heft 11, S. 25. 
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diefe ſelbſt in beſtimmten Richtungen ergreifen und für die Dauer der Erziehung 
deren Glieder unverzichtbar und unübertragbar qualifizieren“). 

Erſt vom Boden der Volksgemeinſchaft erhalten Samilie wie Staat ihre ſinn⸗ 
volle Einordnung. 

wenn wir heute das individualiſtiſche Rechtsprinzip verlaffen, jo ift eine ge- 
waltige Erſchütterung des geſamten Rechtsbaves und der juriſtiſchen Begriffs⸗ 
welt die Folge. 

Beſonders klar wird dies auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Gibt man 
die juriſtiſche Staatsperſon, den „Grund und Eckſtein“ des bisherigen Staats- 
rechts, auf, fo iſt die auf dem Staat als Perſon fußende ſtaatsrechtliche Dogmatik 
hinfällig geworden. Es wird heute immer klarer, daß man nicht mehr in der 
Cage iſt, die juriſtiſche Staatsperſon, die bisherige „Vorausſetzung jeder juriſti⸗ 
ſchen Ronſtruktion des Staatsrechts“, durch die allein „die Möglichkeit und 
Richtung eines wiſſenſchaftlichen, d. h. durch einen einheitlichen Gedanken be= 
herrſchten Syjtems gegeben“ ?) war, beizubehalten). Auf die Ronſequenzen, 
die ſich bei Beibehaltung der juriſtiſchen Staatsperſon allein für den Begriff des 
Führers ergeben, wurde ſchon eingehend hingewieſen). Der Glaube, daß man 
mit Hilfe der bisherigen Begriffe das Neue erfaſſen könne, der in den erſten 
ſtaatsrechtlichen Deröffentlichungen nach der nationalen Revolution zu finden 
wars), iſt heute längſt verſchwunden. Man ſpürt deutlich eine Selbſtbeſinnung 
auf die Aufgabe der Wiſſenſchaft eines Staatsrechts unſerer Zeit, fie tritt in den 
Dordergrund, ernſthaft wird abgewogen, wie fie zu bewältigen fei. So ſtehen 
wir im Anfang eines Kampfes um eine neue ſtaatsrechtliche 


1) Jellinek, Suſtem, S. 88. 


2) C. S. von Gerber, Grundzüge eines Suſtems des deutſchen Staatsrechts, 1865, 
S. 4, Anm. 2. 


3) Die juriſtiſche Staatsperſon wird heute für das Staatsrecht klar abgelehnt von Carl 
Schmitt, berfaſſungslehre, 1928, S. 56, und neuerdings in: „Was bedeutet der Streit 
um den Rechtsſtaat“? Ztſchr. f. geſ. St.-W., Bd. 95, S. 201, von Ernſt Rud. huber, 
in: „Die deutſche Staatswiſſenſchaft“, Itſchr. f. gef. St.-W., Bd. 95, S. 32, von §. W. 
Jeruſalem, „Der Staat“, 1935, S. 225ff. und von Ernſt Forſthoff, J. W., 1934, 
Heft 48, S. 3050; für das Strafrecht wohl auch von G. Dahm, „Derrat und Verbrechen“ 
in Ztſchr. f. gef. St.⸗W., Bd. 95, S. 300, 302. 

4) Dol. meinen flufſatz: „Führer oder Staatsperſon? Um eine neue ſtaatsrechtliche 
Dogmatik“, DI3., 1935, S. 66ff., und die KUnſatzpunkte in: „Die Wandlung im ſtaatsrecht⸗ 
lichen Denken“, 1934. 


5) Tupiſch für dieſe Zeit iſt etwa Koellreutters „Allgemeine Staatslehre“, in der 
noch unbeſorgt die bisherige Vorſtellungswelt neben der neuen ſteht, zum Teil mitein- 
ander verwoben wird. Dazu meine Beſprechung in 3. 1934, Heft 27. Abwegig auch 
Helfritz in DJ3. 1934, Heft 10. 
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Dogmatik. Weder eine Philoſophie noch eine Lehre von der politik wird 
uns dieſe Aufgabe abnehmen können, genau fo wenig wie die Philoſophie des 
19. Jahrhunderts oder die Lehre von der politik in dieſem Jahrhundert die 
ſtaatsrechtliche dogmatik zu erſetzen in der Lage waren!). Sie baute vielmehr 
auf ihnen auf und war ihr rechtlicher Ausdrud. Man kann dabei völlig verſtehen, 
daß vor dem Begriff „Dogmatik“ heute ein gewiſſer Horror beſteht. Das hat feine 
Gründe. Die ſtaatsrechtliche Dogmatik der letzten Jahre entſprach nicht mehr 
unſerer inneren Grundhaltung. Sie war weiterhin der Ausdrud der alten Welt, 
über die wir ſchon hinaus waren. Zwiſchen dieſer Dogmatik und unſerer eigenen 
inneren Einſtellung klaffte ein wWiderſpruch. Dies iſt aber nur in Kriſenzeiten der 
Sall. Deutlich beweiſt dies das 19. Jahrhundert. 

Den Kampf gegen die ſouveräne Fürſtenperſönlichkeit führte in erſter Linie 
die Philoſophie des Naturrechts, nachdem ſie in ihren erſten großen Vertretern 
hobbes und Pufendorf dazu gedient hatte, die Stellung des ſouveränen Sür⸗ 
ſten zu erklären und zu rechtfertigen. Der zweifellos naturrechtlichen Ideen völlig 
fernſtehende Rechtsphiloſoph Julius Stahl nahm dieſen Kampf gegen den ſou⸗ 
veränen Fürſten auf, den er an die von Gott verordnete „Anftalt” Staat band. 
Nirgends kommt dieſes klarer zum Ausdruck als in der Rezenſion zu Romeo 
Maurenbrechers Buch „Die deutſchen regierenden Fürſten und die Souveräni⸗ 
tät“). Wenn Ulbrecht aus dieſem Kampf dann die juriſtiſchen Konſequenzen zog 
und den Fürſten an die Anftalt Staat auch juriſtiſch band, fo tat er nur das, was 
im Zuge der Zeit lag. Er formte als Dogmatiker, was Philoſophie und politik 
ihm boten. Zugleich aber ſagte er ſich auch von der Philoſophie los, er brauchte 
fie nicht mehr. Noch ſchärfer tritt dies bei C. §. von Gerber hervor, der uns er⸗ 
klärt, alles was in der Philoſophie, vor allem in den philoſophiſchen Einleitungen, 
die der Juriſt ſeinem Suſtem gewöhnlich vorausſchickte, wirklich juriſtiſcher Natur 
ſei, alſo die ganze Lehre von der Staatsgewalt nach Inhalt und Grenzen, werde 
nunmehr „von dem Suſtem des Staatsrechts ſelbſt ergriffen“). Die ſtaatsrecht⸗ 
liche Dogmatik und die philoſophiſchen Ideen fielen in dieſem Moment in ihrer 
Baſis zuſammen, ſie waren in den ſtaatsrechtlichen Begriffen ſelbſt enthalten, 
man brauchte ſie nicht mehr als etwas Beſonderes voranzuſtellen. 

Das philoſophiſche Grundprinzip einer individualiſtiſchen Zeit, 
das vom einzelnen und ſeinen Beziehungen zum einzelnen ausgeht, wird nun⸗ 
mehr zum Rechtsprinzip. Auf dieſer Grundlage gelang der gewaltige ſtaats⸗ 
rechtliche Neubau im 19. Jahrhundert, der ſolange beſtehen konnte, als die Geiſtes⸗ 


) Im einzelnen verweiſe ich auf meinen oben zitierten Aufjaß in der DJ3. 
2) Stahl in „Kritiſche Jahrbücher“ (Richter-Schneider), 1841, S. 97ff. 
3) F. C. v. Gerber, a. a. O., S. 237. 
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haltung, auf der er beruhte, ſelbſt noch wirkſam war. Dieſe ſtaatsrechtliche 
Dogmatik bedeutete keine Abſchwächung durch begriffliche Erſtarrung, ſondern 
gerade eine ungemeine Feſtigung des politiſchen Gedankengutes ihrer Zeit 
in der täglichen praktiſchen Auswirkung und Handhabung. Wie lebendig dies 
empfunden wurde, zeigen beſonders immer wieder die Ausführungen C. S. 
Gerbers. 

Sowie aber die individualiſtiſche Grundlage dieſes Rechtsbaus nicht mehr an⸗ 
erkannt wurde, mußte der Kampf gegen die bisherige Dogmatik beginnen. Er 
wurde wieder von der weltanſchaulichen Baſis aus geführt. Don hier wurde der 
Boden entſcheidend aufgelockert. Diefen Angriff ſuchte man zunächſt mit der Dog⸗ 
matik ſelbſt abzuwehren. Es handele ſich hier um Recht und nicht um politik, ſo 
lauteten die Argumentationen. Das wurde zum Teil im beiten Glauben vorgebracht. 
Soweit war die Grundvorſtellung der individualiſtiſchen Zeit ſchon eingedrungen, 
daß man ſich ihrer gar nicht mehr bewußt war, ſie warzu etwas Selbſtverſtändlichem 
und die Dogmatik zu etwas Selbſtändigem geworden. Die Angegriffenen, die 
weiter auf dem alten Boden ſtehen blieben, konnten das, was hier vorging, zum 
Teil überhaupt nicht verſtehen. Treffend kam dies auf den Staatsrechtslehrer— 
tagungen zum klusdruck. In den Augen der Angreifer aber wurde die einſtmals jo 
lebensnahe und blutvolle Dogmatik zur „ſtarren Dogmatik“. Das Wort bekam 
nunmehr ſeinen eigentümlichen Beigeſchmack. Merkwürdigerweiſe wurde dieſe 
Dogmatik aber nun nicht konſequent abgelehnt, ſondern ſie wurde auch von Män⸗ 
nern, die auf einem ganz anderen Boden ſtanden, beibehalten. Man glaubte, da⸗ 
durch, daß man eine andere geiſtige Grundhaltung verfocht und dieſe ſcharf her⸗ 
ausſtellte, das Erforderliche ſchon getan zu haben. Es geſchah dasſelbe wie in den 
alten Cehrbüchern über Staatsrecht im 17. und 18. bis in die erſten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts. Man brachte damals naturrechtliches Gedankengut und 
bekannte ſich ausdrücklich zur Idee des Geſellſchaftsvertrages in den Einleitungen 
und dem erſten Teil der Lehrbücher, kümmerte ſich aber im übrigen nicht mehr 
viel darum und behandelte dann deutſches Cehns- und Ständerecht, was mit den 
zu Beginn vertretenen Anfichten auch nicht das mindeſte zu tun hatte, zum Teil 
in einem grundlegenden Gegenſatz ſtand. 

Mit der Betonung der neuen weltanſchaulichen Linie und 
dem Bekenntnis dazu war erſt der Anfang gemacht. Die 
Umſetzung dieſes Denkens in die ſtaatsrechtliche Dogmatik 
mußte die notwendige Folge ſein. Erſt dann war der Gegner 
beſiegt. Solange man ſich ſeiner ſtaatsrechtlichen Formulierungen aber bediente, 
fiel man da, wo es galt, nunmehr auch die Ronſequenzen zu ziehen, in die bis⸗ 
herigen Gedankenbahnen zurück. Dieſe Haltung läßt ſich bis in die neueſte Zeit 
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hinein verfolgen und belegen. Sie iſt der Ausdruck der Übergangszeit, in der wir 
uns befinden, in der es noch nicht gelingt, der neuen Weltanſchauung auf allen 
Gebieten zum Durchbruch zu verhelfen. Es wirkt zum Teil der Glaube mit, daß man 
die bisherige Begriffswelt zur Erklärung des Neuen verwenden könne. Man ſieht 
nicht, daß man das neue Gedankengut damit niemals zu deuten vermag und jeder 
Derſuch nur zu Mißdeutungen und Verfälſchungen führen muß!). Ein Staats- 
recht, das ſich weltanſchaulich auf einer anderen Baſis be- 
wegt als in ſeiner Dogmatik, ift auf die Dauer untragbar. 
Bei jeder tieferen Erfaſſung ift der Konflitt da. Die neue weltanſchauliche Grund⸗ 
lage drängt dazu, ſich auch in der Dogmatik der Begriffswelt durchzuſetzen und 
eine Übereinſtimmung herbeizuführen. Man müßte ſonſt bei jedem ſtaatsrecht⸗ 
lichen Begriff erklären, daß man allerdings weltanſchaulich nicht auf dem Boden 
ſtehe, dem dieſer Begriff entſtamme, und in einem Atem etwa den Begriff des 
Volkes weltanſchaulich ablehnen, den man juriſtiſch gebraucht. Das geſchieht 
heute noch in weitgehendem Maße, ohne daß man ſich der Unmöglichkeit eines 
derartigen Verfahrens bewußt wird. 

Sür die Neugeſtaltung unſerer Dogmatik iſt zunächſt die klare Seftitellung des 
klusgangspunktes notwendig. Er kann nur in dem dem individualiſtiſchen Prinzip 
entgegengeſetzten Gemeinſchaftsprinzip liegen, wie es die Weltanſchauung des 
Nationalſozialismus beherrſcht. Es muß zum Rechtsprinzip werden'), von ihm 
aus laſſen ſich allein alle Vorgänge unſeres heutigen Lebens juriſtiſch erfaſſen. 
Auf dem Gebiete des Staatsrechts tritt an Stelle der juriſti— 
ſchen Staatsperſon die bolksgemeinſchaft als Rechtsbegriff. 
Die rechtliche Erfaſſung und Ausgeftaltung des Prinzips der Volksgemeinſchaft 
iſt deshalb ſo ſchwierig, weil dieſer Begriff bisher in ſeiner heutigen Bedeutung 
völlig unbekannt war, ſodann aber auch deshalb, weil er mit ähnlichen Begriffen 
ſtändig verwechſelt und zum Teil zuſammen geworfen wird. Die maß⸗ 
geblichſte berwirrung richtet hier die Doritellungswelt der 
Rechtsgemeinſchaft an. Man iſt heute noch vielfach der Anſicht, daß die 
Rechtsgemeinſchaft die für das Recht allein paſſende Gemeinſchaft ſei. Man 
glaubt im übrigen an traditionelle Werte anknüpfen zu können, die immer 
dieſem Begriff zugrunde lagen. Wenn die Staatsperſönlichkeit gefallen iſt, dann 


1) Ich verweiſe im einzelnen auf meine Darlegungen in: „Die Wandlung im ſtaats⸗ 
rechtlichen Denken“, S. 42 ff. vgl. neuerdings heckel in „Berichte über die Cage 
und das Studium des öffentlichen Rechts,“ Heft 12 „Der deutſche Staat der Gegenwart“, 
1935, der erklärt, daß „unſer neues politiſches Volksrecht nicht vom Staate her kon⸗ 
ſtruiert werden darf“, S. 12. f 

2) Darauf hat beſonders eingehend die Zeitſchrift Deutſches Recht, 1934, hingewieſen, 
vgl. auch meinen Aufſatz „Gemeinſchaft als Rechtsprinzip“, daſelbſt Nr. 15, S. 301. 
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muß der Begriffsinhalt der Rechtsgemeinſchaft, auf 05 5 
teit beruhte, und von dem fie in ihrer Entitehung a bre 5 He 
fallen. Deshalb ift der Begriff der Rechtsgemeinſchaft 2 A ee 
halb des Rechts insbeſondere zur vollsgemeinſchaft zu 5 0 5 
man auch an die wirkliche Klärung des Begriffes der Do 5 
und feine grundlegende Bedeutung für ein neues Staatsrech 

werten können. 
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II. Die Rechtsgemeinſchaft 


Die Ideenwelt, die ſich um den Begriff der Rechtsgemeinſchaft gruppiert, 
durchzieht in beſonders ſtarkem Maße die geſamte Literatur des 19. und 20. Jahr⸗ 
bunderts. G. §. Puchta ſpricht vom Recht als „einer gemeinſamen Überzeugung 
der in rechtlicher Gemeinſchaft stehenden“ ). Wir finden die Rechtsgemeinſchaft 
ausgeprägt bei Bluntſchli und C. F. Gerber im 19. Jahrhundert, Walther 
Burkhardt hat ein Buch mit dem Titel „Die Organisation der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft“ veröffentlicht; h. Krabbe erklärt, der Staat ſei „urſprünglich eine Rechts⸗ 
gemeinſchaft“ ) und ſetzt die Rechtsgemeinſchaft in Gegenſatz zur Obrigkeitsgewalt, 
allgemein ſpricht man von einer Organiſation der europäiſchen Völkerrechts⸗ 
gemeinſchafte), im Strafrecht wurde als Strafgrund für den Schutz ausländiſcher 

taaten zum Teil „die Rechtsgemeinſchaft völkerrechtlich geeinter Kulturſtaaten“ ) 
angeſehen. Otto Gierke ſtützt feinen Körperſchaftsbegriff auf das Verhältnis zwi⸗ 
ſchen, Rechtsgemeinſchaftsbegriff“ und „Staatsbegriff“. Er erklärt in der Einleitung 
zu ſeinem erſten Bande des Genoſſenſchaftsrechts: „Zum Verſtändnis des Rörper⸗ 
ſchaftsbegriffes wird natürlich überall fein Verhältnis zu angrenzenden Rechts⸗ 
begriffen, vor allem auf der einen Seite zum Rechtsgemeinſchaftsbegriff in ſeinen 
verſchiedenen Nuancen, auf der anderen Seite zum Staatsbegriff aufzuklären ſein“ ). 

Die Rechtsgemeinſchaft iſt für das bürgerliche Recht die tragende Grundlage. 
Beſonders weiſt Philipp Heck für das Schuldrecht darauf hin, wie weit „die 
Wertideen der Rechtsgemeinſchaft, die durch Derbote und Zwangsnormen ge 
ſchützt find“, in das Schuldrecht eingreifene). 

9) G. S. puchta, pandekten, 11. Aufl., 1872, S. 19. 

2) Krabbe, Die moderne Staatsidee, 1919, S. 12. 

) Dgl. z.B. Waldecker, Allgemeine Staatslehre, 1927, S. 260. 

*) So Ligzt, 8. Aufl, 1897, S. 534. Dgl. tupiſch Heinrich Korte, „Grundfragen der 
völkerrechtlichen Rechtsfähigkeit und Handlungsfähigkeit der Staaten“, 1934, der ſeinen 
Ausführungen eine Einleitung über „Gemeinſchaft, Rechtsgemeinſchaft und Bölker⸗ 
rechtsgemeinſchaft“vorausſchickt. Inſtruktiv iſt auch die Abhandlung von Raſchhof er, 
„Dolt, Nation und völkerrecht“ in hans Frank, „nationalſozialiſtiſches handbuch für 
Recht und Geſetzgebung“, 1935, S. 99 ff. 


5) Otto Gierke, Genoſſenſchaftsrecht, Bd. 1, 1868, S. 7. 
e) Heck, Grundriß des Schuldrechts, 1929, S. 19. 
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In der Rechtsphiloſophie ſpielt das Recht als Ausdrud der Rechtsgemeinſchaft 
eine große Rollei), Rudolf S mend ſpricht von der „unzweifelhaften Integrations⸗ 
wirkung jeder Rechtsgemeinſchaft“ ), neuerdings hat ſich 5. W. Jeruſalem ein- 
gehend mit der Rechtsgemeinſchaft auseinandergeſetzte). Aber auch da, wo der 
Begriff der Rechtsgemeinſchaft nicht ausdrücklich verwendet wird, werden ſeine 
Inhalte fortwährend gebraucht, es gibt wohl kaum eine ſtaatsrechtliche Abhand- 
lung, vor allem der neueren Zeit, die dieſen Begriff nicht bewußt oder unbewußt 
als allgemeine ftaatstechtliche Überzeugung ihren Ausführungen zugrunde legte. 
Dabei ift die Catſache der Rechtsgemeinſchaft viel älter als etwa das 19. Jahr- 
hundert, wenn fie auch zu Beginn des 19. Jahrhunderts eine gewaltige Ausprä= 
gung erfuhr. Sie tritt uns ſchon deutlich im ſouveränen Sürftenftaat entgegen. 


1. Die Rechtsgemeinſchaft im ſouveränen Fürſtenſtaat 

Der germaniſche Staat beruhte auf einem Suſtem von Gemeinſchaften, der 
Gemeinſchaft der Familie, der Sippe, der hundertſchaft, des Stammes. Der ein- 
zelne iſt Glied dieſer Gemeinſchaften und wird vor allem im Thing als Genoſſe 
innerhalb der Gemeinſchaft tätig. der Führer handelt im Geiſte dieſer Gemein⸗ 
ſchaft, erfüllt Funktionen für fie, zum Teil erfüllen die Genoſſen dieſe Sunktionen 
mit ihm. Dieſe Gemeinſchaften find nicht konſtruiert, nicht eine Summe von ein- 
zelnen, die mit dieſem Begriff zuſammengefaßt werden, ſondern fie ſind reale in 
der Geſchichte aufgetretene Erſcheinungen, die uns durch die Forſchungen von 
Gierke und Brunner beſonders nahegebracht worden ſind. Es ſind vor allem aktiv 
handelnde Gemeinſchaften. Sowohl der Geſamtakt des Things, bei dem die vor⸗ 
handene Gemeinſchaft unmittelbar in Erſcheinung tritt, als auch der Führer ſelbſt 
iſt nur aus ſeinem Wirken inmitten der Gemeinſchaft zu verſtehen. Er handelt für 
dieſe Gemeinſchaft und geht ihr richtunggebend voran. Brunner hat eingehend 
darauf hingewieſen, was das Thing für die Völkerſchaft bedeutete und es als den 
„Cebensnerv der germaniſchen Verfaſſung“) bezeichnet. Cegte der Gegner der 
beſiegten Dölterfchaft ein Thingverbot auf, jo machte er es ihr unmöglich zu 
handeln, wie wir heute ſagen würden, ein ſtaatliches Ceben zu führen, etwa die 
Gerichtsbarkeit auszuüben. Dieſe unmittelbare Geſchloſſenheit einer konkret han⸗ 
delnden Gemeinſchaft iſt uns heute wieder in allen ihren Auswirkungen verſtänd⸗ 
lich. Wir verſtehen, wenn wir die Ordnungen unſerer eigenen Zeit betrachten, 
5 2 gl. etwa Karl Carenz, Deutſche Rechtserneuerung und Rechtsphiloſophie, 1934 

N nend Derfafjung und Derfafjungstecht, 1928, S. 81. 
5) §. W. Jeruſalem, der Staat, 1935, S. 136 ff., worauf beſonders verwieſen wird. 
) Brunner, deutſche Rechtsgeſchichte, Bd. 1, 1906, S. 178. 
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was es heißt, wenn eine Gemeinſchaft konkret handelnd in Erſcheinung tritt. Wir 
kennen die gewaltige Kraft einer derartigen Gemeinſchaft und wiſſen, warum 
der Führer, der dieſer Gemeinſchaft richtunggebend vorangeht und für fie Sunk— 
tionen vollzieht, überhaupt Führer ſein kann. 

Dieſe reale, konkret handelnde Gemeinſchaft iſt im Zeitalter des ſouveränen 
Fürſtenſtaates aufgelöft!). Die Stellung des einzelnen als Glied der Gemeinſchaft 
hat ſich ebenſo grundlegend verändert, wie die Stellung des Sührers innerhalb 


der Gemeinſchaft. Der einzelne als Glied der Gemeinſchaft und als ihr aktiv han⸗ 


—— 


—————— 


delnder Träger iſt zum Untertanen, der ehemalige Sührer, der Sunktionen für 
dieſe Gemeinſchaft ausübte, iſt ſouveräner Fürſt geworden. Die Gemeinſchaft 
ſelbſt ift als aktiv handelnde Größe verſchwunden und hat einem Sürft-Untertanen- 
verhältnis Platz gemacht. Das individualiſtiſche Prinzip, das auf der immer ſtär⸗ 
keren Derjelbjtändigung des ehemaligen Trägers von Gemeinſchaftsgeiſt beruhte, 
hat im ſouveränen Sürſtenſtaat den entſcheidenden Sieg errungen. Solgerichtig 
wäre nunmehr geweſen, daß der Sürſt als höchſte individuelle Perſönlichkeit gänz⸗ 
lich ungebunden nur feinem Willen unterworfen in jeder Hinficht nach ſeinem 
Gutdünken hätte verfahren können, und daß man das auch als die allgemein gültige 
und herrſchende Anficht der Zeit des ſouveränen Sürſtenſtaates bezeichnen müßte. 

Das iſt aber keineswegs der Sall. Der Sürſt erfüllt, obwohl höchſte individuelle 
perſönlichkeit, beſtimmte gemeinſchaftsmäßige Sunktionen, Schutzfunktionen nach 
innen und außen, beſonders die Gerichtsbarkeit und die Abwehr nach außen, die 
einſtmals von der Gemeinſchaft ſelbſt oder von ihm als Sührer der Gemeinſchaft 
vorgenommen worden waren. Hier wirkt ſeine ehemalige Jührerſtellung nach. 
Er übernimmt ſie aber nicht mehr für eine geſchloſſene Gemeinſchaft und wird 
von ihr nicht mehr dabei getragen. Seinen Auftrag dazu nimmt er aus einem 
anderen Gebilde, der ſogenannten Rechtsgemeinſchaft. Es ſind das gewiſſe Ge⸗ 
halte, Grundüberzeugungen und Dorftellungen, die auch der abſolute Fürſt nicht 
verneinen darf, wenn er ſeine Stellung als Sürft behalten will. Daß dieſe Gehalte 
wirklich beſtehen, wird klar, wenn man ſich die Möglichkeit der von dem Sürſten 
gegebenen Befehle vor Augen hält. fluch der abſolute Fürſt kann nicht verbieten, 
daß in feinem Lande nicht mehr geheiratet wird, er kann zwar dieſe Heiratsmög⸗ 
lichkeit einſchränken, daran beſtimmte Sorderungen und Bedingungen knüpfen, 
aber mehr kann er nicht. Würde er ein ſolches Heiratsverbot erlaſſen, jo würde 

1) Auf die Entwicklung, die über die Korporation der Stadt führt, ſoll hier nicht einge⸗ 
gangen werden, weil ſie die Rechtsgemeinſchaft des 19. Jahrhunderts, die für uns von 
beſonderer Bedeutung iſt, weniger berührt; im einzelnen wird beſonders verwieſen auf 
die Forſchungen von §. W. Jeruſalem, Der Staat, 1935, S. 204 ff. Dgl. auch meine 


Darlegungen in: „Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen Denken“, 1954, S. 25ff., Der in⸗ 
dividualiſtiſche Staatsbegriff und die juriſtiſche Staatsperſon, 1955, S. 144. 
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er gegen beſtimmte Grundüberzeugungen verſtoßen, fein Befehl würde keinen 
Widerhall mehr finden, feine Stellung wäre erſchüttert. Beſonders die hiſtoriſche 
Literatur weiſt immer wieder auf die Gebundenheit des Sürſten an gewiſſe 
Grundanſchauungen und Überzeugungen hin. So erklärt Delbrück), Ludwig 
XIV. „repräſentiert den Nationalgeiſt“, Helmolt, in ihm vereinige ſich „der 
Wille der Nation und das Intereſſe der Dunaſtie“ ), Immich, es vereinigten ſich 
„Charakteranlage und Erziehung des Rönigs mit dem Wunſche der öffentlichen 
Meinung in ſeltener Harmonie“). Dieſe Äußerungen find inſoweit richtig, als fie 
betonen, daß der abſolute Fürſt in beſtimmter Weiſe von dem Geiſt ſeiner Zeit 
abhängig iſt, von der Rechtsgemeinſchaft getragen wird. Man darf aus ihnen nie 
auf die Exiſtenz einer Nation im heutigen Sinn ſchließen. 

Die Individualiſierung innerhalb einer menſchlichen Gemeinſchaft kann nie⸗ 
mals ſoweit fortſchreiten, daß ſie die Möglichkeit beſtimmter allgemeiner Über⸗ 
zeugungen ausſchließt und nur das völlig auf ſich ſelbſt geſtellte Individuum 
kennt. Der ſouveräne Fürſt braucht eine irgendwie geartete Baſis für fein han⸗ 
deln auf Erden, ſonſt wird er zu einem Individuum, deſſen Handlungen ſich im 
luftleeren Raum abſpielen, für die ihm gegenüberſtehenden Individuen aber wird 
er, da er dieſe Grundüberzeugungen verletzt, zum Tyrannen. Sehr klar kommt dies 
bei Bodin in der berühmten Stelle über den Gegenſatz zwiſchen Roi und Roi 
turan heraus). Die in den allgemeinen Grundanſchauungen und Überzeugungen 
ſich verkörpernde Rechtsgemeinſchaft gibt die tragende Grundlage für den Fürſten 
bzw. den Staat, ſowie die Privatrechtsordnung ab. In dieſer Unterſuchung ſoll 
im weſentlichen nur ihre Bedeutung für den Staat herausgeſtellt werden. Sie 
charakteriſiert ſich im ſouveränen Fürſtenſtaat durch folgende Merkmale: 

a) Sie iſt keine aktiv in Erſcheinung tretende Gemeinſchaft. Das 
tritt beſonders klar bei Bodin hervor, der erklärt, auch wenn der Fürſt gegen das 
bien public, die loix naturelles et divines verſtoße, dürfe der Untertan niemals 
die Herrſchaft ihm wieder entreißen. Dies könne nur ein anderer Souveräns). 
würden die Untertanen ſich gegen den ſouveränen Fürſten zufammentotten, 
dann würden ſie gerade dieſe aktive Gemeinſchaft wieder bilden. Das würde 
aber gegen das individualiſtiſche Grundprinzip verſtoßen. Auch das Naturrecht 


1) Delbrück, H., Weltgeſchichte, 3. Teil, Neuzeit bis zum Tode Sriedrich des Großen, 
1926, S. 480. 

2) Helmolt, Weltgeſchichte, Bd. VII, 1920, S. 142. 

3) Immich, Geſchichte des europäiſchen Staatenſuſtems von 1660-1789, 1905, S. 28. 
Weitere Citeraturangaben bei Höhn, Der individualiſtiſche Staatsbegriff uſw., S. 91. 

4) Bodin, Les six livres de la Republique Liv. II, chap. IV., p. 289, 290, und dazu 
Höhn: „der individualiſtiſche Staatsbegriff“, S. 65. 

5) Bodin, Liv. II, chap. V, p. 300. 
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verſucht diefe Klippen immer wieder zu umſchiffen, Hobbes tut dies ſchon inner⸗ 
halb feiner Konftruftiont), Solange das individualiftiihe Fürſt⸗Untertanenver⸗ 
hältnis noch rein empfunden wird, wird nur höchſt ungern und nur in klusnahme⸗ 
fällen die Möglichkeit, aktiv gegen den fouveränen Sürften vorzugehen, bejaht. 
Auch Pufendorf erklärt noch, ein Dolfsaufftand gegen den König ſei undenkbar“). 

b) Die Rechtsgemeinſchaft gibt die Grundlage für das handeln 
des ſouveränen Sürſten, ohne daß dies im einzelnen reglementiert auch nur 
irgendwie in Erſcheinung träte. Sie iſt ein gemeinſchaftsmäßiger Reſtbeſtand. Der 
ſouveräne Sürſtenſtaat kann insbeſondere nur deshalb beſtehen, weil ſeine Exi⸗ 
ſtenz den Doritellungen der Rechtsgemeinſchaft entſpricht! Die früher geſchloſſene 
Gemeinſchaft hat ſich jo zerſetzt, daß fie ſelber oder ihr Führer dieſe Sunktionen 
nicht mehr wahrnehmen kann. Sie duldet und braucht die individuelle Perſönlich⸗ 
keit des Sürjten, der für fie die Funktionen ausübt. Sie iſt ebenfalls die Grundlage 
für die die Fürſtenperſönlichkeit ablöſende individuelle perſönlichkeit des Staates, 
ſowie in der Privatrechtsordnung für das Handeln des einzelnen Menſchen als 
Privatrechtsſubjekt. Die Rechtsgemeinſchaft iſt auch nur in dieſer Erſcheinungs⸗ 
form und mit dieſer Wirkungskraft in einem individualiſtiſchen Staat denkbar. 

c) Die Rechtsgemeinſchaft iſt eine unſichtbare Gemein- 
ſchaft. Die Wertüberzeugungen und gemeinſchaftlichen Anſchauungen im Ge⸗ 
meinſchaftsſtaat waren in der Lage, ſich unmittelbar zum Handeln treibend und 
im handeln zum Ausdruck kommend durchzuſetzen. Zugleich ift es ein weitverbrei⸗ 
teter Irrtum, die altgermaniſche Genoſſenſchaft lediglich als Rechtsgemeinſchaft 
in dieſem Sinne aufzufaſſen. Darauf hat ſchon Otto Gierke hingewieſen, wenn 
er erklärt: „Endlich ift die alte Genoſſenſchaft aber nicht, wie man wohl gemeint 
hat, ein bloßer Sriedens⸗ und Rechtsverein, ſondern fie ergreift den ganzen Men⸗ 
ſchen, ſie umfaßt mit gleicher Macht alle Seiten des Cebens und begründet zu⸗ 
gleich eine religiöſe, geſellige, ſitlliche, wirtſchaftliche Derbindungs)“. 

Je ſtärker ausgeprägt der individualiſtiſche ſouveräne Sürſtenſtaat iſt, deſto 
ſchwächer iſt die Rechtsgemeinſchaft, auf der er beruht, um ſo mehr überläßt ſie 
dem Sürften die Möglichkeit, nach eigenem Gutdünken zu verfahren und beſtimmt 
nur in großen Linien die Grenzen feines Handelns. Deutlich tritt dies bei 
Machiavell hervor. Machiavell ſieht in ſeinem ganzen Syſtem nur den Sürften, 
der ſich in Gefahr befindet, ſeine Stellung wieder zu verlieren. Soweit die Rechts⸗ 
gemeinſchaft überhaupt in Erſcheinung tritt, wird fie vom Fürſten ausgenutzt. 


1) Dgl. dazu eingehend Höhn: Der individualiſtiſche Staatsbegriff, ... S. 151ff. 

2) Dgl. beſonders Pufendorf, De jure naturae et gentium libri octo, 1706, S. 68, 
und dazu im einzelnen, Höhn, der individualiſtiſche Staatsbegriff, S. 162, beſ. Anm. 68. 

3) Otto Gierke, Rechtsgeſchichte der deutſchen Genoſſenſchaft, 1. Bd., 1868, S. 15. 
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Er bezieht fie in feine Berechnungen mit ein und fragt ſich, wie er ſich verhalten 
muß, damit ihm keine Gefahren entſtehen. Kennzeichnend ift das Beiſpiel Ceſare 
Borgias, von dem Machiavell erklärt, er habe den Remiro d' Oreo in grau— 
ſamſter Weiſe zunächſt Ordnung ſchaffen, ihn aber dann öffentlich hinrichten laſſen, 
nicht etwa, weil er deffen Taten nicht gebilligt habe, ſondern um nicht durch den 
Haß des Dolfes in feiner Sicherheit gefährdet zu fein?). 

Noch deutlicher tritt dies in der deutſchen Theorie etwa bei Arnold Clap⸗ 
marius hervor. Dieſer bedeutende deutſche ragione di stato- Theoretiker ſieht 
ſeine einzige Aufgabe darin, feinem Fürſten Mittel und Wege anzugeben, um 
ſeine gegenwärtige Herrſchaft aufrechtzuerhalten. Deshalb gilt es, die Zufrieden⸗ 
heit des Volkes zu erhalten. Em beſten geſchieht dies dadurch, daß der Sürſt das, 
was er an wirklicher Freiheit ſeinen Untertanen entzieht, unter Vortäuſchung einer 
Einſtellung auf die Rechtsgemeinſchaft durch Scheinbilder von Recht und Sreiheit 
zu erſetzen ſucht. Treffend bezeichnet Clapmarius die auf ſolche Weiſe gewährten 
Rechte als jura inania, leere vermeintliche Rechte, blandimenta, libertatis 
umbra, imago sine re. Von ihm ſtammt das bezeichnende Wort, „al iud agitur, 
aliud simulatur“2), 

Das Naturrecht enthält den Gedanken der Rechtsgemeinſchaft in bejonders 
ausgeprägter Weiſe. Die Geſellſchaftsverträge find ja nur der Schutzfunktionen 
halber geſchloſſen worden, die der Fürſt für die aufgelöſte Gemeinſchaft übernom⸗ 
men hat. Dem Sürften wird die herrſchaft übertragen, damit er für Sriede und 
Schutz (pax et defensio) ſorgen kann. Huch nach Hobbes, dem ausgeprägten 
Vertreter des fouveränen Sürftenftaates innerhalb des Naturrechts, hat der Sürſt 
Pflichten, wenn er auch wegen ihrer Erfüllung nur Gott Rechenſchaft abzulegen 
brauchte). Sowohl Hobbes wie pufendorf widmen in ihrem Syftem den herr⸗ 
ſcherpflichten längere Ausführungen. Zum Gegenſtand der Rechtsgemeinſchaft 
gehört alſo die Anerkennung der Stellung des ſouveränen Fürſten ſelbſt, denn ſie 
iſt ja das Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke für die aufgelöſte Gemeinſchaft. 

Solange das Naturrecht unter hobbes und Pufendorf dazu benutzt wird, die 
Stellung des ſouveränen Fürſten zu ſtützen, tritt die Bedeutung dieſer Bindung 
des Herrſchers nicht maßgeblich hervor. Sobald aber das Naturrecht dazu übergeht, 
die Aufgaben des fouveränen Sürſten auf Grund des Zwecks der Verträge breiter 
zu erörtern, wird dies deutlich. Dor allem tritt dies bei der Frage nach dem Zweck 
des Staates in Erſcheinung. 


1) Machiavell, II Principe, cap. VIII, S. 8. 

2) Clapmarius, De Arcanis rerum publicarum, lib. VI, 1605, lib. IV, cap. III. 
S. 247. 

8) Ceviathan, Cap. XXX. . .. et cujus rationem Deo et ille soli tenetur reddere. 
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Dies zeigt ſchon Thomaſius, dem es entſcheidend darauf ankommt, im ein— 
zelnen zu erörtern, wie der Sürft am beſten das Wohlſein der Untertanen fördere 
und fie zu einer diesſeitigen Glückſeligkeit führer). Nur darin ſieht er überhaupt 
die Exiſtenzberechtigung des Sürſten. Auch für Wolf liegt in der zweckmäßigſten 
Derwirklichung der Geſellſchaftszwecke der Schwerpunkt jeder Staatsbetrachtung. 
Immer wieder weiſt er darauf hin, daß die Obrigkeit Mittel erdenken müſſe, die 
zur Sörderung der gemeinen Wohlfahrt und Sicherheit dienen:). Wenn in der 
naturrechtlichen Literatur, vor allem bei Höpfner®) und beſonders bei Hufe- 
land) dann der ſtaatliche Machtapparat auf das ſtärkſte betont wird, jo wird auch 
dieſer wieder in ſeiner Bedeutung als Mittel zum Nutzen der Rechtsgemeinſchaft 
betrachtet. 


2. Die Rechtsgemeinſchaft im 19. und zu Beginn des 
20. Jahrhunderts 

Die Rechtsgemeinſchaft wurde zur Zeit des ſouveränen Sürſten nie als eine 
ſelbſtändige Catſache empfunden. Sie äußerte ſich ſtaatsrechtlich nur dadurch, daß 
ſie mit dem Sürſten ſelbſt als unlöslich verbunden erſcheint. Es wird nur danach 
gefragt, nach welchen Rechtsgehalten der Sürſt ſich bei der Ausübung feiner Herr⸗ 
ſchaft ausrichten ſoll. Sie wird insbeſondere nicht in das Volk als eine eigene Größe 
verlegt. Sie drückt ſich darin aus, daß dem Fürſten gewiſſe Aufgaben geſtellt ſind 
und die Geſellſchaftsverträge dieſer Aufgaben halber geſchloſſen werden. Im übri⸗ 
gen ging das Rechtsdenken im ſouveränen Fürſtenſtaat davon aus, daß der ſou⸗ 
veräne Sürft als individuelle Perſönlichkeit in ſich ſelbſt ruhe, daneben aber ge⸗ 
wiſſe gemeinſchaftsmäßige Funktionen vollziehe. Das war auch im Naturrecht 
noch der Fall. Anders wird dies im 19. Jahrhundert. 


a) Savignys Dolksgeiſtlehre 
Für Savigny ift das große Problem, woher kommt das Recht. Er erklärt, „in 
dem gemeinſamen Bewußtſein des Volkes lebt das poſitive Recht“), deshalb 
habe man es auch Volksrecht zu nennen. Das Recht beſteht „in übereinſtimmenden 
Gefühlen, Gedanken und Sitten“ e). Im Volk fieht Savigny die Tatjache feſtliegen⸗ 


1) Institutionum Jurisprudentiae divinae, lib. tres, 1730, lib. III, cap. VI, $6; 
ebenſo Fundamenta juris naturae et gentium, 1705. 

2) Wolf, Jus naturae pars VIII, 1748, cap. 1. 

2) Höpfner, Naturrecht des einzelnen Menſchen, der Geſellſchaften und Völker, 
6. Aufl., 1795, dazu meine Darlegungen in „Der individualiſtiſche Staatsbegriff uſw.“, 
S. 178ff. 

4) Hufeland, Lehrſätze des Naturrechts und der damit verbundenen Wiſſenſchaften, 
1795, $ 458. 

5) Savigny, Suſtem des heutigen Römiſchen Rechts, 1840, S. 14. 

6) S. 25. 
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der Rechtsvorſtellungen. Nicht die Willkür einzelner, etwa des Herrſchers, aber 
auch nicht alle einzelnen zuſammen können Recht ſchaffen, das Recht wird 
vielmehr vom Dolfsgeift geſchaffen. Es ift „der in allen einzelnen gemeinſchaftlich 
lebende und wirkende Volksgeiſt, der das poſitive Recht erzeugt“). Dementſpre— 
chend heißt es auch bei Puch ta: „Das Recht iſt eine gemeinſame Überzeugung 
der in rechtlicher Gemeinſchaft stehenden“ ), „das Subjekt der rechtlichen Über- 
zeugung iſt die Nation“ ). Dieſes allgemeine Bewußtſein, der Volksgeiſt, iſt für 
Savigny da, wenn auch nicht ſichtbar. Deshalb erklärt auch Savigny, er nehme 
„eine unſichtbare Entſtehung des pofitiven Rechtes an“ und müſſe daher „auf 
jeden urkundlichen Beweis derſelben verzichten“). Ebenſo ſagt Puchta vom Ge⸗ 
wohnheitsrecht: „Der Grund ſeiner Exiſtenz liegt in feiner Eigenſchaft als unmittel- 

bare Doltsüberzeugung”s). Was Savigny uns hier als Doltsgeift oder als „Ger 
meinſchaft des Bewußtſeins“, als „geiltige Gemeinſchaft“, als „gemeinfames Ge⸗ 
fühl der Zuſammengehörigkeit“, als „Nationalzuſammenhang“ bezeichnet, iſt 
nichts anderes als die Rechtsgemeinſchaft, die uns nunmehr in beſonders aus⸗ 
geprägter Form entgegentritt. Savigny intereſſiert nicht der Sürſt, ihn inter- 
eſſieren nicht die Untertanen, ſondern er betrachtet nur das eine Element im in⸗ 
dividualiſtiſchen Staat, die Rechtsgemeinſchaft, und erhebt fie zu einer noch nie 
dageweſenen Größe. Wenn er vom bolk ſpricht, ſo handelt es ſich niemals um eine 
konkrete Gemeinſchaft, ſondern immer nur um den „gemeinſamen, die einzelnen 
durchdringenden Dolksgeiſt“. „In dieſem Naturganzen iſt der Sit der Rechts⸗ 
erzeugung“, im Dolfsgeift „findet ſich die Kraft, das oben anerkannte Bedürfnis 
(die Sähigkeit, das Recht zu erneuern) zu befriedigen“. Savigny verſucht, von der 
Dorftellung loszukommen, daß die Erzeugung und Entwicklung des Rechts dem 
Zufall und der individuellen Willkür zu überlaſſen ſei. Der unſichtbare Volksgeiſt 
gibt ihm die Einheite), die ihm der individualiſtiſchen Zeit entſprechend eine ge- 
ſchloſſene Gemeinschaft nicht zu geben vermag. Es handelt ſich im Grunde um das— 
ſelbe wie bei Albrechts Doritellung von der unſichtbaren Perſönlichkeit des Staates. 
Huch Albrecht braucht, wenn er nicht mehr die ſichtbare perſönlichkeit des Herr- 


1) S. 15. 

2) a. a. O., S. 19. 

3) Ebenda. 

4) S. 14/15. 

5) a. a. O., S. 20. 

6) „Wenn wir aber das volk als eine natürliche Einheit, und inſofern als den Träger 
des poſitiven Rechts betrachten, ſo dürfen wir dabei nicht bloß an die darin gleichzeitig 
enthaltenen Einzelnen denken; vielmehr geht jene Einheit durch die einander ablöſen⸗ 
den Geſchlechter hindurch, verbindet alſo die Gegenwart mit der Vergangenheit und der 
Zukunft.“ (S. 20.) 
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ſchers bejahen will, eine neue Einheit. Er findet fie in der unſichtbaren Perſönlich— 
keit des Staates. 

Ebenſo wie das Recht erklärt Savigny den Staat. Savigny ſucht hinter dem 
Staat wieder die ihn erzeugende Kraft und findet fie im Volksgeiſt. „Die Erzeu⸗ 

gung des Staates iſt eine Art der Rechtserzeugung, ja fie iſt die höchſte Stufe der 
Rechtserzeugung überhaupt“). Die Rechtsgemeinſchaft für ſich iſt Savigny gar 
nicht denkbar. Damit ſie in Erſcheinung treten kann, iſt immer notwendig, daß 
für ſie jemand da iſt. Im ſouveränen Fürſtenſtaat iſt es der Sürft, jetzt der Staat. 
Sie ift unſichtbar wirkend, tatſächlich und leiblich vorhanden iſt nur der Staat. In 
dieſem Sinne heißt es denn auch bei Savigny: „Das Volk, dem wir als einem un⸗ 
ſichtbaren Naturganzen unbeſtimmte Grenzen zuſchreiben mußten, beſteht jedoch 
nirgend und in keiner Zeit auf dieſe abſtrakte weiſe. Vielmehr wirkt in ihm ein 
unaufhaltamer Trieb, die unſichtbare Einheit in ſichtbarer und organiſcher Er- 
ſcheinung zu offenbaren. Dieſe leibliche Geſtalt der geiſtigen Volksgemeinſchaft iſt 
der Staat“). An anderer Stelle ſpricht er vom „idealen Dolf”®), aber von der 
realen“ Staatsgewaltt). 

Ohne den Staat führt das Volk nur „ein unſichtbares Dafein in übereinſtim⸗ 
menden Gefühlen, Gedanken und Sitten“ und erhält erſt im Staat „Ceben und 
Wirklichkeit“. Im Staat erlangt das Volk „wahre perſönlichkeit, alſo die Sähig- 
keit zu handeln“). Savigny verknüpft ſo auf das engſte die Rechtsgemeinſchaft mit 
dem Staat, für den ſie die tragende Grundlage bildet, und ohne den ſie ſelbſt nicht 
zu „Leben und Wirklichkeit“ gelangen kann. Trotzdem das geſamte Geſchehen fort⸗ 
dauernd als Äußerung des Dolfsgeiftes aufgefaßt wird, der überall wirkſam ift, 
iſt in der Wirklichkeit keine konkrete Gemeinſchaft da, die aktiv zu handeln ver⸗ 
möchte. Auch einen ſelbſtändigen Zuſtand dieſer Rechtsgemeinſchaft hält Savigny 
für praktiſch unmöglich. Er erklärt, er ſei überhaupt nur ſo zu begreifen, daß man 
den Staat künſtlich abſtrahiere, und was dann „in Gedanken übrig bleibt“), könne 
man als dieſen Zuſtand bezeichnen. Ein ſolcher Fall hat aber nur theoretiſche Be⸗ 
deutung, die Srageſtellung erſcheint ihm unfruchtbar und belanglos. 

Savignys Suſtem baut alſo auf der Rechtsgemeinſchaft auf, die als unſicht⸗ 
barer Dolfsgeift für den Staat die Baſis abgibt. Das iſt an ſich nichts Neues. Das 


1) S. 20. 

2) S. 21/22. 

3) S. 31. 

4) S. 35. 

5) S. 25. 

6) S. 23/24. „Jene Behauptung alfo follte bloß gelten von demjenigen Zuſtand des 
Volkes, welcher uns in Gedanken übrigbleibt, wenn wir von feiner Eigenſchaft als Staat 
künſtlich abſtrahieren.“ 
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Eigenartige daran iſt nur, daß die Rechtsgemeinſchaft bewußt erfaßt, verfelb- 
ſtändigt und fo in eine beherrſchende Stellung gerückt wird. 


b) Die Rechtsgemeinſchaft bei 8. J. Stahl 


Bei Hegel berrſcht die Tendenz, den Staat mit der Rechtsgemeinſchaft u 
verſchmelzen. Grundlegend ift fein bekannter Satz: „Der Staat iſt die Wirklichkeit 
der ſittlichen Idee“. Der Rechtsgemeinſchaft entſpricht die ſittliche Idee. Die 
Sormulierung Hegels zeigt, daß der ſittliche Geiſt (= Rechtsgemeinſchaft) in 
ſich allein noch nicht vollkommen Wirklichkeit ift. Er weiß ſich erſt im Staat und 
mittels des Staates zu offenbaren und Wirklichkeit zu werden. Dies entſpricht 
der üblichen Auffaffung von der Rechtsgemeinſchaft, die erſt im Wege über 
die Staatsperſönlichkeit in Erſcheinung treten kann.“) 

Beſonders klar wird dies bei dem Ronſervativen Friedrich Julius Stahl. 

Stahl geht von einem „ſittlichen Reich“ aus. Den „Gedanken des ſittlichen 
Reiches“ will er, der Staatslehre zugrunde legen“; das ſittliche Reich iſt fein oberſter 
ethiſcher Begriff:). Das oberſte ſittliche Reich iſt das Reich Gottes,, das die chriſtliche 
Religion uns jenſeits verheißt“. Auf Erden iſt das ſittliche Reich die „mora⸗ 
liſche Welt“, d. h. „das innere Leben und das freie handeln der Menſchen“ ), 
wenn fie auch „eine niedrigere Stufe vom ſittlichen Reich“) darſtelle. Stahl 
erklärt, es ſei nicht fo, daß die Menſchen in abſoluter Holierung wie jeder in 
ſeinem Innerſten abgeſchloſſen ſich etwa vorkomme, ein unperſönliches Sitten⸗ 
geſetz, eine tote Regel befolgten oder verletzten. Es ſei vielmehr „ein Band 
über ihnen an der gemeinſam beherrſchenden Macht, die überall alle um— 
fängt, aber erſt dort offenbar werden ſoll. Die Sitte beſteht nirgend bloß als Geſetz 
und erfüllender einzelner, fie beſteht überall als bewußte gemeinſame klufforde⸗ 
rung und Sügung, fie beſteht überall als ein Reich“). Es handelt ſich hier um die 
Rechtsgemeinſchaftſeiner Zeit. Typijch erklärt er: „Die bürgerliche Ord- 
nung, alſo diejenigen Doritellungen, die in der bürgerlichen Zeit alle umfangen“, 
ſeien ein ſittliches Reich. Es gibt, die tiefere Grundlage und Bürgſchaft politiſcher 
Ordnung und politiſcher Sreiheit“ ). Aus dieſem ſittlichen Reich muß dann die An- 

) Im einzelnen muß ich auf mein Buch der „Sieg der Staatsperſon“ an dieſer Stelle 
verweiſen, das in Kürze erſcheinen wird. 

2) Sriedrich Julius Stahl, Die philoſophie des Rechts, 2. Bd., 2. Abt., 5. Aufl., 1878. 

5) fl. a. O., S. 2. „Aber auch auf Erden iſt die moraliſche Welt (das innere Leben und 
das freie handeln der Menſchen) ein ſittliches Reich, wenn auch nicht als ſolches ſichtbar 
ſich darſtellend.“ 

95,3, 

5) 8. 2. 

S. 5. 

3. 204 31 


ſtalt Staat „zur äußeren Ordnung und Sörderung des focialen Lebens“ ebenſo 
wie der König feine Kräfte ziehen, vor allem beruht auf ihm das konſtitutionelle 
Prinzip „im wahrhaften Sinne“). Entſprechend diefen ſittlichen Ideen ſoll der 
Staat auch „Rechtsſtaat“ fein. Er ſoll die „ſittlichen Ideen ... nicht weiter ver⸗ 
wirklichen (erzwingen) als es der Rechtsſphäre angehört, das iſt nur bis zur not⸗ 
wendigſten Umzäumung “. Das ſittliche Reich feiner Zeit kommt hier verabjolu- 
tiert in ſtarker Weiſe zum Ausdrucks). 

Auch bei Stahl iſt diefes ſittliche Reich wiederum nicht ſichtbar. Das entſpricht 
den bisherigen Dorftellungen. Der Staat realiſiert das ſittliche Reich „nur in der 
Weiſe des Rechts“). Indem er das tut, wird er ſelbſt zum ſittlichen Reich. Er iſt 
„schlechthin die ſittliche Welt“), er verwirklicht ſittliche Ideen, wie Gerechtigkeit, 
öffentliche Ehrbarkeit, Reinheit des Samilienbundes, 3. B. Verbot der Blut- 
ſchande, Anſehen des Königtums oder ſonſtiger gegebener Obrigkeit und damit 
die allgemeinen Rechtsüberzeugungen ſeiner zeit. 

Während nun Savigny die Rechtsgemeinſchaft in das Polk 
verlegt und dieſes als Ausgangspunkt für das geſamte Recht 
betrachtet, verlegt ſie Stahl in die Anſtalt Staat. Stahl darf 
das Dolk auch als Rechtsgemeinſchaft nicht in den Mittelpunkt ſtellen. „Die 
Deduktion aus dem Willen des Menſchen, ſei es des einzelnen, ſei es der 
Geſamtheit ... iſt immer in ihren innerſten Gründen revolutionär“). „Nur 
die Anſchauung des ſittlichen Reiches gibt die ewige Ordnung des Staates“). 
So betrachtet er dieſes ſittliche Reich gewiſſermaßen als über den Menſchen ſchwe⸗ 
bend, aber ſchon voll ausgebildet, das ſich dann auf das Volk herabſenkt. Das Volk 
ſoll „Mitträger und Mitbürger des ſittlichen Reiches“ fein”), die Nation „joll 
lebendiger Träger der ethiſchen Ordnung des Staates werden“). Beſonders klar 
wird dies, wenn Stahl den Unterſchied zwiſchen dieſem ſittlichen Reich und der 
Gemeinde erklärt. In der Gemeinde geht die höhere Beherrſchung „von dem Wil⸗ 
len der vereinigten Menſchen aus, im ſittlichen Reich von einer Macht und einer 


5) S. 4. 

2) 8. 137, vgl. bef. S. 155ff., wo die Ideen feiner Zeit als die Ideen des ſittlichen 
Reiches ſtark hervortreten. 

5) S. 136: „Die volle poſitive Realiſierung der ſittlichen Ideen“ iſt nach Stahls Auf: 
faſſung „Sache der Freiheit des Einzelnen und der Gemeingeſinnung (I))“. 

4) S. 131. Tupiſch iſt im übrigen die Art der Zuweiſung der Aufgaben an den Staat 
(132) Schutz nach innen und außen)! Dgl. auch 88 38, S. 144, 152, 139. 

5) S. 4. 

0) S. 5. 

7) S. 588. 

8) S. 540. 
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Autorität vor und über ihnen“). Das ſittliche Reich, insbeſondere der Staat als 
ſittliches Reich, iſt „als ſittliche Macht aufgerichtet über dem Polke“). ü 
Der Staat, in dem ich das fittliche Reich beſonders ſtark verkörpert, bringt dieſe 
ſittlichen Ideen erſt an das Volk heran und bezieht das Polk mit ein. Das voll ſoll 
ſich dem willig fügen, aber konſtruktiv iſt es durchaus denkbar, daß das ſittliche 
Reich beſteht, ohne daß das volk daran teilnimmt. Die Konftruftion Stahls iſt 
alſo folgende: N 
Sittliches Reich als alles beherrſchende Macht, in dieſem verkörpern ſich 
die Rechtsideen der Zeit (nicht im Polke wie bei Savignu). Das ſittliche Reich 
herrſcht beſonders im Staate, deshalb Staat gleich ſittliches Reich; es ſenkt 
ſich auf das Volk. Das Volk wird zum Mitträger dieſes ſittlichen Reiches durch 
den Staat gemacht, im übrigen tritt es als Summe der Untertanen auf, 
unterworfen dem Staat, der wiederum im König perſönlich wird. 


c) Die Rechtsgemeinſchaft im Syftem des konſtitutionellen 
Staatsrechts (Albrecht und Gerber) 

Daß man die Rechtsgemeinſchaft nunmehr ſtaatsrechtlich benutzt und auf ſie 
ein Syftem aufbaut, ift das Weſentliche an E. Alb rechte). Er umſchreibt fie zu— 
nächſt nur negativ. Es ift die Sphäre, in der der Sürft, ebenſo wie der Untertan, 
„nicht um ſeiner ſelbſt willen berechtigt“ iſt. Er ſpricht von einer über ihm, dem 
einzelnen, ſtehenden höheren Idee. Da Albrecht von der Rechtsgemeinſchaft aus⸗ 
geht, ſcheidet das Volk für ihn als ſtaatsrechtlicher Zentralbegriff aus, es bleibt - 
Summe der Untertanen. Dieſer Idee, einem höheren allgemeinen Geſamtinter⸗ 
eſſe, von wo aus „erſt mittelbar jenen (Herrſcher und Untertanen) Mehrung, 
Sörderung, Richtung zuteil wird“), widmet er dann die ſtaatliche Anftalt. Die 
Rechtsgemeinſchaft löſt ſich alſo von der Perſon des Fürſten, ſchiebt ſich zwiſchen 
Herrſcher und Untertanen und wird mit dem Staat verbunden. Der Anftalt Staat, 
die der Rechtsgemeinſchaft und damit überindividuellen Zwecken gewidmet iſt, 
wird die Perſönlichkeit zugeſchriebend). 

Albrecht kennt im Syftem des Staatsrechts die außerindividuelle „Idee“ 
(= Rechtsgemeinſchaft), dann eine Anftalt, die dieſer Idee gewidmet iſt und der 
Perſönlichkeit beigelegt wird. Daraus ergibt ſich die Organſtellung des Herrſchers. 

2511. 

2) S. 256. 

3) Dgl. die Rezenſion von Romeo Maurenbrechers „Grundſätze des heutigen 
Deutſchen Staatsrechts“, 1837, in Göttingiſche gelehrte Anzeigen, 1837, S. 1491ff. 

4) S. 1491/92. 

5) Im einzelnen verweife ich auf die eingehenden Darlegungen in „Der individualiſti⸗ 


ſche Staatsbegriff und die juriſtiſche Staatsperſon“, S. 221ff., und „Die Wandlung im 
ſtaatsrechtlichen Denken“, S. 28ff. 
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Der Einbau der Rechtsgemeinſchaft in das Syftem des Staatsrechts erfolgt 

erſt bei C. $. Gerber. Das Handeln der Staatsgewalt und ihre materiellen Mo- 
tive beruhen nach Gerber auf dem „ſittlichen Geiſt des Volkes“). Für Gerber 
gibt wiederum das Dolt die allgemeine geiſtige Grundlage ab, auf der die Staats⸗ 
gewalt konſtruiert wird. Volk iſt aber „nicht die Summe der einzelnen jetzt leben⸗ 
den Menſchen, ſondern das in geſchichtlicher Gemeinſchaft verbundene Ganze, 
welches in der gerade jetzt lebenden Generation nur feine gegenwärtige Erſchei⸗ 
nung findet.“) Dieſe Rechtsgemeinſchaft wird nun bei Gerber im Staat zur per⸗ 
ſönlichkeit. Er erklärt, die juriſtiſche Betrachtung des Staates ergreift zunächſt die 
Catſache, daß das Volk in ihm zum rechtlichen Geſamtbewußtſein und zur Willens⸗ 
fähigkeit erhoben wird, m. a. W., daß das volk in ihm zur rechtlichen Perſönlich⸗ 
keit gelangt ... Der Staat als Bewahrer aller auf die ſittliche Vollendung des 
Gemeinlebens gerichteten Volkskräfte iſt die höchſte rechtliche Perſönlichkeit, welche 
die Rechtsordnung kennt“). Damit meint Gerber niemals das Dolk 
als konkrete Gemeinſchaft, ſondern immer nur das in geſchichtlicher Ge⸗ 
meinſchaft geiſtig verbundene Ganze. Nur dieſes Volk findet in der juriſtiſchen 
Staatsperſon feine rechtliche Erfaſſung. Im übrigen ift für ihn Volk nichts anderes 
als Summe der Untertanen, die dem Staat gegenübertreten. „Der ſittliche Geiſt 
des Volkes, aus welchem die materiellen Motive für das Handeln der Staatsgewalt 
hervorgehen“), wird jetzt in die ſtaatsrechtliche Dogmatik übernommen. Bei 
Albrecht war volk die Summe der einzelnen; jeder dieſer einzelnen trug aller⸗ 
dings in ſich eine Sphäre des „Nicht um feiner ſelbſt willen Berechtigt-Seyn“, 
als Ganzes beſtand aber nur eine von dem einzelnen als Individuum gelöſte 
Idee; ein Volk, das als Ganzes Träger dieſer Idee wäre, kennt Albrecht nicht. 
Das iſt das Neue, das bei Gerber in Erſcheinung tritt. Während bei Albrecht 
die dieſer Idee gewidmete Anftalt perſonifiziert wird, gelangt bei Gerber 
das Volk als Rechtsgemeinſchaft in Verbindung mit der ſtaatlichen Anftalt zur 
Perſönlichkeit. Das Volk als das in geſchichtlicher Gemeinſchaft 
geiſtig verbundene Ganze iſt nunmehr juriftifch eingeordnet. 
Die konkretlebende Generation, auf die es im Spiel des kon— 
ſtitutionellen Staates ankommt, kann auf Grund dieſes Sy— 
ſtems weiter als Summe der Untertanen, die dem Staat 
gehorchend gegenübertreten, bezeichnet werden. denen, die 
jetzt noch auf den Gedanken kommen könnten, daß etwa die Stände, weil ſie un⸗ 
5 22 C. §. von Gerber, Grundzüge eines Syſtems des deutſchen Staatsrechts, 1865, 

7) 3. Aufl., 1880, S. 226. 


®) 1865, S. 1/2. 
4) Ebenda S. 42. 
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mittelbar der Stimme des Doltes Ausdrud geben, auch juriſtiſch als Organe 
des Volkes zu konſtruieren ſeien, hält er entgegen, „man würde damit das Volk, 
welches ganz und gar im Staate ift, als ein neues Rechtsſubjekt neben oder gegen⸗ 
über dem Staat aufſtellen. Die Stände find Organe des Staates, aber feine Zwed- 
beſtimmung ift die ftete Zuführung der im Geiſte des bolks enthaltenen politiichen 
Motive zu den Kräften, welche die Staatsgewalt leiten“). Der, ſittliche Gejamt- 
wille diefer Rechtsgemeinſchaft bildet ſich nunmehr allein in der Staatsgewalt. 
Sie empfängt „die Motive ihres Handelns nicht von einer außer ihr ſtehenden 
höheren Macht“, ſondern findet fie „lediglich in ſich“ ). Sobald Gerber das Polk 
als Rechtsgemeinſchaft in der juriſtiſchen Staatsperſönlichkeit untergebracht hat, 
kann er mit dieſer Ronſtruktion die Bedürfniffe des konſtitutionellen Staates 
befriedigen). Die Rechtsgemeinſchaft iſt nunmehr in das Staatsrecht eingebaut 
und mit einem Syftem verzahnt, das im übrigen von Beziehungen der einzelnen 
zueinander (Staat⸗Untertan) ausgeht. 


d) Die Rechtsgemeinſchaft im Syſtem von Lorenz v. Stein 


Auch bei Lorenz v. Stein, in deſſen Suſtem der Begriff der Geſellſchaft eine ent⸗ 
ſcheidende Rolle ſpielt, iſt die Rechtsgemeinſchaft von großer Bedeutung. Das 
Weſen der bisherigen Staatsvorſtellung lag darin, daß die individuelle Perſön⸗ 
lichkeit des Fürſten bzw. des Staates auf Grund freien Wollens und Handelns 
Wertvorſtellungen in die Wirklichkeit umſetzte. Diefe Betrachtung ſcheidet aus, 
ſoweit bei Stein die Geſellſchaft in Erſcheinung tritt. Geſellſchaft bedeutet für ihn 
die ſoziale Wirklichkeit, in der die inneren Kämpfe der Induſtriegeſellſchaft des 
19. Jahrhunderts ſich abſpielen. Stein bezeichnet die Geſellſchaft als die „Ordnung 
der Abhängigkeit derer, welche nicht beſitzen, von denen, welche beſitzen“), und 
unterſcheidet innerhalb der Geſellſchaft drei große Klaffen, „Grundbeſitz, Geld- 
beſitz, induſtrieller Beſitz oder Beſitz an ſogenanntem ftehenden oder feſtem Kapi= 
tal"). Zur Geſellſchaft gehört das „Gebiet, in welchem die materiellen Güter für 
ſich beſtehen, das Gebiet der Volkswirtſchaft oder des Güterlebens“, ferner das 
Gebiet „in welchem rein das geiſtige Leben für ſich betrachtet werden muß, das 

1) Gerber, 1880, S. 235. 

2) Gerber, 1865, S. 22. 0 

3) Im einzelnen verweiſe ich auf meine ausführlichen Darlegungen über Gerber in 
„Der Sieg der Staatsperſon“. 

4) Stein, Die Geſchichte der fozialen Bewegung in Frankreich von 1789 bis auf unſere 
Tage, 3 Bde., Ausgabe von G. Salomon, 1921, Bd. 1, S. 24. 

5) Ebenda. In derſelben Weife ſieht auch Rudolf v. Gneiſt, „Der Rechtsſtaat“, 1872 
die Geſellſchaft. Nach ihm gliedert und ſcheidet ſich jedes „Volk nach dem Beſitz und Erwerb 


der äußeren und geiſtigen Güter, zu deren Aneignung und Genuß die Menſchheit be⸗ 
ſtimmt iſt“. Dieſe Gliederung faßt er unter dem Begriff „Geſellſchaft“ zuſammen. S. 1. 
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Gebiet der Kunft, der Wiſſenſchaft und der Religion“). Dieſe zwei Gebiete ſtellen 
„die beiden großen Saktoren der Geſellſchaft“ dar. Neben dieſer Geſell— 
ſchaft ſteht der Staat als perſönlichkeit, der in weitgehender Hb⸗ 
hängigkeit zur Geſellſchaft ſich befindet. „Alle Beſonderheit des Staatslebens 
und Rechts in Wechſel, Gegenſätzen, Sreiheit und Unfreiheit iſt das Ergebnis des 
Einfluſſes der Geſellſchaftsordnungen auf den Staat“). Stein ſieht hier, wie der 
Staat im Sinne der auf ihn einwirkenden bürgerlichen Geſellſchaft funktioniert. 
Der Staat iſt aber nicht allein durch die ſozialen Derhältniffe der Geſellſchaft 
bedingt. Sie vermag „den Staat nicht ausſchließlich zu beherrſchen“ ). Sie ift 
troß ihrer gewaltigen Macht nicht das allein herrſchende Element dieſer Geſchichte 
und des Werdens des Rechts. Sie erfüllt zwar den Staat, aber ſie iſt nicht der 
Staat“). Der Staat iſt vielmehr „eine ſelbſtbeſtimmte Persönlichkeit“), „ein ge 
waltiger, ſelbſtwirkender Saktor der Geſchichte im Ganzen und ſomit auch im ein⸗ 
zelnen“. Die Staatsperſönlichkeit ſteht inſofern unter einem anderen Princip“, 
als dem, das in der Geſellſchaft herrſcht. Der Staat iſt nach Stein dem Treiben 
der Geſellſchaft nicht ausgeliefert, er ſteht ihr nicht völlig paſſiv gegenüber, 
ſondern ſtrebt „die Entwicklung, d. i. das Fortkommen, den Reichtum, die Kraft 
und Intelligenz aller einzelnen durch ſeine eigene höchſte Gewalt“ ane). Die 
Perſönlichkeit des Staates handelt hier alſo nach Prinzipien, die in der ſich ſelbſt 
überlaſſenen Geſellſchaft nicht verwirklicht werden können. So ergibt ſich, „daß 
das Princip des Staates mit dem Princip der Geſellſchaft in direktem Widerſpruch 
ſteht“). Auch bei Stein finden wir alſo für das Handeln der Staatsperſönlichkeit 
jene allgemeine Richtlinie. Sie beſteht darin, daß die in der Geſellſchaft zum 
offenen Kampf drängenden ſozialen Gegenſätze nach Möglichkeit aufgehoben 
werden. Stein kennt drei grundlegende, wie er jagt, „allgemeine Geſetze“. ) 
a) Jede Geſellſchaftsordnung bildet „ihren eigenen Staat“ und jeder Staat 
trachtet danach, „feine eigene Geſellſchaftsordnung zu bilden“ ). b) In jedem 
Staat verſuchen „die herrſchenden Intereſſen der Geſellſchaft ſich die Staats⸗ 


) Lorenz v. Stein, die Geſellſchaftslehre, 1856, S. 205. 

) Stein, die Verwaltungslehre, 1869, I, 1, S. 27, und beſondere Geſellſchaftslehre 
Bd. II, S. 26, 32/33. 

3) S. 31. 


) Dergleiche auch die Darſtellung von Hünefeld, Corenz von Stein und die Geſell⸗ 
ſchaftslehre, 1910, S. 30 ff. bzw. S. 37. 
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gewalt zu unterwerfen“. c) In jedem Staat verſucht „die Staatsgewalt die 
Herrſchaft dieſer Intereſſen zu brechen und die Intereſſen der einen nur in⸗ 
ſoweit zu fördern, daß die Entwicklung der Intereſſen aller übrigen nicht da⸗ 
durch gebrochen wird“. Der Staat übernimmt damit die Aufgabe 
einer ſozialen Verwaltung. kluch hier ruht der Staat als individuelle 
Perſönlichkeit nicht völlig in fich, ſondern iſt für außerindividuelle Zwecke tätig. In 
dieſer Gebundenheit offenbart ſich wiederum das Weſen der Rechtsgemeinſchaft. 

Der Inhalt des prinzips, nach dem die Staatsperſönlichkeit ihr Handeln aus⸗ 
richten ſoll, weicht jedoch ſtark von der Rechtsgemeinſchaft ab, wie ſie uns bisher 
etwa bei Albrecht entgegengetreten ift. Albrecht verſuchte, den Staat unter ein 
„höheres allgemeines Geſamtintereſſe“ zu ftellen, von dem „erft mittelbar jenen 
(8. b. den Individuen Herrſcher und Untertanen) Nahrung, Sörderung, Richtung 
zutheil wird“. Über allen einzelnen ſteht nach Albrecht eine Idee. dür dieſe Idee 
handelt die Staatsperſönlichkeit. Sie iſt nicht unmittelbar für das Wohl der Einzel⸗ 
perſönlichkeiten da, ſondern zwiſchen die einzelnen und die Staatsperſönlichkeit 
ſchaltet ſie ſich als ſelbſtändige Größe ein. Nach ihr beſtimmt ſich, wie der Staat zu 
handeln hat. Albrecht braucht diefe Konſtruktion, um das fürſtliche handeln aus 
der bermiſchung mit den perſönlichen Intereſſen des Sürften zu löſen. Dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt kommt für Stein nicht mehr in Stage. Daß ein Sürft aus weitgehendst 
perſönlichen Motiven Herrſchaftsakte vollzieht, ift nicht mehr entſcheidenderzweck 
von juriſtiſchen Konſtruktionen. Man braucht den Fürſten nicht mehr auf dem 
Weg über eine Idee zu binden. Unmittelbar handelt deshalb die Staatsperſön⸗ 
lichkeit für die einzelnen, indem fie verſucht, die Gegenſätzlichkeit zwiſchen dem 
einzelnen und der ſozialen Umwelt zu überbrücken. Wenn die Rechtsgemein⸗ 
ſchaft als Grundlage für das Handeln der Staatsperſönlichkeit darin ſich äußert, daß 
die Gegenſätze der einzelnen, wie ſie in der Geſellſchaft beſtehen, unmittelbar 
überbrückt werden ſollen, dann muß Stein in ſeinen Gedankengängen von dem 
einzelnen ausgehen und die Rechtsgemeinſchaft vom einzelnen her 
als eine „Gemeinſchaft der Notwendigkeit“ begründen. 

Das Wejen der Einzelperſönlichkeit, von der er ausgeht, ſieht Stein darin, 
ſich ſelbſt „eigener Grund zu ſein“ ). Sie iſt „nur für ſich und durch ſich“ da. 
Gleichzeitig iſt aber dieſe in ſich ſelbſt ruhende Einzelperſönlichkeit in die gejell- 
ſchaftliche Welt geſtellt. Das muß zu einem Gegenſatz mit ihrem eigenen Weſen 
führen. Die individuelle perſönlichkeit muß daher verſuchen, die äußere Welt jo 
zu geſtalten, daß „das Beſtimmtwerden von der äußeren Welt ... zu einem 
Beſtimmtſein des Ich durch ſich felbft werde“ n) Alle einzelnen ſtreben als indi- 


) Stein, Verwaltungslehre, a. a. O., S. 3. 
2) Ebenda, S. 9. 


57 


viduelle perſönlichkeiten danach, das eigene Prinzip, ſich ſelbſt „eigener Grund 
zu ſein“, mit der Tatſache der „äußeren Welt“ in Einklang zu bringen. Dieſes 
Ziel liegt auch dem individuellen Wollen und Handeln der Staatsperſönlichkeit 
zugrunde. Ja ſie allein vermag den Gegenſatz zwiſchen der in ſich ſelbſt ruhen- 
den Perſönlichkeit und der äußeren Welt auszugleichen. Aus dieſer Aufgabe 
erwächſt ſomit die Grundlage für das Handeln der Staatsperſönlichkeit, in ihr 
ruht die Rechtsgemeinſchaft. 

Das Suſtem von Corenz v. Stein bringt ſo die Rechtsgemeinſchaft, obwohl das 
Wort nicht ausdrücklich gebraucht wird, in einer ganz neuen Form. Neben Staat 
und Rechtsgemeinſchaft tritt als maßgebender Faktor die Geſellſchaft auf. Sie 
vermag die Rechtsgemeinſchaft nicht zu beſeitigen, vielmehr ergibt ſich gerade aus 
der Catſache und dem Zuſtand der Geſellſchaft die Notwendigkeit der 
Rechts gemeinſchaft. Ihre Bedeutung iſt damit letzten Endes die gleiche wie 
bisher etwa bei Albrecht oder Stahl. uch dort iſt ohne die Rechtsgemeinſchaft 
der Staat nicht denkbar. In der Rechtsgemeinſchaft wird die individuelle Willkür 
aufgehoben. Die Eigentümlichkeit bei Stein liegt aber darin, daß die Rechts⸗ 
gemeinſchaft durch die in Erſcheinung tretende Geſellſchaft auf den flusgleich der 
ſozialen Gegenſätze beſchränkt wird. Stein berückſichtigt damit die rein äußerlichen 
ſozialen Tatjachen, wie er ſie in der ſich anbahnenden induſtriellen Geſellſchaft vor⸗ 
findet. Im Suſtem Steins hat der einzelne folgende Stellung: Er iſt individuelle 
Perſönlichkeit und trägt inſofern in ſich „jeinen eigenen Grund“. Er ſteht außer⸗ 
dem in der Geſellſchaft. Hier befindet er ſich in einer ſozialen Mitwelt, hier iſt er 
„in tauſend Weiſen beſtimmt“), es wirken auf ihn die anderen einzelnen im 
ſozialen Prozeß ein. Der einzelne tritt aber auch im Staat in Erſcheinung. Der 
Staat iſt aber nicht für Corenz v. Stein Anſtalt, ſondern er iſt zuſammengeſetzt aus 
der Summe der einzelnen im Hinblick auf die Überwindung der ſozialen Gegen⸗ 
ſätze. Der Staat als dieſe Zuſammenſetzung wird perſonifiziert und tritt den ein⸗ 
zelnen als Perſon gegenüber. Inſoweit nimmt der einzelne die Stellung des Unter⸗ 
tanen ein. Die Verbundenheit des Staates mit der Rechtsgemeinſchaft zeigt ſich 
in feiner Aufgabe, die Gegenſätze auszugleichen und die „Einheit des menſchlichen 
„Cebens herzuſtellen“ ). 

Stein baut ſein Suſtem auf einer individualiſtiſchen Grundlages) auf. Das 
wird heute vielfach verkannt, wenn man Stein für unſere Zeit als Vorbild 
hinſtellt und 3. T. verſucht, an ihn wieder anzuknüpfen. Wie ſtark der In⸗ 
dividualiſierungsprozeß bei Stein fortgeſchritten iſt, zeigen die bisherigen 

) Verwaltungslehre, I, 1, S. 9. 

2) Stein, Suſtem der Staatswiſſenſchaften, Bd. 2, S. 205. 

8) Darauf hat beſ. Vogel, Hegels Geſellſchaftsbegriff, 1925, S. 132, hingewieſen. 
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Darlegungen. Aber auch ſonſt finden wir in feinem Suſtem dasſelbe Bild. 
So iſt für Stein Recht, die Unverletzlichkeit eines perſönlichen Cebens durch die 
That des andern“. Das Recht wird feſtgeſtellt durch die „äußere Grenze für dieſe 
Unverletzlichkeit “). Staatsrecht ift „nicht elwa identiſch mit Weſen und In- 
halt des Staats“, fondern entſteht „durch das verhältnis des Staats 
als perſönlichkeit zu anderen perſönlichkeiten“). Darauf iſt dann 
im einzelnen Steins Geſamtſuſtem aufgebaut. So erſcheint die „Vollziehung und 
die vollziehende Gewalt als ein ſelbſtändiger Teil des Staates und feines per- 
ſönlichen Cebens“ ). Der Inhalt des Geſetzes it und bleibt die reine und 
freie Selbſtbeſtimmung der perſönlichkeit des Staats, der nur 
ſeinen Zweck als ſolchen will und ſetzt und mit den Beſonderheiten und 
wechſelnden Kräften des wirklichen Lebens nichts zu thun hat“. So ſteht dann 
nach Stein „das Geſetz als reiner Staatswille ... objektiv außerhalb der Wirk⸗ 
lichkeit, für die es Recht bildet“). Mit dem Begriff der Gemeinſchaft ſelbſt 
kann Stein zunächſt überhaupt nichts anfangen. Sie bedeutet „nur noch 
die geſtalt- und formlofe Beziehung der Einzelnen auf ein⸗ 
ander“). Das Derftändnis der Gemeinſchaft beginnt für ihn „erſt da, wo wir 
erkennen, daß wir mit ihr allein noch gar keinen feſten Begriff beſitzen, weil 
fie alle Erſcheinungen unentwidelt zuſammenfaßt. Die Erkenntnis im geiſtigen 
wie im natürlichen Leben fängt auch hier an durch kluflöſung in die einzelnen, 
ſelbſtändig daſtehenden Elemente des zu Erkennenden“ ). uch Steins §rei⸗ 
heitsbegriff iſt bei dieſer Einftellung notwendig individualiſtiſch: „Denn das 
Endziel des perſönlichen Lebens iſt die volle und zugleich harmoniſche Freiheit 
der Selbſtbeſtimmung der einzelnen perſönlichkeit, der Prozeß der ſelbſtbeſtimm⸗ 
ten Aufnahme alles Daſeins in dieſelbe durch geiſtige und äußerliche Arbeit und 
Tat.“) Demgemäß ergibt ſich dann die rechtliche Sreiheit aus einer Be⸗ 
ziehungslehre zwiſchen Individuen: „Rechtlich wird die Freiheit erſt 
durch das Verhalten des Einzelnen zum andern Einzelnen. Unfreiheit iſt dem⸗ 
nach das Verhältnis, in welchem der Einzelne vermöge der Rechtsordnung den 
andern Einzelnen in feiner Selbſtbeſtimmung äußerlich beheerſcht.“) Stein 


1) Stein, Derwaltungslehte, I. 1, S. 21. 
8.22. 


3) S. 40, 41. 

4) Stein, Rechtsſtaat und Derwaltungstechtspflege, in Grünhuts Zeitſchrift, Bd. 6, 
1879, S. 57. 

5) Stein, Derwaltungslehre, I, 1, S. 4. 

6) Ebenda. 

7) H. a. O. S. 29. 

5) fl. a. O. S. 30. 
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proklamiert „die Epoche der pofitiven Verwirklichung des freiheitlichen con- 
ſtitutionellen Staatsbegriffes“). Das zeigen beſonders deutlich feine 
Erörterungen über den Rechtsſtaat. So iſt ihm „Derwaltung“ der „Arbeits- 
prozeß, durch welchen der in der Derfaſſung geſetzte Wille des Staates ſich an 
der Summe der äußern, ſowohl natürlichen als perſönlichen Lebensverhält- 
niſſe, welche ja eben den Inhalt des Staatslebens bilden, beſtätigt“ ?). Nach 
Stein erfaßt in der Sphäre der Verwaltung der „Wille des Staates 
mich, den Einzelnen, in meiner individuellen Rechts- und Cebensſphäre“. Hier 
„thut er mir ſeine Gewalt an... Hier erſt lerne ich die Beſchränkung 
meiner Freiheit wirklich empfinden; hier erſt zwingt mich der Staats⸗ 
wille, zu den Waffen zu gehen, Steuern zu zahlen, Recht zu nehmen, Wege 
zu bauen, mein Rind in die Schule gehen zu laſſen, hundert Dinge zu thun“). 
Aus der Verbindung dieſes Begriffs der Verwaltung mit dem eines individu⸗ 
ellen Schutzes des einzelnen durch eine Derwaltungstechtspflege ergibt ſich dann 
für Stein der Begriff des Rechtsſtaates: „Jeder Staat, in welchem jeder 
Einzelne auf dieſe Weiſe durch ordnungsmäßige Klage vor dem Gerichte fein 
geſetzliches Recht gegenüber der vollziehenden Gewalt durch Urtheil und Vollzug 
zur Geltung bringen kann, der erſt iſt ein Rechtsſtaat.“) All dieſe Sormulie- 
rungen ſind nur bei einer durchaus individualiſtiſchen Denkweiſe möglich, die in 
der Abhandlung über den Rechtsſtaat und die Derwaltungstechtspflege”®) be⸗ 
ſonders ausgeprägt in Erſcheinung tritt. 


e) Die Zerſetzung und das Ende der Rechtsgemeinſchaft 

Die Linie Corenz v. Steins vermag ſich nicht durchzuſetzen. Beherrſchend 
wirkt die von C. S. von Gerber vertretene Richtung. Je ſtärker jedoch der Indivi⸗ 
dualiſierungsprozeß fortſchreitet, deſto mehr verliert auch die Rechtsgemeinſchaft, 
wie ſie bei Gerber in Erſcheinung getreten war, ihre Bedeutung. 

Bei dem Gerberſchüler Max v. Seydel ſpielt fie ſchon keine Rolle mehr. 
Er fordert in den Grundzügen einer allgemeinen Staatslehre „eine realiſtiſche 
Auffaffung“. Das „Nebelgeſpenſt des Puchtaſchen Volksgeiſtes“ muß verſchwin⸗ 
den, die „Geſamtheiten, die etwas anderes ſind, als der Inbegriff ihrer Beſtand⸗ 
teile, die Rechte, die nicht gleich der Summe der aus ihnen entſpringenden Be⸗ 
fugniſſe ſind“, müſſen ihnen nachfolgen und „noch gar vieles, was niemals vor⸗ 
handen, ſondern nur gedichtet war, was nicht der Wirklichkeit ſein Daſein ver⸗ 


1) Rechtsſtaat und Verwaltungsrechtspflege, a. a. O. S. 35. 
2) ll. a. O. S. 45, 46. 

5 fl. a. O. S. 46. 

4) fl. a. O. S. 54. 

5) Dgl. obige Zitate. 
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dankt, ſondern lediglich der Einbildung“). Dazu gehört dann auch die Rechtsge⸗ 
meinſchaft wie fie von Savigny bis Gerber in den verſchiedenſten Ausdrüden und 
wendungen immer wieder als die Grundlage allen Rechts erſchienen war. Der 
Staat iſt nunmehr für Seudel „einfach eine Tatſache“ “). Dieſe Catſache beſteht 
aus Land und Leuten und einem höchſten Willen, der Land und Leute beherrſcht. 
Es iſt feiner Anficht nach ein wiſſenſchaftlich durchaus verwerflicher Sprachgebrauch, 
welcher den Staat mit dem herrſchenden Willen gleichſetzt, dem Staate einen 
Willen zuſchreibts). Es handelt ſich nach Seudel bei der Theorie vom Staatsorga⸗ 
nismus ebenſo wie bei der Theorie von der Staatsperſönlichkeit um die „Erhe⸗ 
bung eines bloßen Bildes, Vergleiches zum philoſophiſch⸗rechtswiſſenſchaftlichen 
Grundſatze“ ). Sey del kehrt zum ſouveränen Fürſtenſtaat zurück, 
aber ohne die Rechtsgemeinſchaft als tragende Grundlage. 
Mit Gerber ſind die Möglichkeiten, ein poſitives Staatsrecht zu treiben, 
erſchloſſen worden, man bedarf jetzt nicht mehr der Grundlagen, auf denen dieſes 
Suſtem aufbaute. „Geſetz und Richterſpruch“ find nunmehr „die letzte formale 
Quelle des Rechts, gewiſſermaßen das Recht ſelbſt“'). Recht wird „zur Geſamt⸗ 
heit der Beſtimmungen, wodurch der herrſchende Wille das ſtaatliche Zuſammen⸗ 
fein von Menſchen ordnet“). Die Frage, warum der Fürſt Organe beſtellt, die ſtatt 
ſeiner Geſetze geben, wird dahingehend beantwortet, um „die Intereſſen der 
Beherrſchten bei dem geſetzgeberiſchen Willen zum klusdruck zu bringen“ (72). 
Die gewaltige Kraft, die noch bei Gerber angewendet wurde, um die Vorgänge 
in ihren rechtsgemeinſchaftsmäßigen Zuſammenhängen zu erklären, ehe ſie man 
auf die juriſtiſche Formel brachte, um in dieſen Formeln auch noch dieſe Zus 
ſammenhänge durchſchimmern zu laſſen, iſt verloren gegangen. Es genügt nun⸗ 
mehr die Formel an ſich. 

Denſelben Vorgang finden wir bei van Krieken, der ſich beſonders gegen 
die Organismustheorie wendet“). Die Organismuslehre, die in den verſchieden⸗ 
artigſten Variationen aufgetreten war, hatte in beſonderem Maße dazu gedient, 
um die allgemeinen tragenden Ideen, die der Fürſt dann umzuſetzen hatte, aus⸗ 
zudrücken. So ſieht Bluntſchli im Staat „einen ſittlich⸗geiſtigen Organismus, 
einen großen Körper, der fähig iſt, die Gefühle und Gedanken der Dölter in ſich 

) Max Seydel, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, 1875, S. VII. 

2) a. a. O. S. 2. 


6) a. a. O. S. 13. 

7) Albert Th. van Krieken, Über die ſogenannte Staatstheorie, 1873. gl. die Be⸗ 
ſprechung Gierkes zu Seydel und van Krieken in Zeitſchr. f. gel. Staatswiſſenſchaften, 
1874. 
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aufzunehmen und als Geſetz auszuſprechen, als Tat zu verwirklichen“). In ihm 
kommt „der eine Volksgeiſt, der etwas anderes iſt, als die Durchſchnittsſuumme 
der gleichzeitigen Geiſter aller Bürger“, ein „Staatsgeiſt“ zum Ausdrud?). Inner⸗ 
halb des Organismus iſt der Fürſt nur Glied und an den den Organismus be— 
herrſchenden Geiſt damit gebunden. Das zeigt beſonders deutlich C. S. Gerbers 
kleine Schrift „Über öffentliche Rechte“, in der er noch den Gedanken der juriſti⸗ 
ſchen Perſönlichkeit ablehnt. Der Staat iſt für ihn „ein ſittlicher Organismus ..., 
der Cebensinhalt dieſes Organismus iſt die Ermöglichung einer ununterbrochenen 
Kundgebung und Wirkſamkeit des allgemeinen (Volks)⸗Willens in ſeiner Rich⸗ 
tung auf die ſittliche Dollendung des Gemeinlebens“s). Bei dieſer Kuffaſſung iſt 
dann, der Staat kein äußerlich der monarchiſchen Gewalt unterworfenes Objekt, 
er iſt auch kein Subjekt neben dem Monarchen, ſondern der Monarch iſt eben eines 
(und zwar das hervortretendſte) der vielen Glieder, die innerhalb des Organismus 
ſelbſt ihre lebensvolle Stelle finden“). Der Staat als Organismus iſt „ein im 
Reiche des Sittlichen gegebener Begriff“). Er fährt fort: „Das Recht hat ihn nicht 
erſt durch eine juriſtiſche Form ins Daſein gerufen, es ſetzt ihn als vorhanden vor⸗ 
aus und tritt nur beſtimmend hinzu, indem es der Bewegung ſeiner Glieder nach 
dem Maßſtabe der Idee des Organismus eine angemeſſene Bahn bereitet“). 
Schärfer kann die im Organismusbegriff enthaltene Rechtsgemeinſchaft nicht zum 
Ausdrud kommen. Sie ift nach Gerber immer vorhanden. Sie bildet die allgemeine 
Grundlage, fie braucht nicht erſt vom Recht geſchaffen zu werden. Mit dieſem 
Organismusbegriff erreicht Gerber praktiſch dasſelbe wie 
mit der juriſtiſchen Staatsperſönlichkeit. Der Monarch bleibt nicht 
mehr Subjekt, ſondern erſcheint als Glied innerhalb des Organismus, kann 
nicht mehr eigenen Zwecken, ſondern muß den Zwecken des Organismus dienen, 
iſt an die Rechtsgemeinſchaft gebunden. 

Dan Krieken dagegen ſieht in der Organismustheorie nur die äußeren Er⸗ 
ſcheinungen. Er brandmarkt die Sinnloſigkeit künstlicher Analogien zwiſchen Staat 
und organiſchem Körper. Was hinter dieſem Organismusbegriff liegt, iſt ihm 
unfaßbar. Dan Krieken fragt: „Was kann für einen Rechtsbegriff (gemeint ift der 
Staat) der Organismus leiſten?“ꝰ) Im Staatsrecht beſtehen „alle Rechtsverhältniſſe 


2 J. €. Bluntſchli, Allgemeine Staatslehre, 1875, S. 22. 
) S. 19. 


5) C. F. Gerber, „Über öffentliche Rechte, 1852“, unveränderter Abdruck 1913 
S. 16 

4) Ebenda S. 17. 

5) S. 18. 

6) Ebenda. 

7) Dan Krieken a. a. O. S. 154. 
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aus Beziehungen zwiſchen Perſonen“. Der Zentralbegriff, aus welchem das Staats⸗ 
recht ſeine Grundſätze zu gewinnen hat, ift kein anderer als der Begriff der per⸗ 
ſönlichkeit“ 9). Diefe perſönlichkeit als ſolche genügt ihm. Wenn „die Alten dieſen 
Begriff gekannt hätten, fo würden fie niemals ſich zu jenen ſpielenden organiſchen 
Derſuchen veranlaßt gefühlt haben“ ). Für Krieken bedeutet der Satz Savignus, 
daß, der Staat die organiſche Erſcheinung des volkes“ it, nichts mehr, er verſucht 
ihn dadurch zu widerlegen, daß er erklärt, Savigny habe überjehen, daß „Kampf 
und Streit und die oft fehr unorganiſche Gewalt des Stärkeren in Wirklichkeit be- 
deutendere Saktoren in der Staatsentwicklung find, als jenes friedliche organiſche 
wachſen“ ). Hier handelt es ſich um eine völlige Unfähigkeit, das zu verſtehen, 
was mit dem Staat als Organismus letzthin gemeint it. Gerbers Begriff der Per⸗ 
ſönlichkeit war noch getragen von den ſittlichen Dorftellungen, wie ſie auch in der 
organischen Theorie zum Ausdruck kamen. In ihm wirkte die Catſache, daß er ſelbſt 
einmal die organiſche Theorie verfochten hatte, nach. Noch Gerber benutzte den 
perſönlichkeitsbegriff des Staates, ohne jedoch die Grundvorſtellung von der berbun⸗ 
denheit mit der Rechtsgemeinſchaft, wie fie beim Organismusbegriff zum Ausdrud 
kommt, ſelbſt aufzugeben. Daher auch der Gehalt- und Ideenreichtum ſeines juri⸗ 
ſtiſchen Staatsbegriffs, der dazu diente, die in der Organismustheorie vorhandenen 
Vorſtellungen in ſtaatsrechtliche Sormen zu gießen. Bei van Kr ieken genügt der 
Begriff der perſönlichkeit als ſolcher ohne dieſe Gehalte und ohne dieſe 
Grundlage. 

Seydel wie van Krieken ſtehen auf derſelben Baſis, Seydel geht nur noch 
einen Schritt weiter und lehnt auch die perſönlichkeit ab. Das iſt nur konſequent, 
denn die perſönlichkeit hat nur ſolange Sinn, als außerhalb 
der nackten Beziehungen von Individuen zu Individuen noch 
Ideen da find, die für eine ſelbſtändige Staatsperſönlichkeit 
die Grundlage abgeben können. dieſe unſichtbare Perſönlichkeit hat 
für Seu del ihren Sinn verloren“). Bei ihm bleiben nur noch Herrſcher, Land und 
Leute übrig. Vergeblich verſucht Otto Gierke, der den kommenden Prozeß vor 


) Dan Krieken a. a. O. S. 135. 

2) Dan Kriefen a. a. O. S. 136. 

8) Dan Krieken a. a. O. S. 141. 

4) Wie wenig der Sinn der Organismustheorie auch heute noch verſtanden wird, zeigt 
neuerdings 5. J. Wolff (Juriſtiſche perſon und Staatsperfon 1933, S. 9ff. [12]). Dieſer 
ſtellt es darauf ab, ob die organiſche Lehre beweisbar ſei. Beweisbar iſt für Wolff nur die 
„Wirklichkeit der Menſchen“. Eine nichtindividualiſtiſche kluffaſſung habe daher die Be⸗ 
weislaſt zu tragen dafür, daß „eine ſupranaturale potenz über den Menſchen waltet“. 
„Anders wäre die Problemlage nur, wenn es Phänomene gäbe, die vom individualiſti⸗ 
ſchen Standpunkt aus unerklärlich wären“. Hier wird wie zur Zeit van Kriekens die 
organiſche Staatslehre von rein individualiſtiſchen Geſichtspunkten betrachtet. 
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Augen ſieht, dagegen anzukämpfeny). Bezeichnend ift, daß die juriſtiſche Staats- 
perſon nunmehr als das ſelbſtverſtändliche techniſche Hilfsmittel für ſtaatsrecht⸗ 
liche Konſtruktionen aller Zeiten angeſehen wird). 

Mit dieſer Konſtruktion konnte Caband, ohne ſich im einzelnen um ihre 
Grundlagen kümmern zu brauchen, ſein ſtaatsrechtliches Suſtem errichten. Un⸗ 
möglich wurde dies aber, als man in einer allgemeinen Staatslehre nach den 
Grundlagen dieſes Suſtems fragte, wie dies bei Georg Jellinek in ſeiner all- 
gemeinen Staatslehre geſchahe). Die tragende Dorftellung, daß der Staat auf der 
Rechtsgemeinſchaft beruht, wie ſie von Gerber als ſelbſtverſtändlich angenommen 
wurde, iſt bei Jellinek verblaßt und zerſetzt. Er ſieht entſprechend der fortſchreiten⸗ 
den Individualiſierung keine Einheit mehr außerhalb der juriſtiſchen Dorſtellung. 
Sür Jellinek gibt es keine echten Subſtanzen und Qualitäten mehr, ſondern nur 
„höchſt verwickelte phyſiſche Maſſenprozeſſe und Beziehungen der Individuen 
zueinander, als deren Reſultat ſich beſtimmte Relationen darſtellen“). 

Er erklärt, es könne das Recht nur verſtändlich werden, „wenn man das Trei⸗ 
ben der Welt kennt, in welche der praktiſche Menſch hineingeſtellt iſt, eine Welt 
menſchlicher Intereſſen und Leidenſchaften, die in Schranken gebannt und in 
Harmonie geſetzt werden ſollen“). Wenn Gerber auf das außerjuriſtiſche Gebiet 
einen Blick lenkte, jo ſah er eine ſittliche Welt, in der die Ideen feiner Zeit ent⸗ 
halten waren, aus denen er feine Kraft nahm. Wenn Jellinek das Nicht⸗ 
juriſtiſche betrachtet, fo ſieht er nur ein einziges Chaos. Der 
Staat iſt außerjuriſtiſch „eine Dielheit von Vorgängen, die in Raum und Zeit 
ſich abſpielen“ ), hier „wogen die hiſtoriſchen Kräfte, die das Un⸗ſich der Staaten 
bilden und zerſtören“). In der Wirklichkeit fteht nur „ein äußerſt kümmerliches 
und wiſſenſchaftlich gänzlich unbrauchbares Bild vom Staate“). Die Einheit 
wird lediglich auf das juriſtiſche Gebiet verlegt, ſie beſteht 
im Willen des Betrachters und muß beſtehen, weil es Zweck— 
mäßigkeitsgründe erfordern, weil ſonſt das Geſamtſuſtem 
des Juriſten zerfiele. Der formale Begriff hat keinen Inhalt mehr, läßt 


) Im einzelnen wird die Stellung Gierkes in meiner Schrift: „Der Sieg der Staats⸗ 
perſon“ behandelt, vgl. die kurze Darlegung in: „Sührer oder Staatsperſon“, DJI3. a. a. O. 

2) Dgl. ſchon van Kriefen, a. a. O., S. 136. Sür die ſpätere Zeit meine Ausführungen 
in: „Der individualiſtiſche Staatsbegriff uſw.“, bef. S. 16ff. 

3) Jellinet, Georg, Allgemeine Staatslehre zit. nach Aufl. 4, 1922. 

4) ellinek, Georg, Suſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte, zit. nach 2. Aufl., 1905, 
S. 16. 

5) Jellinek, Syſtem, S. 16. 

6) Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 136. 

7) Ebenda, S. 125. 

8) Ebenda, S. 135. 
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aber jeden Inhalt zur). Welche Auswirfungen das auf die juriſtiſche Konſtruk⸗ 
tion hat, wird an anderer Stelle dargelegt werden'). 

Bei Kelfen fallen dann auch die letzten Vorſtellungen von der Verbundenheit 
zwiſchen Rechtsgemeinſchaft und Norm. Die Welt der Normen und die Welt der 
ſozialen Catſachen ſtehen auf das ſchärfſte einander gegenüber. „Der Staat ift „in 
demſelben Sinne wie das Recht als ein ‚Wert‘ der, Wirklichkeit“ als ein ‚Sollen‘ 
dem ‚Sein‘ entgegengeſetzt“ ). Der letzte Reft der ehemaligen Dorftellung von der 
Rechtsgemeinſchaft liegt darin, daß man eine Einheit im Suſtem der Normen 
findet. Sowie man das Normenfyftem beſitzt, gibt es kein Unrecht, keinen Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Staat und Recht, zwiſchen öffentlichem und privatem Recht. Keljen 
kann ſeine Einheit nicht mehr auf irgendwelche gemeinſchaftsmäßige Vorſtel⸗ 
lungen, die ja ſchon bei Jellinek äußerſt problematiſch waren, gründen, fie liegt 
vielmehr im Normenſuſtem ſelbſt. Damit find alle Schwierigkeiten beſeitigt, aller⸗ 
dings nur im Denkſuſtem Relſens. 


f) Die Rückkehr zur Rechtsgemeinſchaft in der Nachkriegsliteratur. 


Deutlich macht ſich gegenüber dieſer Richtung im Staatsrecht und in der 
Staatslehre eine ſcharfe Gegenbewegung bemerkbar. Das Krie gserlebnis jowie 
die gewaltigen Erſchütterungen der folgenden Zeit wirken ſich aus. Man fühlt 
deutlich, wie die Zerſetzung in der politiſchen Wirklichkeit eng mit der Zerſetzung, 
wie fie ſich hier auf dem Gebiete des Rechts äußert, zuſammenhängt. Man ſucht 
dem gegenüber wieder einen beſtimmten Halt und geht zurück auf Begriffe wie 
Nation, Volk, volksgemeinſchaft, Kulturgemeinſchaft, die dem Staat zugrunde 
gelegt werden. Eine beſondere Rolle ſpielen in dieſer Zeit die Schriften Otto 
Ko ellreutters, der das Derdienft hat, eingehend auf dieſe Grundlagen des 
Staates wieder hingewieſen zu haben. Es iſt eine eigentümliche Cage innerhalb der 
deutſchen Staatslehre, daß eine derartige Baſis gegenüber der Zerſetzung der 
Gehalte, wie fie von Laband, Jellinek und Kelfen vertreten wurde, 
wieder neu errungen werden mußte. Es handelt ſich dabei aber keineswegs um 
etwas Neues, etwa um eine konkrete Gemeinſchaft, wie ſie uns heute ent⸗ 
gegentritt, ſondern es wird lediglich wieder an die Rechtsgemeinſchaft in 
ſtärkerer oder ſchwächerer Sorm angeknüpft. 


) Dgl. dazu die Ausführungen Carl Schmitts: „Was bedeutet der Streit um den 
Rechtsſtaat“? In Zeitſchr. f. gef. St.⸗W., Bd. 95, S. 189ff., 194, der zwingend denſelben 
Prozeß der allgemeinen Zerſetzung am Begriff des Rechtsſtaates zeigt. 

2) Dgl. die oben angezeigte Schrift: „Der Sieg der Staatsperſon“. 

) Hans Relſen, Der ſoziologiſche und juriſtiſche Staatsbegriff, 1928, S. 75. 
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Deutlich zeigt ſich dies befonders bei hans Liermann. Wenn er erklärt, 
möge auch die Rechtsordnung irgendeines Staates das Volk gänzlich totſchweigen, 
es ſei darum doch nicht tot, ſondern „lebendig vorhanden, unbekümmert 
um die Unerkennung oder Nicht-Hnerkennung durch das poſitive Recht“), 
jo wird hier die Vorſtellung wieder lebendig, daß das Volk als unſichtbare Größe 
Grundlage des Staates ift. Es erſcheint im übrigen bei Liermann als „objektiver 
Geiſt“, „als Volksſeele“, „Bolksbewußtſein“ ). Auch Liermanns Gemeinſchafts⸗ 
volk iſt nichts anderes als dieſe Rechtsgemeinſchaft. In der Definition, Gemein⸗ 
ſchaftsvolk ſei das Volk derjenigen, denen „das Reich ihr Staat ift“, liegt ſchon die 
alte Vorſtellung. Dieſes Volk ſteht „über dem Recht auch ſchon deshalb, weil es 
rechtlich überhaupt nicht faßbar iſt“. Tupiſch legt Liermann den Artikel 21 der 
Weimarer Reichsverfaſſung aus. Er erklärt, „der Artikel 21 RD. enthält nur eine 
ethiſch⸗ politiſche Pflicht für die Abgeordneten, bei ihrer Funktion als Staatsorgane 
des Gemeinſchaftsvolkes zu gedenken“). Es beſteht für fie alſo nur eine Pflicht, 
dieſer Wertvorſtellungen eingedenk zu ſein, ſie entzieht ſich „rechtlicher Saßbar⸗ 
keit“). Jedes Recht dieſes Gemeinſchaftsvolkes iſt praktiſch 
nicht realiſierbar, wenn ihm zuwidergehandelt wird. Real 
wirkſam iſt allein die Verbindung zwiſchen Staatsbürger, Volk und Reichstag“). 
Ciermann behält damit die alte Ronſtruktion bei. Volk iſt Summe der Unter- 
tanen bzw. der Wahl- und Stimmberechtigten, die dem Staat gegenübertreten, 
als Baſis dient die Rechtsgemeinſchaft, die aber konkret nicht erfaßbar ift. 

Dieſer Vorgang zeigt ſich auch in der weiteren Literatur, beſonders bei Ger⸗ 
hard Ceibholz in feinem „Weſen der Repräſentation“. Das Geſamtſyſtem von 
Leibholz iſt darauf abgeſtellt, daß „Werte“ repräſentiert werden. Der Begriff der 
Repräſentation wurzelt „in einer ſpezifiſch ideellen Wertſphäre“ ). So kann der 
Monarch die „Idee der Gerechtigkeit“ repräſentieren. Volksgemeinſchaft iſt „ein 
den Individuen gegenüber höheres Sein“). Sie iſt „als konkrete Wertgemeinſchaft 
eine real wirkende ideelle Einheit“. Nur in diefer politiſch ideellen Gemeinſchafts⸗ 
bezogenheit kann das Volk repräſentiert werden“). Ceibholz ſieht dann in tupi⸗ 
ſcher Weiſe individuelle Perſönlichkeiten, die dieſe ideelle geiſtige Einheit im ein⸗ 
zelnen repräſentieren. „Jede Repräſentation perſoneller Einheit, vor allem die 


) Ciermann, Das deutſche volk als Rechtsbegriff im Reichsſtaatsrecht der Gegen⸗ 
wart, 1927, S. 80. 

2) S. 22, 23. 

3) S. 188. 

4) S. 140. 

5) S. 140. 

6) Ceibholz, S. 37. 

7) S. 45. 

8) S. 46. 
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einer Gemeinſchaft, iſt herrſchaft“ ). Ceibholz biegt jo den Begriff der Repräſen⸗ 
tation, der feinen Sinn nur aus einer konkreten Gemeinſchaft erhält), völlig indi⸗ 
vidualiſtiſch um, er läßt den Repräsentanten zur individuellen perſönlichkeit wer⸗ 
den, die dann entſprechend der Zeit lediglich noch Wertvorſtellungen ſichtbar zu 
machen verſteht. 

Eine eigentümliche Wendung erfährt die Betrachtung dieſer Grundfragen 
durch Rudolf Smend. Smend geht ebenfalls nicht von einer konkreten Gemein⸗ 
ſchaft aus. Das iſt für ihn ſchon deshalb unmöglich, weil er den Gegenſatz von 
Individuum und Gemeinſchaft noch nicht überwunden hat. Sieht er doch das 
weſen des „Sozialen“ in der polarität von Individuum und Gemeinſchaft, die 
das Weſen der ſozialen Derſchränkung ift”?). Solange man aber hieran noch feſt⸗ 
hält, iſt eine konkrete Doltsgemeinjchaft als eine dauernde Gemeinſchaftsordnung 
noch nicht vorhanden. Es beſteht nach Smend unmittelbar und ohne gewiſſe Tech⸗ 
niken keine feſte Ordnung, kein „dauernd weſensgeſtaltender Zuſammenhang“. 
Dem „ftehen auf den erſten Blick ſchon die Unüberſehbarkeit der Zahl und vollends 
des politiſchen Verhaltens der anderen, die Unüberſehbarkeit auch des ſachlichen 
Gehaltes der politiſchen Gemeinſchaft gegenüber“). Dieſe beſonderen Lechniken 
geben für Smend erſt das „Bild des Geſamtzuſammenhangs und damit die Mög- 
lichkeit des aktiven Miterlebens“ ). Weil Smend die konkrete Gemeinſchaft nicht 
kennt, muß ſie immer wieder durch Fahnen, Wappen, Nationalhumnen und der⸗ 
gleichen ſumboliſiert und vom Sührer repräsentiert werden. Smends Gemeinſchaft 
lebt nur als geiſtige Wirklichkeit in fortdauerndem Sluſſe geiſtigen Cebens, und alle 
„Repräſentationen, Verkörperungen, Symbole der bezeichneten Art ſind feſtge⸗ 
wordene Anregungen und Formen, für dieſes ſich immerfort erneuernde Erleb⸗ 
nis“). Auch der Führer fteht nicht in einer feſten Gemeinſchaft, ſeine Aufgabe 
beſteht vielmehr darin, „das ganze Staatsvolk zur ſtaatlichen Einheit integrieren 
zu müffen?). Bei Smend aber handelt es ſich andererſeits um mehr als die bloße 
Rechtsgemeinſchaft. Das liegt ſchon in ſeinem Begriff der Integration. In dem 


1) S. 46. 

2) Darauf hat insbeſondere §. W. Jeruſalem, Der Staat, 1955, S. 256 ff., eingehend 
hingewieſen und in ſteter Auseinanderjegung mit Leibholz den wahren Sinn der Reprä⸗ 
ſentation aufgezeigt. Jeruſalem fieht richtigerweiſe die Repräſentation als einen Be⸗ 
ſtandteil des Lebens innerhalb einer geſchloſſenen Gemeinſchaft. Beſonders eindrucksvoll 
ſind die Beiſpiele, die Jeruſalem für den germaniſchen Staat gibt und die Darlegung 
über die Repräſentation im engliſchen Staat. 

3) Smend, Derfajjung und berfaſſungsrecht, 1928, S. 9. 

4) S. 14. 

5) S. 15. 

6) S. 28. 

7) S. 27. 
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Augenblid, in dem vermittels des Erlebens der Nationalhymne, der Sahnen, der 
Wappen integriert wird, wird die Gemeinſchaft aus dem Bereiche bloßer Wert- 
vorſtellungen herausgelöſt, ſie geht dann über die Rechtsgemeinſchaft hinaus. 
Dieſer Vorgang vollzieht ſich aber nur in beſtimmten Augenblicken. Das Weſen 
der Smend'ſchen Integration beſteht gerade darin, daß immer wieder dieſe Ge⸗ 
meinſchaft zerfällt und ſich neu bilden muß, eine noch individualiſtiſche Doritel- 
lung. Übrig bleibt dann lediglich als Baſis die auf den allgemeinen Wertvoritel- 
lungen beruhende Rechtsgemeinſchaft. Daran liegt es auch, daß Smend nicht zu 
einer neuen Dogmatik kommen kann, wenn er auch zum Beiſpiel den Staats⸗ 
organen neue Aufgaben zuſchreibt. 

Smend ſteht jo in einem Zwiſchenſtadium. Seine Betrachtung fällt aus der 
üblichen Betrachtung heraus, fie erregte deshalb auch mit Recht Aufiehen. 
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IM. Dolksgemeinjhaft und Rechtsgemeinſchaft 


Den Begriff der Doltsgemeinjchaft gab es als Rechtsbegriff im bisherigen 
Staatsrecht nicht. Er war auch logiſch in dieſem Suſtem nicht möglich. Es ging 
vom Staat als juriſtiſcher perſon aus. Das Volk mußte dann, wenn es rechtlich er⸗ 
faßt werden ſollte, auf den Staat bezogen werden. Volk war von dieſer Baſis aus 
geſehen Summe der Wahl- und Stimmberechtigten und damit, da es Organe des 
Staates ſchuf, Kreationsorgan, oder es war, ſoweit es dem Staat gegenübertrat, 
Summe der Untertanen. Volksgemeinſchaft war für den Juriſten ein außerjuriſti⸗ 
ſcher, ein ſoziologiſcher Begriff. Er paßte nicht in fein Suſtem. Auf Grund ſeiner 
individualiſtiſchen Dorftellung war Volk in Gemeinſchaft für ihn überhaupt nicht 
denkbar. hätte der Juriſt aber den Begriff der Bolksgemeinſchaft akzeptiert, ſo 
wäre er damit von einem anderen Ausgangspunkt ausgegangen, die juriſtiſche 
Staatsperſon hätte verſchwinden und die volksgemeinſchaft zum Zentralbegriff 
des Rechts werden müſſen. Soweit wir im übrigen in ſtaatsrechtlichen Abhand⸗ 
lungen oder in allgemeinen Staatslehren das Wort „Volksgemeinſchaft“ oder, Ge⸗ 
meinſchaft“ finden, iſt die oben gekennzeichnete Rechtsgemeinſchaft gemeint oder es 
ſtellt einen Summenbegriff für die Zuſammenfaſſung von Einzelindividuen dar. 
Nach Corenz v. Stein bedeutet „das bloße Wort Gemeinſchaft nur noch die 
geſtalt⸗ und formloſe Beziehung der einzelnen aufeinander“. Genau ſo wie man 
„mit dem Worte Menſch nur noch das Zuſammengehören der menſchlichen Eigen⸗ 
ſchaften als geſtaltloſe Geſamterſcheinung“ ) bezeichne und man ihn ſich erſt im 
Bilde der Perjon vorſtellen könne, genau fo kann nach Lorenz v. Stein eine Ge⸗ 
meinſchaft nur noch begriffen werden, wenn man fie als perſönlichkeit im Staate 
erfaßt. Die in Beziehungen von Einzelindividuen zueinander aufgelöſte Ge⸗ 
meinſchaft kann keine Einheit mehr abgeben. Die neue Einheit wird in der 
unſichtbaren Perſönlichkeit des Staates gefunden. „Es iſt ſein Weſen, ſeinen 
Grund in ſich ſelbſt zu haben“ ). 

Mit dem Ausbruch der nationalen Revolution war das Prinzip der Volks- 
gemeinſchaft zum Rechtsprinzip geworden. Der Juriſt wußte aber nichts mit ihr 


1) Lorenz Stein, Die Verwaltungslehre, 2. Aufl., 1869, I, 1, S. 4. 
2) Derſelbe, S. 5. 
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anzufangen, Er tat fie dann entweder mit einigen anerfennenden Worten ab, oder 
aber er knüpfte an Bekanntes an und kam wiederum zur Rechtsgemeinſchaft. Sie 
wurde noch ſtärker als bisher betont und konnte damit die gewünſchte Erklärung 
für die Doltsgemeinfchaft bieten. Das Gute dabei war auch hier wiederum, daß 
man fein Suſtem nicht zu ändern brauchte. Die Annahme der Rechtsgemein- 
ſchaft iſt ja, wie wir ſahen, grundlegend für die individualiſtiſche Gedanken⸗ 
welt, verträgt ſich daher mit ihrem Begriffsſuſtem. 

welche Rolle heute der Begriff der Volksgemeinſchaft, der Zentralpunkt 
unſeres Rechts, in der Literatur des Rechts nach der nationalen Revolution 
ſpielt, bzw. nicht ſpielt, ſoll ein kleiner Gang durch dieſe Literatur zeigen. 


1. Die Neubelebung der Rechtsgemeinſchaft 


a) fluf dem Gebiet des Staatsrechts 

Eine der erſten Schriften, die nach der nationalen Revolution ſich mit dem 
neuen Recht beſchäftigte, war die kleine Abhandlung von H. J. Wolff über die 
neue Regierungsform des Deutſchen Reiches. Wolff kann ſich zwar der Catſache 
nicht verſchließen, daß Volk und Volkstum „Gegenſtand höchſter, ja nahezu reli⸗ 
giöſer Wertung“ geworden ſind. Er glaubt aber, dieſes „Volksrecht“ knüpft 
„wieder an die Tradition der Romantik an: der Traum Savignus, den er ſelbſt 
nicht wahrzuhaben ſich getraute, wird nun Wirklichkeit“). Als Gemeinſchaft iſt 
für ihn das Dolf nicht vorſtellbar. Er ſieht auch in ſolchem Volksrecht nur eine 
unglückliche „Appellation an ein Naturrecht“. Für Wolff iſt „ſelbſt die Gruppe 
der Beherrſchten, das Volk ganz abgeſehen vom Wechſel der Generationen und 
ihrer Unſchauungen kein feſter Beſtand“ ). (1) Das Volk kann daher auch 
keinen Willen haben. Soziale Gruppen „mögen ſie nun Gemeinſchaften oder Ge⸗ 
ſellſchaften, Vereine, Familien oder Völker fein, haben keinen ſelbſtändigen 
willen“). Nach Wolff gibt es einen Willen „nur als individuellen, nicht als 
echten ſelbſtändigen Gemeinwillen“ ). So hat auch der Führer nach Wolff vor ſich 
nur „die amorphe Gemeinſchaft“ (1) oder „eine nur durch Wechſelbeziehungen 
und Normen verbundene Dielheit"s). 

Überhaupt iſt Volk für Wolff „nur in einer (unteren) Schicht repräſentations⸗ 
fähige Gemeinſchaft, im übrigen herrſchaftsbedürftige Geſellſchaft“e). So iſt es denn 
3 9. J. Wolff, Die neue Regierungsform des Deutſchen Reiches, 1933, S. 9. 

5 5.20 
4) S. 30. 
5) S. 35. 
6) S. 10. 
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auch nicht zu verwundern, daß Wolff den von der nationalen Revolution geſchaf⸗ 
fenen ſogenannten „nationalen Staat“ nicht erklären kann. Das wirkliche Weſen 
der Nation ſieht Wolff in den gegenſätzlich eingeſtellten Individuen. Er ſpricht 
ſelbſt von den „einander antagoniſtiſch gegenüberſtehenden partikulären Inte⸗ 
reſſen und Willenseinheiten der ſozialen Nation“). Soweit die Nation für ihn 
„legitimierende“ Kraft hat, ſucht er, da fie als Gemeinſchaft für ihn völlig undenkbar 
iſt, eine „überſoziale Rechtfertigung“. Ein Mittel dazu ſieht er in der „Metaphu⸗ 
ſizierung der Nation“, wie fie im volksgeiſt zu liegen ſcheint, aber dieſer Dolfsgeift 
ift ihm wiederum zu viel, und er empfiehlt deshalb den Begriff des „Volkstums 
als eine ontologiſche Gegebenheit“. Dieſes Volkstum iſt völlig gemeinſchaftsgelöſt 
und ⸗entleerte). Es wird mit dem Begriff des Vaterlandes verbunden und gibt jo 
die Möglichkeit einer Rechtsgemeinſchaft, um die ſtaatliche Herrſchaft zu legiti⸗ 
mieren. Tupiſch heißt es: „Der wichtigſte Erfolg dieſer Entfaltung des Nation- 
begriffes in Volk, Volkstum und vaterland iſt die Gewinnung eines objektiven, 
materialen und normativen Staatszwecks, der geeignet ift, die ſtaatliche Herrſchaft 
nicht nur ſozial zu legitimieren, ſondern auch überſozial und überpoſitiv zu ſank⸗ 
tionierens)“. . 

während jo Wolfflediglich eine im übrigen ſehr ſchwache Rechtsgemeinſchaft 
kennt, zeigt ſich bei herrfahrdt eine gewiſſe Doppelſtellung. Soweit er einleitend 
in ſeinem „Werden und Geſtalt des dritten Reiches“ das Erlebnis und die Auf- 
faffung der Srontgeneration ſchildert, handelt es ſich offenſichtlich um die Volks⸗ 
gemeinſchaft als aktive konkrete Gemeinſchaft. Wenn er dann die „Geſtalt“ des 
Dritten Reiches erörtert, bleibt für ihn die Volksgemeinſchaft, ſoweit fie überhaupt 
erwähnt wird, Wertungs⸗ und Handlungsmaßſtab. So erklärt er, es ſei die fuf⸗ 
gabe, „die höchſtentſcheidende Stelle im Staat ſo zu geſtalten, daß ſich in ihr die 
ſittlichen Kräfte des Derantwortungsgefühls und des Gerechtigkeitsſinnes am 
ſtärkſten entfalten können“). 

Ausgeprägt nimmt das volk bei Koellteutter die Stellung der Rechtsge⸗ 


1) S. 26. 

2) Dgl. folgende Darlegungen: „Sauberer und klarer erſcheint es daher auf ſolche Meta⸗ 
phern (gemeint iſt der Volksgeiſt) zu verzichten und das Volkstum als eine (gewiß hiſto⸗ 
riſche) ontologiſche Gegebenheit hinzunehmen. Dadurch würde die objektive natürliche 
Gegebenheit, die kulturelle Geprägtheit und die landſchaftliche Gebundenheit des Doltes 
zum Ausdruck gebracht und es wäre doch vom „Volke“ als einer ſozialen Geſellſchaft oder 
Gemeinſchaft als deren Eigenart und Subſtanz unterſchieden. Volkstum iſt auch nicht mehr 
bloß Gegenſtand wandelbarer Kollektivvorſtellungen, ohne doch andererſeits des Zau⸗ 
„ Urſprünglichkeit und letztlicher Unerklärbarkeit zu entbehren.“ a. a. O., 

) a. a. O., S. 28. 

4) Herrfahrdt, Werden und Geſtalt des Dritten Reiches, 1933, S. 32. 
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meinſchaft ein. Es iſt für ihn nicht aktiv, ſondern nur „eine geiſtige Einheit“), 
es iſt Schickſalsgemeinſchaft“ und tritt nur in Schickſalsſtunden entſcheidend her- 
vor. In dem Dolf als Schickſalsgemeinſchaft fließen „Naturgemeinſamkeiten“ und 
„geiſtige Gemeinſamkeiten“ zuſammen ). Nur ein „Bindungsbegriff“ iſt hierbei 
„die neue Idee des Nationalen“, die „an der Weſenheit des Volkes ausgerichtet 
iſt“ ). 

Die Ausführungen von Hans Gerber, Ulrich Scheuner und Tatarin— 
Tarnheyden gehen ebenfalls im weſentlichen nicht über die bisherige Dor- 
ſtellungswelt der Rechtsgemeinſchaft hinaus. Bei Gerber iſt die Rechtsgemein⸗ 
ſchaft im Nomos des Staates zum Ausdrud gebracht. Diefer Nomos ift „das indi⸗ 
viduelle Selbſt einer Gemeinſchaft als dauernde Lebensaufgabe*) und will „im 
Bewußtſein zum Begriffe, im Erlebnis zur Idee, im Wollen zur Funktion ge⸗ 
macht fein, ſeiner Wahrheit entſprechend. Er iſt ... das Maß, nach dem im ſtaat⸗ 
lichen Ceben gemeſſen wird, nach dem aber der Staat ſelbſt auch einſt gerichtet 
wird“. Die revolutionäre Staatsumbildung ſieht Gerber darin, daß Zweifel auf⸗ 
gekommen ſind, ob „der Staat der Verantwortung ſeinem Nomos gegenüber 
gerecht wird“). 

Es hat ſich alſo nach Gerber nichts geändert an der bisherigen Grundvorſtel⸗ 
lung, daß es die Rechtsgemeinſchaft iſt, die für den Staat die tragende Grundlage 
abgibt, nur hat der Staat bisher gegenüber dieſer Rechtsgemeinſchaft nicht richtig 
funktioniert, deshalb die Revolution. Nach Tatarin⸗Tarnheuden kennzeich⸗ 
net ſich das Weſen der Revolution dadurch, daß fie ein ſtaatspolitiſcher Vorgang 
iſt, der aus dem Volke heraus „dem Staate eine neue Staatsidee (ſtaatlicher Ur⸗ 
Nomos) in Verbindung mit der Machtübernahme durch eine dieſe Idee vertretende 
neue Regierung (handelnd⸗geſtaltende Staatsgewalt) ſchafft“). Die bisherigen 
Werte werden nunmehr zu „Unwerten“, ſie werden durch einen „neuen ſtaat⸗ 
lichen Grundwert“) erſetzt. Dieſer Urnomos iſt „eine deutſche Kulturnorm, die 
die geſamte Hülle des deutſchen ſtaatlichen und geſellſchaftlichen ebens“ ) erfaßt. 


1) Koellreutter, Allgemeine Staatslehre, 1933, S. 39. 

2) S. 35. 

3) S. 43. 

4) Hans Gerber, Staatsrechtliche Grundlinien des neuen Reiches, 1933, S. 9. 
5) S. 10. 


6) Tatarin-Tarnheyden, werdendes Staatsrecht, 1934, S. 5. Dal. dazu die 
Beſprechungen von Juſtus Beyer in „Deutſches Recht“, 1934, S. 445 und neuerdings von 
Carl Dernedde in Zeitſchr. f. gef. Stw., Bd. 95, S. 347, die aber trotz vieler zutreffender 
Bemerkungen die Grundpoſition nicht herausſtellt, aus der die Zwieſpältigkeit bei 
Tatarin-Tarnheyden erſt verſtändlich wird. 

?) Tatarin-Tarnheyden, S. 5. 

8) S. 6. 


52 


In dieſem Urnomos ift dann „der Gedanke der nationalen und ſozialen Dolfs- 
gemeinſchaft“ enthalten‘). Der Urnomos iſt „höchſter deutſcher Rechtswert, 
Interpretationsnorm zur richtigen Rechtsauslegung“. Nach Tatarin-Tarnheyden 
kann der „ſtaatliche Urnomos im hinblick auf die Staatsgewalt jo beſtimmt wer- 
den „totaler, einheitlicher völkiſch-deutſcher und ſozialer Volksſtaat organischen, 
herrſchaftlich-genoſſenſchaftlichen Gepräges und chriſtlicher Art“ ). Tatarin- 
Tarnheyden geht nicht von der Doltsgemeinjchaft aus, ſondern ſchafft eine Rechts⸗ 
gemeinſchaft mit neuen Inhalten?). So kann er dann das individualiſtiſche Suſtem 
im einzelnen auch beibehalten, die Grundrechte find zwar nach T. tot, aber 
dennoch „ſind ſubjektive öffentliche Rechte an ſich auch dem neuen Staatsrecht 
nichts wejensfremd®). Auch bei Tatarin-Tarnheyden wird es künftig öffentliche 
Statusrechte, Beamtenrechte uſw. geben. Er erklärt, ſie ſeien zwar keine Indivi⸗ 
dualrechte, ſondern Rechte „die zur Verfügung des Geſetzgebers“ ſtehen. Im 
Grunde genommen handelt es ſich um daſſelbe wie früher. Die „national⸗ 
kulturhaften Gemeinſchaftswerte“ laſſen ſich nicht verwirklichen, wenn ſie nicht 
garantiert werden“. „Das Brief, wie das Poſt⸗ und Celegrafengeheimnis 
iſt ſubjektiv wie objektiv ſicherzuſtellen. Tatarin empfiehlt im übrigen hier die 
Faſſung des Art. 117 RD., daß Ausnahmen nur durch Reichsgeſetze zugelaſſen 
werden können. Deutlich wird, daß die Derftärkung der Rechtsgemeinſchaft 
keinen Bruch mit dem individualiſtiſchen Rechtsſyſtem notwendig macht. 


b) Im Strafrecht 


Dieſelbe Tendenz wie im Staatsrecht zeigt ſich im Strafrecht. Hier war die 
Lage beſonders ſchwierig, weil es zunächſt galt, die Zerſetzungserſcheinungen zu⸗ 
rückzudämmen, die im Strafrecht ein mediziniſches und pädagogiſches Sürſorge⸗ 
problem ſahen. Darin zeigte fich zugleich die gewaltige Zerſetzung der Rechts⸗ 
gemeinſchaft, die nicht mehr die tragende Vorſtellung für die Strafautorität des 
Staates abzugeben vermochte, wie fie früher als ſelbſtverſtändlich empfunden 
wurde. Es war daher verſtändlich, daß man zunächſt wieder auf die Strafautori⸗ 


1) Dies kommt auch ſehr deutlich bei Ulrich Scheuner, „Die nationale Revolution“ 
Acc. f. öffentl. Recht, Bd. 24, S. 174, heraus, der das Volk ausdrücklich als Rechtsge⸗ 
meinſchaft bezeichnet. „Euch für die nachträgliche rechtliche egitimierung des revolutio⸗ 
nären Geſchehens iſt die Anerkennung der Rechtsgemeinſchaft, d. h. des Volkes von maß⸗ 
gebender Bedeutung.“ Nach Scheuner wäre die Revolution dann nicht unmittelbar aus 
einer Volksbewegung entſtanden, ſondern gemacht und nachträglich durch Duldung 
ſeitens der Rechtsgemeinſchaft legitimiert worden. — Wilhelm Mer erklärt, das Dritte 
Reich bedeute „nur eine Neugeſtaltung der Grundverhältniſſe des Staates“ in Verfaſſungs⸗ 
ſchutz, 1955, S. 626. 

2) S. 152. 
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tät des Staates zurückgriff und fie als unantaſtbar herausſtellte. Das iſt das Der- 
dienſt der im Jahre 1932 verfaßten, ſtark auflockernden Schrift über „Liberales 
oder autoritäres Strafrecht?“ von Dahm-Schaffſtein. Der neue maßgebliche 
Richtpunkt in dieſer Schrift ift die Staatsautorität!). Soweit die Erziehung im 
Strafvollzug noch bejaht wird, kommt die Ausrichtung an den Werten einer 
Rechts- und Rulturgemeinſchaft zum Ausdrucke). Eindeutig tritt die Rechts⸗ 
gemeinſchaft bei Siegert in Erſcheinung, der vom Dolfsgeift als „oberfte Rechts⸗ 
quelle“ ausgeht), daneben aber den Begriff des Sührers bringt und ihn als indiri⸗ 
duelle Perſönlichkeit begreift, die dazu da iſt, „den wahren, höheren Volksgeiſt zu 
künden“). Es ergeben ſich dann lediglich Nüancierungen innerhalb des alten 
Syfterns und mehr oder minder ſtarke Schwerpunktsverſchiebungen. Dom Boden 
einer verſtärkten Rechtsgemeinſchaft aus hatman nunmehr wiederum den Glauben, 
daß der den Geſetzen zugrunde liegende Rechtsgedanke ohne weiteres erſichtlich it, 
und daß deshalb die bisher gefürchtete Analogie auch im Strafrecht verwendung 
finden kann. So erklärt die preußiſche Denkſchrift, es ſei „erforderlich, vn 
Einklang der Rechtspflege mit dem Rechtsgefühl des Doltes wiederherzuſtellen “, 
daher müſſe „dem Richter im gewiſſen Umfange die Möglichkeit gegeben werden, 
etwaige Lücken des Strafgeſetzes ... jo zu ergänzen, als wenn er zum Geſetzgeber 
im einzelnen Falle erhoben wäre“). 

Die konkrete Gemeinſchaft findet dagegen im Strafrecht wenig platz. fluch bei 
Henkel vollzieht ſich die Neuordnung des Strafrechts „nach den Erwartungen 
der von beſtimmten Rechtsüberzeugungen erfüllten Volksgeſamtheit“), man kann 
nunmehr wieder von einem Rechtsgewiſſen der Allgemeinheit“), einer (Rechts⸗ 
überzeugung der volksgeſamtheit“ ſprechen, die der poſitiviſtiſchen Negierung jeder 
Grundlage und ihrem Ideal der Geſetzes beſtimmtheit“ e) entgegengehalten werden 
kann. Dahm ſpricht von der „Volksanſchauung als letzte überpoſitive Rechtsquelle 


) Dol. auch die Jenaer Diſſertation von Gerhard Röhrborn, „Der autoritäte 
Staat“, 1935, der die Auswirkung der autoritären Staatsauffaſſung auf die einzelnen 
Tätigkeitsbereiche des Staates klar herausſtellt. S. 55 ff. 

) Dahm-Schaffſtein, „Liberales oder autoritäres Strafrecht?“, 1933, S. 48. 

) Siegert, Karl, Grundzüge des Strafrechts im neuen Staate, 1934, S. 16 ff. 
Ogl. auch Sauer, Wendung zum nationalen Strafrecht, Gerichtsſaal Bd. 103, der eine 
Neuklaſſik propagiert und an die Rechts⸗ und Rulturgemeinſchaft im Sinne der idealiſti⸗ 
ſchen Philoſophie anknüpft; ähnlich auch „Die Ethiſierung des Strafrechts“, Deutſches 
Strafrecht NS. Bd. 1, 1954, S. 177 ff. 

) Siegert, a. a. O., S. 17. 

5) Denkſchrift des preußiſchen Juſtizminiſters, S. 127. 

6) henkel, Strafrichter und Geſetz im neuen Staat, 1934, S. 48. 

7) Ebenda. 

8) Ebenda. 
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und Grundlage aller Rechtsgeltung“ ). Undererſelts zeigen ſich aber auch bei 
Dahm und Henkel Tendenzen, die das Strafrecht auf eine konktete Gemein— 
ſchaft zu ſtützen verſuchen). Bei Sreisler kommt beſonders deutlich zum 
Ausdrud, daß, wenn man den Richter vom Geſetz in der bisherigen Starrheit los— 
löſen will, man ihn irgendwie anders binden muß. Dieſe Bindung geſchieht, in— 
dem man ihn auf die allgemeine, heute wieder gefeſtigte Volksanſchauung, auf 
„die Normen der völkiſchen Sittlichkeit“, das „Volksgewiſſen“ verweiſt'). 

Kuch die Denkſchriften mühen ſich um eine kuseinanderſetzung mit dieſem 
problem. Das von Freisler geforderte Willensſtrafrecht iſt ein deutlicher Hlus⸗ 
druck dafür, daß man den Richter von der Beſchränkung auf die äußerliche Cat⸗ 
beſtandsſubſumption löſen will. Indem man die gemeinſchaftswidrige Einſtellung 
in jeder Willensäußerung zu erfaſſen ſucht, will man, den verbrecheriſchen Willen 
bereits im Reime erſticken“. So wird „die Derteidigungslinie des Staates gegen 
den verbrecheriſchen Willen vorverlegt“). Das geſtärkte Rechtsgemeinſchafts⸗ 
gefühl macht es dabei möglich, von der Geſinnungsäußerung auf die Sozial⸗ 
widrigkeit zu ſchließen. Intereſſant iſt, wie auf der anderen Seite Oetker und 
Schoetenſack der Möglichkeit einer ſolchen Strafrechtsgeſtaltung ſkeptiſch 
gegenüberſtehen. Ihnen erſcheint es zu ſchwierig, die innere ſoziale Einſtellung 
eines Menſchen zu erkennen. So erklärt Oetker: „Der Menſch hat nicht in ſeiner 
Bruſt das Fenſter des Momus, durch das man ihm auf den Grund der Seele 
blicken könnte“. Oetker glaubt, der Nationalſozialismus identifiziere nicht die 
rechtliche Reaktion mit der Bekämpfung des ſittenwidrigen und des ethiſch⸗reli⸗ 
giöſen Geſichtspunktes. Im Eigenbereich des Sittlichen taugt nicht der „dem 
Recht unentbehrliche äußere Zwang“.s) Für Oetker und Schoetenſack find die 
Solgerungen, die Freisler und andere aus der Neubelebung der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft ziehen, ſchon zuviel. 

Die Zentralfrage, auf die ſich die neuere ſtrafrechtspolitiſche Literatur immer 
ſtärker zuſpitzt, das Verhältnis von Strafrecht und Volksanſchauung und die damit 

1) Dahm, das richterliche Ermeſſen im nationalſozialiſtiſchen Strafrecht, Deut⸗ 
ſches Strafrecht NS. Bd. 1, S. 89 ff. 

2) Pgl. z. B. Die Darlegungen Henkels über den neuen Rechtsſicherheitsbegriff, S. 65. 

3) Freisler, Schutz des Volkes oder des Verbrechers?, Deutſches Strafrecht US. Bd. 2, 
S. 4, S. 32, vgl. auch die Ausführungen von Freisler in „Ergebniſſe der Beratungen des 
Zentralausſchuſſes der Strafrechtsabteilung der Akademie für deutſches Recht“, in, Grund⸗ 
züge eines allgemeinen deutſchen Strafrechts“, Schriften der Akademie für deutſches Recht, 
Heft 1, 1934. 

4) Freisler, kÜkademiedenkſchrift, S. 13. 

5) Oetker, Gefährdungs⸗ oder berletzungsſtrafrecht in Akademiedenkſchrift, S. 46 ff. 
(52). Dgl. auch Schoetenfad, Derbrechensverſuch, ebenda, der ſich den Oetkerſchen Aus- 
führungen anſchließt und „vor einer Überſpannung der Strafgewalt bei den Vorberei⸗ 
tungshandlungen“ warnt, S. 68. 
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verbundene Aufloderung des bisherigen Tatbeſtandsdenkens, iſt in einer Schrift 
von Reinhart Maurach, „bolksethik und Strafrecht“, eingehend behandelt wor- 
den. In dieſer Schrift zeigt ſich zugleich, wie man die Entwicklung ſieht, wenn man 
von der Rechtsgemeinſchaft und nicht von einer konkreten Gemeinſchaft ausgeht. 
Die Schrift erſtrebt eine „Unterſuchung über die Wirkſamkeit der Volksanſchauung 
im Strafgeſetz, die Cebensfüllung der Tatbeftände, ihre Ausdehnung und Be⸗ 
grenzung durch die geſunde Dolksmoral“!). Maurach will eine „Annäherung der 
lex scripta an die geſunde Volksanſchauung“ ). Das gilt aber nur für ein Über⸗ 
gangsſtadium, die „gegenwärtige Etappe der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung, 
die nicht nur den Exponenten der Rechtsordnung, das Strafrecht, ſondern auch 
die bisher im weſentlichen unerſchütterte poſitive Rechtsordnung des liberalen 
Staates umgeſtaltet“e). Daher wird man „in immer ſinkendem Maße den Gegen⸗ 
fat; zwiſchen poſitivem Recht und Volksethos hinnehmen“). Für dieſe Zeit zieht 
Maurach auch eine Grenze zwiſchen Volksethik und poſitivem Recht. Die Volks- 
ethik wird außer für die Tatbeſtandsauslegung (teleologiſche Interpretation) für 
die Anwendung einer Geſetzes⸗ nicht Rechtsanalogie verwendet. In der Zukunft 
ſieht Maurach dann wieder die Übereinftimmung von Recht und Volksethik und 
damit einen neuen Poſitivismus, der mit der Rechtsgemeinſchaft übereinſtimmt. 
Das wird an dem Begriff der materiellen Rechtswidrigkeit deutlich. Sie fällt 
weg, wenn „das Geſetz auf allen Gebieten dem Willen der Gemeinſchaft ent⸗ 
ſpricht“). Mit der Gemeinſchaft ift dabei die Rechtsgemeinſchaft gemeint. Mau⸗ 
rachs Schrift zeigt beſonders klar, wohin es führen muß, wenn man lediglich von 
einer verſtärkten Rechtsgemeinſchaft aus die Strafrechtsentwicklung beurteilt. 
Die Rechtsgemeinſchaft iſt rechtspolitiſch fruchtbar, ſolange ſie zur Auflockerung 
und Erſchütterung des überkommenen pofitiven Rechts verwendet wird. Sie wird 
gefährlich, ſobald ſie zu einer neuen Erſtarrung im poſitiven Rechtsdenken führt. 

Demgegenüber wirken Geſetze, die in einer konkreten Ordnung beſtehen, 
niemals lebenshemmend, weil fie nicht Beſchränkungen von einer klugenblicks⸗ 
ſituation aus feſtlegen, ſondern weil dann das Geſetz die Ordnung ſelbſt in ſich 
trägt, immer entſprechend den Notwendigkeiten der Ordnung veränderbar iſt 
und einen Formalismus von vornherein ausſchließt. 

Dagegen zeigen ſich in der neuen Geſetzgebung deutliche Unſätze zu einem 
Strafrecht, das von einer konkreten Gemeinſchaft ausgeht. Das iſt insbeſondere 
in den Geſetzen zur Ordnung der nationalen Arbeit, im Reichserbhofgeſetz ſowie 

715 vun R., Volksethik und Strafrecht, 1954, Vorwort. 

3) Maurach, 8. 3. 


4) Ebenda. 
5) S. 40. 


56 


in zahlreichen Ehrengerichtsordnungen der parteigliederungen der Sall. So voll⸗ 
zieht ſich im AOG. die Beurteilung nicht nach allgemeinen Anfchauungen und 
Wertvorftellungen, ſondern nach dem Verhalten innerhalb der Betriebsgemein— 
ſchaft (336), im Erbhofgeſetz nach dem Verhalten des Menſchen in der bäuerlichen 
Ordnung. berſtößt er gröblich dagegen, fo führt ein ſolcher Derftoß aus der bäuer— 
lichen Ordnung. Der Mann iſt dann nicht mehr Bauer). 

Dieſe Geſetze ſind Schrittmacher für ein neues Strafrecht, das nicht mehr auf 
bloßen Wertvorſtellungen fußt. Anſätze in dieſer Richtung finden ſich in Nicolais 
„Raſſengeſetzlicher Strafrechtstheorie“. Da Nicolai von der Raſſe ausgeht, muß 
er den Verbrecher als eine „Entartung“, an dem konkreten Gemeinſchaftstup 
gemeſſen, anſehen. Wenn der Reichsjuriſtenführer Dr. Frank die Erfaſſung der 
„Subſtanzwerte der Nation“ als Aufgabe der nationalſozialiſtiſchen Rechtspolitik 
proklamierte), jo ift dies notwendig nur von einer konkreten Gemeinſchaft aus 
möglich. 

kluch in dem „Bericht über die Arbeit der amtlichen Strafrechtskommiſſion“ 
zeigt ſich in den Darlegungen Freislers über das, Willensſtrafrecht“ die Ten⸗ 
denz, die konkrete Gemeinſchaft ſtärker in den Vordergrund zu ſtellen. So braucht 
Freisler das Bild von dem Volk, das „in feinem Strafrecht und ſeiner Anwendung 
ſich gewiſſermaßen eine dauernd arbeitende Selbſtreinigungsapparatur') ſchafft. 
von dieſem Geſichtspunkt aus ſieht er im Strafrecht ein „Kampfrecht“, im Der- 
brecher den „Sriedensſtörer“. Die Rechtsgemeinſchaft taucht dann bei Sreisler 
wiederum auf, wenn die Strafe als Sühne behandelt wird. Hier wird das 
vom Boden einer verſtärkten Rechtsgemeinſchaft gegebene Problem Recht und 
Sittenordnung in der Weiſe gelöft, daß das Recht als „ein Spiegelbild der Sitten- 
ordnung“ angeſehen und damit auf „eine weniger hohe Ebene” projiziert wird). 

Neuerdings iſt Georg Dahm einen entſcheidenden Schritt in der Geſtaltung 
des Strafrechts vorwärtsgegangen. Er hat den Derratsbegriff entwickelt und dabei 
eine konkrete Gemeinſchaft zum Ausgangspunft genommen. „Durch den Verrat 
wird die Gemeinſchaft zerſtört und die Ordnung aufgelöft.“°). Damit haben die 
bisherigen Tendenzen, zur konkreten Gemeinſchaft zu gelangen, für einen Tat- 
beſtand den Sieg errungen. Dahm beſchränkt aber dieſe kluffaſſung auf den Verrat 
und ſcheidet dieſen Tatbeftand aus dem Kreije der übrigen Verbrechen aus. 

Dadurch wird aber dem Strafrechtsdenken ein doppeltes Geficht gegeben. Dahm 
will trotz einer Erweiterung der gemeinſchaftsmäßigen Betrachtungsweiſe die 


1) Tupiſch auch das neue Studentenſtrafrecht. 

2) Frank, Nationalſozialiſtiſches handbuch, 1955, S. 15, Vorbemerkungen. 
3) Freisler, in „Das kommende deutſche Strafrecht“, S. 11. 

4) Derſelbe, S. 16. 

5) Dahm, Verrat und Verbrechen, Zeitſchr. f. geſ. Staatsw., a. a. O., S. 284. 
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individualiſtiſche Entwicklung nicht aufgehoben wiſſen. Er weiſt zwar darauf hin, 
daß in der germaniſchen Zeit „das Wefen des berbrechens im Tteubruch ge- 
ſehen“ ) wurde, ſieht aber in einer reinen Auffaſſung vom Derbrehen als Treu⸗ 
bruch „leere Romantik“. Er will der Tatſache Rechnung tragen, daß die „Ber 
ziehungen der Menſchen zueinander feit dem Mittelalter ſtändig unperſönlicher 
geworden ſind“ und befürchtet daher bei einer völligen Durchdringung des Straf⸗ 
rechts mit dem Derratsgedanten eine, Banaliſierung . Deshalb kann es nach ihm 
„nur darauf ankommen, verbrechen und Derrat in ein richtiges Verhältnis zu 
ſetzen“. zweifellos hat Dahm recht, wenn er erklärt, daß die moderne Entwid- 
lung insbeſondere die Zerſtörung der perſönlichen Treupflicht durch den abſoluten 
Staate) es erſchwert, auch das Verbrechen gemeinſchaftsmäßig zu deuten. Aber 
es kommt darauf an, dieſe Zerſetzungserſcheinungen, deren Überwindung allent- 
halben angeftrebt wird, auch im Rechtsdenken nicht beſtehen zu laſſen und nicht 
einen Zwiſchenzuſtand zu dogmatiſieren. So wird heute der Diebftahl innerhalb 
einer Gemeinſchaftsordnung, etwa des Arbeitsdienftes oder der SS., nicht als 
„Verletzung der Eigentumsordnung“s) losgelöſt von der Gemeinſchaft gejehen. 
Wer in dieſer Gemeinſchaft ſtiehlt, iſt in ihr nicht mehr tragbar, ebenſo iſt der⸗ 
jenige, der außerhalb der Gemeinſchaft einen Diebſtahl begangen hat, gemein⸗ 
ſchaftsunfähig geworden. Er bleibt alſo nicht Rechtsgenoſſe. Die erfolgte Beſtrafung 
ift auch nicht in der Cage, den Verbrecher wieder einzugliedern und damit zugleich 
dem Zuſammenſchluß der Gemeinſchaft“) zu dienen) Hier zeigt ſich, daß die 
konkrete Gemeinſchaft als Ausgangspunkt für das geſamte Strafrecht genommen 
werden muß und nicht auf ein Teilgebiet beſchränkt werden darf. So iſt mit 
Dahms Abhandlung der Weg für die Weiterentwidlung des Strafrechts gewieſen. 


c) Im bisherigen „bürgerlichen“ Recht 


Die Rechtsgemeinſchaft als gemeinſchaftsmäßiger Reſtbeſtand gibt in der 
individualiſtiſchen Zeit ebenſo wie für den Staat auch für die Privatrechtsordnung 
die Baſis ab. Das grundſätzlich freie Privatrechtsſubjekt kann im Rechtsverkehr nicht 
tätig werden, ohne daß bei anderen Privatrechtsſubjekten gewiſſe Vorſtellungen 
und Überzeugungen vorhanden ſind, die einem ſolchen Handeln Bedeutung und 
Anerkennung verſchaffen. Ohne den allgemein anerkannten Grundſatz, daß Der: 
träge und abgegebene Willenserklärungen bindend find, wäre 3. B. ein Vertrag 


) Dahm, Verrat und Verbrechen, a. a. O., S. 295/96. 
2) Ebenda. 
3) S. 288. 
4) S. 286. 
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überhaupt nicht möglich. Das Geſetz ſelbſt baut auf diefen Grundvorſtellungen auf. 
Daß Derträge zu halten find, ergibt ſich ohne weiteres aus den allgemeinen Dor- 
ſtellungen und braucht nicht erſt im Geſetz zu ſtehent). Das poſitive Recht foll, 
wie es von Savigny und Puchta am klarſten ausgedrückt worden it, den all⸗ 
gemeinen Rechtsvorſtellungen, dem volksbewußtſein, entſprechen. Das Geſetz 
erſcheint dann als ein individueller Willensakt, der dieſer im Volksbewußtſein 
verwurzelten allgemeinen Rechtsanſchauung erſt die Möglichkeit gibt, wirkſam 
zu werden. Wie im öffentlichen Recht auf dem Wege über den Befehl des Sürften 
oder des Staates, jo werden die Vorſtellungen der Rechtsgemeinſchaft im Privat⸗ 
recht ebenfalls auf dem Wege über den Staat vornehmlich durch die Privatrechts⸗ 
ordnung wirkſam. Man verſucht, weitgehend in Einzelbeſtimmungen das Recht 
zu normieren und einer willkürlichen Entſcheidungsmöglichkeit zu entziehen, wo⸗ 
bei ein Geſetz als generelle Norm größere Gewähr gegen die gefürchtete Willkür 
bietet, als wenn der Richter von den allgemeinen Rechtsvorſtellungen aus ent⸗ 
ſcheiden würde, die im übrigen zu ſchwach ſind, um eine ſolche Entſcheidung 
generell zu legitimieren. Weil das Geſetz aber mit der Geſetzesregelung allein nicht 
auskommen kann, verweiſt es nochmals ausdrücklich auf die dann erſatzweiſe un⸗ 
mittelbar der Entſcheidung zugrunde zu legenden Unſchauungen der Rechtsge⸗ 
meinſchafte). Beſonders deutlich kommt dies in den 89 157 und 242 BGB. zum flus⸗ 
druck. Dabei iſt bezeichnend, daß die Rechtſprechung die Anwendung von Treu 
und Glauben nicht nur für die Bewirtung der Leiftung hat gelten laſſen, ſondern 
auf das ganze Schuldverhältnis ausdehnte. Es wird damit noch einmal die Baſis 
der Rechtsgemeinſchaft, aus der ja die poſitive Norm an und für ſich ſchon her⸗ 
vorgeht, unter den Rechtsbau geſchoben. Ahnlich ſteht es mit dem Verſtoß gegen 
die guten Sitten. Wenn das Reichsgericht zur Definierung des Begriffs der guten 
Sitten ausführt, den Maßſtab für den Begriff der guten Sitten habe der Richter 
aus dem herrſchenden Volksbewußtſein zu entnehmen, dem knſtandsgefühl aller 
billig und gerecht denkenden, jo wird hier auf das deutlichſte auf das allgemeine 
Rechtsbewußtſein hingewieſen. Dies kommt in der Literatur mehr oder minder 
ſtark ausgeprägt immer wieder zum Ausdrud. Wenn Otto Gierke erklärt, daß 
das Schuldverhältnis „nicht lediglich aus ſich ſelbſt, ſondern aus den ſittlichen und 
ſozialen Gemeinanſchauungen über das, was ſich ziemt, im hinblick auf ihren 

1) So betont Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, 9. Aufl. 1903, S. 589: 
„Der Glaube, daß der Gegner feinem Worte die Treue halten werde, findet ſeinen wid 
tigſten Stützpunkt in den ethiſchen und ſozialen Grundlagen unſeres Verkehrs.“ 

2) Dgl. in dieſem Zuſammenhang Höhn, Allgemeines Schuldrecht, 1954, 9 4, S. 5, 
und Philipp heck, Grundriß des Schuldrechts, 1929, S. 19, 95, wo es heißt: „Die Wert⸗ 


ideen der Rechtsgemeinſchaft, die durch Derbote und Zwangsnormen geſchützt find, 
greifen auch in das Schuldrecht ein“. 
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zeitlichen und örtlichen Niederſchlag in der Derfehrsfitte”?) zu deuten fei, oder wenn 
Oertmann der Anficht ift, daß der Inhalt des $ 242 BGB. viel beſſer gefühls- 
mäßig erfaßt, als klar formuliert werden könne), fo liegt darin in aller Deut- 
lichkeit die Anknüpfung an die im Doltsbewußtfein ruhende Rechtsgemeinſchaft. 

Niemals handelt es ſich hierbei aber um eine konkrete Gemeinſchaft, an die 
angeknüpft wird und an der ſich der Richter orientieren ſoll. Auf einen Wert- 
maßſtab, wie ihn die Rechtsgemeinſchaft bot, mußte man ſich zurückziehen, weil 
man keine geſchloſſenen Gemeinſchaften mehr kannte. Es iſt bezeichnend, daß die⸗ 
jenigen Geſetze der jüngften Zeit, die von neuen konkreten Ordnungen ausgehen, 
dieſe Maßſtäbe überhaupt nicht mehr brauchen und mit ihnen auch nicht mehr ope- 
rieren. 

Deutlich zeigt ſich dies im Erbhofrecht. Der berühmte $ 56 des Reichserbhof⸗ 
geſetzes beſtimmt: 

„Entſtehen bei Anwendung dieſes Geſetzes Zweifel, jo hat der Richter 
jo zu entſcheiden, wie es dem in den Einleitungsworten dargelegten Zweck 
des Geſetzes entſpricht.“ 

Dieſer Hinweis bedeutet etwas grundſätzlich anderes als das früher übliche 
Zurückgehen auf die ratio legis. Der Zweck des Geſetzes gipfelte früher in einer 
möglichſt reibungsloſen Regelung von Beziehungen zwiſchen Einzelperſönlich⸗ 
keiten. Hier aber iſt gerade dieſes individualiſtiſche Rechtsprinzip aufgegeben, der 
Zweck des Geſetzes beruht darin, das Recht einer Cebensordnung, wie fie das 
Bauerntum darſtellt, niederzulegen. Dabei ſind auch nicht mehr allgemeine Wert⸗ 
vorſtellungen als Richtſchnur denkbar, ſondern die Gemeinſchaftsordnung ſelbſt. 
Das knſtandsgefühl aller billig und gerecht denkenden jagt nichts darüber, wie ſich 
das bäuerliche Leben in der Wirklichkeit vollziehen muß. Noch viel weniger ſind hier 
Begriffe wie Treu und Glauben auf Grund einer Derfehrsfitte als Richtmaßſtab 
denkbar. Der Bauernhof unterliegt ja gerade nicht dem Rechtsverkehr, von dem 
aus man dieſe Wertmaßſtäbe für das geſamte Recht feſtzulegen verſuchte. So 
wäre jeder Verſuch abwegig, hier mit bloßen Wertvorſtellungen der Rechts⸗ 
gemeinſchaft das Bauernrecht zu begreifen und auszulegen). 

) Gierke, Deutjches Privatrecht, Bd. 3, S. 64. 

2) Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe, Bd. II, 1, 5. Aufl., 1928, Anm. 2b, zu 
$ 242, vgl. auch Planck-Flad, Kommentar zum bürgerlichen Geſetzbuch, 4. Aufl., zu 
8 158, der erklärt, daß das „jeweilige Volksbewußtſein“ entſcheidend ſei. Eine Mate⸗ 
rialſammlung über die Begriffe „Rechtsgefühl“, „Doltsanfhauung“ uſw. bietet die 
Schrift von Erwin Riezler, „Das Rechtsgefühl“, 1921. 

3) Baumecker, Handbuch des geſamten Reichserbhofrechts, 1934, S. 195, weiſt dar⸗ 
auf hin, daß der $ 56 des Reichserbhofgeſetzes über die Grundgedanken der 88 157 und 


242 BGB. weit hinausgeht, wenn er auch die Verſchiedenartigkeit nicht klar erfaßt und 
im übrigen weiter auf Treu und Glauben aufbaut. 
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Wenn Gülland erklärt, daß „das Bauernrecht wie das Arbeitsrecht unter 
die Generalklauſel der Ehre, der anſtändigen Geſinnung, des Pflicht- und Der- 
antwortungsbewußtſeins geſtellt“ ) fei, jo wird er damit der Eigenart der bäuer⸗ 
lichen Cebensordnung nicht gerecht. Er überträgt hier vielmehr die Gedankenwelt 
des allgemeinen Rechtsverkehrs auf die bäuerliche Lebensordnung. So iſt es auch 
nicht verwunderlich, daß er es für unumgänglich hält, das Erbhofrecht in das 
Suſtem des bürgerlichen Rechts einzugliederne). Demgegenüber wird mit Recht 
von Schapp darauf hingewieſen, daß verſucht werden muß, im Gegenſatz zum 
BGB. jede Frage aus den dem Erbhofgeſetz zugrunde liegenden Gedanken zu 
entſcheiden. Er weiſt richtig darauf hin, daß ſelbſt da, wo das Reichserbhofgeſetz 
die allgemein bekannten Begriffe wie Eigentum, Veräußerung, Belaſtung, Nieß⸗ 
brauch, Grundſchuld uſw. übernimmt, es ſich lediglich um eine „Übernahme von 
Ausdrücken“ handelt, welche „im Erbhofrecht einen neuen Sinn“ ) erhalten. 

Gülland denkt im übrigen, wenn er vom „Bauernethos“ ſpricht, von dem 
„ſittlichen Mittelpunkt“, von dem aus das Geſetz, „die ſoziale, kulturelle, wirt⸗ 
ſchaftliche und rechtliche Betätigung des volksgenoſſen“) fteuere, an abſtrakte 
Wertvorſtellungen und vermag nicht aus der bäuerlichen Ordnung heraus die 
Grundbegriffe wie Ehre, Bauernethos uſw. zu ſehen. Nur wenn ſie aus dieſer 
Ordnung unmittelbar geſehen werden, erhalten ſie ihre Bedeutung. Sonſt ſind ſie 
eine bloße Angelegenheit der Betrachtung und Bewertung. 

Kuch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 
ſpricht von einer konkreten Gemeinſchaft, der Betriebsgemeinſchaft mit ihrem 
Sührer. Dieſe konkrete Gemeinſchaft iſt der Ausgangspunkt des Rechts). Der 
Verkehr mit der Arbeitskraft als Handelsgut ift damit verneint. Der Einzelarbeits⸗ 


9) Gülland, Das Keichserbhofrecht, 1955, S. 241. 

2) Derjelbe, S. 137. 

) Schapp, Das Reichserbhofrecht, 1934, S. 94. Im ſelben Sinne äußert ſich auch 
Dölle, Lehrbuch des Reichserbhofrechts, 1935, Vorwort. „Der eigenen Lebensorönung 
des Bauern mit ihren der Haltung des BGB. ganz entgegenlaufenden Prinzipien ge⸗ 
bührt ein eigener Ausgangspunkt, der ſo weit als irgend möglich ſogar Anfaspunft für 
die Umgeſtaltung des allgemeinen bürgerlichen Rechts werden ſoll.“ Dgl. S. 5, S. 120 ff. 
und den Kufſatz von Werner Johae, Die Sorderung des Erbhofrechts an den deutſchen 
Juriſten, Deutſches Recht, 1954. S. 499 ff. Neuerdings hat Roger Diener in dem fluf⸗ 
ſatz „Wandlung des Eigentumsbegriffs“, Deutſches Recht, 1935, Heft 7, klargelegt, wie 
weit im Erbhofrecht eine neue Eigentumsordnung begründet liegt, die richtunggebend 
für eine Überwindung des bürgerlichen Eigentumsbegriffs werden kann. 

) Gülland, Zur Rechtsausübung und Rechtsanwendung des Reichserbhofgeſetzes 
Deutſches Recht, 1934, S. 363. 

5) Im ſelben Sinne ſpricht E. R. huber von der Betriebsgemeinſchaft als rechtlicher 
Einheit, die er in den Kreis der Genoſſenſchaften ſtellt. Vgl. huber, Betriebsordnung 
und Carifordnung, JW., 1934, S. 1019; ferner auch huber, Der Treuhänder der 
Arbeit, DI3., 1935, Sp. 202 ff. 
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vertrag, der früher ein Geſchäft mit der eigenen Arbeitskraft bedeutete, kann heute 
nur dann ſinnvoll verſtanden werden, wenn er als Eintritt in die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft betrachtet wird). Der ſchuldrechtliche Charakter eines Dienſtvertrages iſt 
damit aufgegeben. Die geſamte Erfaſſung der Ordnung der Betriebsgemeinſchaft 
kann, da es ſich hier nicht mehr um Derkehrsgeſchäfte handelt, auch nicht mehr aus 
den allgemeinen Wertvorſtellungen des bürgerlichen Rechtsverkehrs begriffen und 
ausgelegt werden)“. . 

Nur aus dieſer konkreten Ordnung können dann auch die Pflichten der Mit- 
glieder der Betriebsgemeinſchaft, des Betriebsführers und der Gefolgſchaft, erklärt 
werden. Sieht man dagegen das ſchuldrechtliche Moment als maßgeblichen Saktor, 
ſo muß man es auch folgerichtig ablehnen, unmittelbar aus der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft pflichten hervorgehen zu laſſen. den Gedanken des 9 2 AOG. kann man 
dann nur als eine ſittliche Auslegungsnorm für die ſchuldrechtlichen Einzelarbeits⸗ 
verträge erfaſſen?). Man behält damit aber im Prinzip die alte Dorſtellung bei. 

Beſonders deutlich wird die konkrete Gemeinſchaft bei dem allenthalben im 
vordringen befindlichen Ehrbegriff in der neuen Gejeßgebung®). Nach der bis⸗ 
herigen Auffaſſung wurde die Ehre des Menſchen nach den Anjhauungen der 
bürgerlichen Geſellſchaft bemeſſen. Hier ſtand der einzelne nicht in einer konkteten 
Gemeinſchaft; die Geſellſchaft beruhte auf den allgemeinen bürgerlichen Wert⸗ 
vorſtellungen. Einziger konkreter Ehrentatbeſtand des Strafrechts iſt die Kredit⸗ 
gefährdung als beſonderer Ausdruck der bürgerlichen Welt. Wie ſtark auch die 
Ehre in der Literatur als „ein faſt kaufmänniſcher errechenbarer Wert“, eine 
„Werttaxe, die einem Menſchen beigelegt wird“, erſcheint, wird beſonders im 
Strafrecht deutlichs). 

2) w. Siebert, Der Einzelarbeitsvertrag, Deutſches Recht, 1934, S. 461 ff., kommt 
dem nahe, wenn er von einer „Wandlung des krbeitsvertrages“ ſpricht, nämlich „einer 
Einordnung dieſes Rechtsverhältniſſes in den Gemeinſchafts⸗ und Gefolgſchaftsgedanken. 
Scharf behalten dagegen Mansfeld⸗pohl⸗Steinmann⸗Krauſe, Die Ordnung der natio⸗ 
nalen Arbeit, 2. Aufl., 1934, S. 89 ff. den rein ſchuldrechtlichen Charakter des Einzel⸗ 
arbeitsvertrages bei. Die Möglichkeit, das Zuſammenleben innerhalb des Betriebes allein 
auf einer Art Treuverhältnis aufzubauen, wird abgelehnt, und doch liegt darin gerade 
das Weſentliche. 

2) Abzulehnen iſt deshalb die Anficht von Dietzin Hueck Nipperdey⸗Dietz, Kommentar 
zum 0 G., 1954, $2, Anm. III, der, trotzdem er „die Gemeinſchaft der Arbeit, die Treue 
und die Fürſorge als das primäre“ beim Einzelarbeitsvertrag anſieht, das ſchuldrecht⸗ 
liche Moment aufrechterhält und unter hinweis auf die mit Hilfe der Treu⸗ und 
Glaubensbeſtimmungen geſtützte kluslegungspraxis nur von einer „weſentlichen Schwer⸗ 
gewichtsverſchiebung“ und „keinem völligen Umbruch mit dem bisherigen Recht“ ſpricht. 

3) So tupiſch Mansfeld-pohl, a. a. O. S. 90, 110. 

) Pgl. dazu das Heft über die Ehre im Recht in der Septembernummer der Zeitſchrift 


„Deutſches Recht“, auf das weitgehend verwieſen wird. 
5) Dgl. Noack, Die Ehre des Rechtswahrerſtandes, in demſelben Heft, S. 405. 
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heute hat der durch Volk und Raſſe gegebene Ehrbegriff überall fein konkretes 
Geſicht erhalten. Es gibt eine Bauernehre, eine beſondere Ehre im Sozialtecht, 
im Wehrrecht, eine Ehre des Handwerkerſtandes, des Schriftleiters, des Rechts⸗ 
wahrers, des Arztes u. a. Die Ehre aller dieſer Ordnungen beſtimmt ſich aus det 
Ordnung ſelbſt im ſichtbaren Gemeinſchaftsleben. So weiſt $35 des ADG. darauf 
hin, daß der Begriff der ſozialen Ehre nur aus der Betriebsgemeinſchaft verftan- 
den werden kann). 

Mit dieſen neuen Geſetzen iſt ein Einbruch in das bürgerliche Recht von einer 
ganz anderen Welt aus geſchehen. Es wird in ſeinem Grundprinzip der Beziehung 
von individuellen Perſönlichkeiten zueinander verneint. An ſeine Stelle find feſte 
und ſichtbare Gemeinſchaften getreten, die nur aus ſich heraus verſtanden werden 
können. Die Aufgabe beſteht nunmehr darin, daß das bisherige bürgerliche Recht 
durch die rechtliche Ausgejtaltung von feſten Ordnungen erſetzt wird. Dieſe Um⸗ 
bildung iſt ganz bewußt in der neuen Studienordnung in Angriff genommen wor⸗ 
den, wo an Stelle des bisherigen feſten Suſtems eines bürgerlichen Rechts Dor- 
leſungen über Dertrag und Unrecht, Bauer, Boden, Samilienerbe treten:). Dieſer 
prozeß hat aber in der Citeratur einen verhältnismäßig ſchwachen Widerhall ge⸗ 
funden. Er ſteckt hier noch ſtark in den Anfängen. Das zeigt ſich beſonders auf 
dem Gebiet des Vertragsrechts. 

Die zweifellos rechtspolitiſch bedeutſame Schrift von Heinrich Lange über 
„Liberalismus, Nationalſozialismus und bürgerliches Recht“ fordert, man müſſe 
„zu der Rechtsanſchauung der Romantik zurückkehren, zu der Hegels und der 
hiſtoriſchen Rechtsſchule“ ), „der Satz von Treu und Glauben“ ſei „Grundgeſetz 
des Gemeinſchaftslebens, das die Einzelnormen nur auszumünzen verſuchen“. 

Lange ſucht gegenüber dem rein poſitiviſtiſchen Liberalismus die Rechts⸗ 
gemeinſchaft neu zu beleben und mit Treu und Glauben zu ſtärkerer Wirkſamkeit 
zu verhelfen. In intereſſanter Weife zeigt ji hier derſelbe Prozeß wie im 
Staats⸗ und im Strafrecht. In der Abhandlung „Dom alten zum neuen Schuld⸗ 
recht“ behält Lange einerſeits die bisherige Linie bei. Wenn er vor allem 
„Treu und Glauben“ und „die guten Sitten“ weiterhin herausſtellt und den 
Generalklauſeln „feſten Inhalt und feſte Geſtalt“') geben will, fo liegt darin 


1) Dgl. Doerner, Die neue Ehrengerichtsbarkeit der Wirtſchaft und des Handwerks, 
1954, S. 71, 84. 

2) Dal. dazu K. A. Eckhardt, Das Studium der Rechtswiſſenſchaft, 1935, in Heft 11, 
Der deutſche Staat der Gegenwart und zur Studienordnung insbeſondere den klufſatz 
von Hans Sehr, „Das Rechtsſtudium im Deutſchen Reich“, in der Schweizeriſchen 
Juriſtenzeitung, 31. Jahrgang, Heft 8, S. 277 ff. 

3) Cange, Liberalismus, Nationalſozialismus und bürgerliches Recht, 1935, Recht 
und Staat, 102, S. 6. 

4) Lange, „Dom alten zum neuen Schuldrecht“, a. a. O., S. 44. 


5. 204 65 


— 


die Neubelebung der Rechtsgemeinſchaft und ihrer Inhalte. Andererſeits aber 
zeigt ſich auch eine ſtarke Anknüpfung an konkrete Gemeinſchaften. So genügen 
für Cange nunmehr hegel und die hiſtoriſche Rechtsſchule nicht mehr, „der Sührer⸗ 
gedanke führt ... über die Rechtsanſchauung der Romantik und der hiſtoriſchen 
Rechtsſchule hinaus“). So bedeutet für ihn der Vertrag einen „Ausjchnitt aus der 
Cebensordnung“ ). In feiner neueſten Schrift „Dom Geſetzesſtaat zum Rechtsſtaat“ 
bewegt ſich dagegen Lange wiederum rein auf dem Boden der romantiſchen Volks⸗ 
geiſtlehre. Dolisgeift iſt ihm zwar nicht „die blaue Blume der Romantik“, ſondern 
„vielmehr der abſolute Geiſt eines Volkes, find feine, von der Gegenwart gejehen, 
ewigen Werte, iſt ein Problem des Sollens, nicht des Seins, Ziel, nicht ſchon Wirk⸗ 
lichkeit oder Vergangenheit, Streben, nicht ſchon Beſitz oder Erinnerung“). 

hier erſcheint ein „abſoluter Geiſt“ und nicht eine konkrete Gemeinſchaft als 
Ausgangspunkt. Damit muß dann auch der Gegenſatz zwischen Sein und Sollen), 
zwiſchen Recht und Sittlichkeits) aufrechterhalten bleiben. Der Sührer ift dann 
nicht derjenige, der einer Gemeinſchaft richtunggebend vorangeht, ſondern er 
wird vom Volksgeiſt aus bewertete). In einer konkreten Gemeinſchaft wird der 
Sührer aber nicht auf Wertungen hin betrachtet. Eine ſolche Bewertung des 
Führers ſetzt eine aus dem Miterleben in der Gemeinſchaft gelöſte Betrachtung 
voraus. Wenn Lange erklärt, der Volksgenoſſe folge „ſeinem ſittlichen Gefühl, 
nicht den Geſetzen“ ), fo iſt das richtig für die liberale Zeit und ſolange noch mit 
dieſen Geſetzen gearbeitet werden muß. Allgemein kann aber der Gegenſatz 
zwiſchen poſitivem Recht (Geſetz) und Rechtsgemeinſchaft (fittliches Gefühl) nicht 
beibehalten werden. Das Geſetz iſt ſonſt ein individueller Akt, der nicht an ſich 
gemeinſchaftsmäßig iſt, ſondern erſt auf ſeine Übereinſtimmung mit dem ſitt⸗ 
lichen Gefühl geprüft werden muß. Von einer konkreten Gemeinſchaft aus, bei 
der das Geſetz als ein Akt der Sührung erſcheint, iſt die Ausgangsitellung, das 
Geſetz ſchlechthin mit Mißtrauen zu betrachten und am ſittlichen Gefühl zu 
kontrollieren, nicht mehr ſinnvoll. 

Huch in Wolfgang Sieberts „Derwirfung und Unzuläſſigkeit der Rechts⸗ 
ausübung“ zeigt ſich deutlich die Anknüpfung an die Rechtsgemeinſchaft. So er⸗ 

1) S. 36. 

2) Lange, Dom Geſetzesſtaat zum Rechtsſtaat, 1934, S. 22 ff. 

3) Ebenda, S. 23. 

4) S. 25. 

5) S. 24. 

°) S. 38. Der Führer würde „mit feiner Abkehr vom Volksgeiſte auch feine innere 
Berufung zum Führer verlieren, aus einem Führer zum Diktator werden“. Lange gibt 
hier ſeine Anſchauung, daß der Sührergedanke über die Rechtsanſchauung der Romantik 
hinausführe, auf. N 

?) Cange, Dom alten zum neuen Schuldrecht, S. 40. 
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ſcheint bei ihm der $ 242 BGB. als „ein allgemeiner dauernder Transformator 
von richtigem Recht als Idee in richtiges Recht als pofitives Recht“ ). Er fordert 
eine „Durchdringung des Rechts mit ſittlichem Inhalt und fittlichen Maßſtäben“ 
und ſpricht von der „nationalſozialiſtiſchen Ethik des Gemeinſchaftsgedankens“ ). 
heinz hildebrandt verwendet die Rechtsgemeinſchaft und die konkrete Gemein⸗ 
ſchaft nebeneinander. Er ſpricht von der Rechtsquelle als „Orundwertung“, als 
„Ausdrud des Volksgeiſtes, der Raffenfeele, des Dolksgewiſſens“ ), von den, Süh⸗ 
rerperſönlichkeiten, in denen ſich der Doltsgeift . . . zur höchſten Vollendung er- 
hebt“). Andererſeits erklärt er aber auch, es ſei „unbedingte pflicht des Richters, 
zu der konkreten Gemeinſchaftsordnung vorzudringen“ ). Beides iſt aber etwas 
grundſätzlich voneinander Verſchiedenes. 

So zeigt ſich, daß die Citeratur im weſentlichen verlorengegangene Poſitionen 
wieder eingenommen und ausgebaut hat. Es beſteht kein Zweifel mehr an all⸗ 
gemeinen tragenden ſittlichen Ideen und an dem Beſtehen einer Volksanſchauung, 
auf der das Recht baſiert. Die Zerſetzungserſcheinungen innerhalb der Rechts⸗ 
gemeinſchaft im bürgerlichen Recht, die beſonders deutlich an der 1932 ver⸗ 
faßten Frankfurter Diſſertation von Wolfgang Kraeuter werden, der in 
der Zeit des politiſchen Kampfes eine allgemeine Rechtsanſchauung verneint, 
find überwunden). 

Die neue Aufgabe befteht darin, nunmehr über die allgemeinen Dorftellungen 
hinaus in konkreten Gemeinſchaften das Recht zu geſtalten und aus ihnen neu 
werden zu laffen. Das gilt beſonders auch für die Neuordnung des Eigentums 
aus der Gemeinſchaft. Wie bedeutſam in ihren Auswirfungen die Rechts 
gemeinſchaft oder die konkrete Gemeinſchaft als Husgangspunkt iſt, ergibt ſich 
aus einer Betrachtung der Abhandlung von §ranz Wieacke r über die „Wand- 
lungen der Eigentumsverfaſſung“. Wieader geht noch entſcheidend vom Boden 
der Rechtsgemeinſchaft aus. Er will den abſtrakten Eigentumsbegriff des bürger⸗ 
lichen Rechts durch eine ſinnvolle Gliederung erſetzen und zu „fruchtbaren 
Ordnungsbegriffen“ gelangen. So iſt „nicht das Eigentum eine Inſtitution der 
geltenden deutſchen Rechtsordnung, ſondern Grundeigentum und Sahtnis find 


1) Siebert, ‚Die Derwirfung und Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung', 1934, S. 91. 

2) Siebert, ebenda, S. 114. Dgl. auch Siebert, „Gemeinſchaft und bürgerliches 
Recht“ Deutſches Recht, 1934, S. 305, wo eine ſtarke Annäherung an die konkrete Gemein⸗ 
ſchaft im erſten Teil des kufſatzes deutlich zu ſpüren iſt. 

3) Hildebrandt, Rechtsfindung im neuen deutſchen Staate, 1935, S. 52, 33. 

4) S. 36. 

5) S. 100, vgl. auch S. 79, 80. 

6) Wolfgang Kraeuter, Der Inhalt eines modernen volkstümlichen Rechts, Verſuch 
einer Grundlegung, Frankfurter Diſſertation 1934, S. 54 ff. 
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es“ ). Wieackers Ausführungen enthalten eine Auflockerung des bisherigen 
Eigentumsbegriffes mit dem Ziel, „tupiſche Ausdrucksformen der Wirklichkeit“ 
zu ſchaffen. Wieacker gewinnt feine Unterſcheidungen aber nicht aus einer fon- 
kreten Gemeinſchaft, ſondern von den Wertungen, die die Güter durch die 
Rechts gemeinſchafterhalten. So ſieht er im Sahrniseigentum, den Ausdrud 
höchſt vielfältiger Zuftändigfeiten an einer Sache, die durch den konkreten 
Funktionswert der Sache geſtützt und gebunden werden“). Auf dem Gebiete 
des Grundeigentums „empfängt jedes Grundſtück als gedachter Teil der 
geſamten Erdoberfläche ſeine Individualität erſt durch die Anerkennung 
der Rechtsgemeinſchaft“ ) (). Wieacker vermißt im „abſoluten Eigen⸗ 
tumsrecht“ ein „Mittel gerechter Wertzuteilung“ ) und unterſucht den „Rechts⸗ 
wert“, der „dem Boden in der Rechtsgemeinſchaft nach vielfältiger Richtung 
bin“ zukommt'). Das Grundeigentum ſieht er als „treuhänderiſche Verwaltungs⸗ 
befugnis“, die für die „Rechtsgemeinſchaft“ geübt wird). 

Wieackers Ausführungen zeigen, daß, ſofern man lediglich ein neues Wert⸗ 
ſuſtem mit ſinnvollen Differenzierungen erſtrebt, eine verſtärkte Rechtsgemein⸗ 
ſchaft auch für das ſogenannte Sachenrecht eine entſprechende Baſis abgeben 
kann. Es ergeben ſich dann „Rechtsregeln, deren Vollzug eine gerechte Sach⸗ 
güterzuteilung ſichert“). Darin liegt aber nicht das Problem für die Erfaſſung 
des Eigentums, vor allem nicht des Grundeigentums. Man kann bei der recht⸗ 
lichen Erfaſſung des Grundeigentums nicht nach ſeinem Rechtswert in der 
Rechtsgemeinſchaft fragen, wie es überhaupt nicht möglich iſt, die „rechtlichen 
Organiſationsformen des Bodens auf Zuteilung des Rechtswertes gerichtet“ 
anzuſehen, „den ein Grundſtück vertritt“). Bei dieſer fluffaſſung wird der 
Boden zum „Herrſchaftsraum des Staates und Derwaltungstaum überwiegender 
berufsſtändiſcher Intereſſen“, iſt „Ertragswert aus Urproduktion“ und „Sub⸗ 
ſtanzwert einer Geldwirtſchaft“ ). Hier handelt es ſich um die Aufrechterhaltung 

) Wieacker, Wandlungen der Eigentumsverfaſſung, 1935, S. 11. 

2) S. 11. Im übrigen iſt nicht das Eigentum gebunden und beſtimmen nicht „die 
Bindungen das Eigentum ... in der gegenwärtig ſich vorbereitenden Wirtſchafts⸗ 
verfaſſung den konkreten Geltungsgehalt der Inſtitution Eigentum“ (S. 9), ſondern es 
ſind die Menſchen gebunden und darum ändert ſich der Eigentumsbegriff und bildet ſich 
eine neue Eigentumsordnung. 

3) S. 47. Die Sperrungen ſtammen von mir. 

4) S. 46. 

5) S. 47. Dgl. auch S. 9, 10, 12, 17, 19, 48, 60 ff., 74. 

6) S. 61. 


S. 47. Dagegen auch ſcharf Wilhelm Saure, „Das Reichserbhofgeſetz als Grund⸗ 
pfeiler des deutſchen Rechts" im Archiv des Reichsnährſtandes, Bd. 2, S. 115. 
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einer individualiſtiſch⸗wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe, die beſonders deutlich 
wird, ſobald man dieſe Grundſätze, wenn auch nur beſchränkt, auf den Erbhof 
anwenden will. Der Erbhof iſt nicht „Träger von Wertrechten“, ſondern iſt 
eine Lebensordnung, Teil des Gemeinſchaftsdaſeins ). In ihm vollzieht ſich 
Gemeinſchaftsleben des volkes. Der Begriff der Adernahtung zeigt deutlich, 
daß Boden und Samilie zu einer Cebenseinheit des Volkes zuſammengeſchloſſen 
find. Hier fteht das Gut nicht außerhalb der Gemeinſchaft und bildet den 
Gegenſtand von Wertungen, ſondern bildet die Subftanz der bäuerlichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft als Teilgemeinſchaft innerhalb der Gemeinſchaft des ganzen Volkes. 
Das gilt ebenſo für den übrigen bäuerlichen Beſitz wie für das einfache Stück 
Land, das der Arbeiter zu eigen hat und das feiner Cebensordnung eine 
entſcheidende Prägung verleiht. Die Auffajjung des Bodens als „Träger 
von Wertrechten“ wird all dem nicht gerecht. Die Einſtellung zum Grund 
und Boden als Wertobjekt ſteht im Zuſammenhang mit feiner Auffaffung 
als Ware und bedeutet eine Derneinung des Grund und Bodens als Lebens- 
raum und Subftanz einer Gemeinſchaft, fieht im Grund und Boden ein Wirt⸗ 
ſchaftsobjekt. 

Kuch gegen die Auffaffung des Grundeigentums als „treuhänderiſche Der- 
waltungsbefugnis“ für die „Rechtsgemeinſchaft“ beſtehen ſchwere Bedenken. 
hier fehlt der geſamte Inhalt des Eigen. wieacker ſieht beſonders am Erbhof⸗ 
recht, daß der Bauer in feiner Verfügung beſchränkt und im übrigen für 
schlechte Verwaltung verantwortlich iſt. Don dieſer rein negativen Seite des 
Erbhofeigentums wird dann das Grundeigentum allgemein beſtimmt. Was der 
Eigentümer nicht darf, ſteht im Vordergrund. Im übrigen vollzieht ſich bei 
wieackers Grundeigentum in höchſt intereſſanter Weiſe derſelbe Prozeß wie 
beim Übergang vom ſouveränen Sürjtenftaat zum Staat als unſichtbarer Per⸗ 
ſönlichkeit, der durch Organe handelt, auf dem Gebiete des Staatsrechts. Früher 
hatte eine „Rechtsperſon das Grundſtück“. Jetzt hat „nicht eine Rechtsperſon 
das Grundſtück“ ), das nach Wieacker „gedachter Teil der geſamten Erdober⸗ 
fläche“ iſt und „ Individualität“) beſitzt, alſo der unſichtbaren Perſönlichkeit 
nahekommt, ſondern „das Grundſtück hat vielmehr einen Eigentümer; es 
braucht feine Verwalter“). An Stelle der Perſon des Eigentümers tritt als 
eigene Größe das Grundſtück, dem „auf die Dauer berechnete rechtliche Zu⸗ 
ſtändigkeitsformen zukommen“). Die Individualität des einzelnen wird jetzt 
in Beziehung zu dem Grundſtück geſetzt, er hat Derwaltungsbefugnis, übt 

1) Dgl. dazu die ſehr eindringliche Rede von Wilhelm Saure, „Das Reichserbhof⸗ 
geſetz“, Sonderdruck aus dem Ardjiv des Reichsnährſtandes, Bd. 52. 

25.46. 9) S. 47. S. 46. 0) S. 46. 
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Sunttionen aus, wird gewiſſermaßen zum Organ oder Sunktionärt) des Grund- 
jtüds als eines gedachten Teils der Erdoberflähe und feiner Individualität. 
So erhält im Erbhofrecht der Bauer eine „verantwortliche Rechtszuſtändigkeit“ ), 
ihm wird „eine Rechtsmacht zum Grundſtück“:) eingeräumt. Genau jo wie es 
im Staatsrecht ein Recht auf dieſe Organſtellung gibt, kennt auch Wieacker 
„ein Recht auf Verwaltung“) des Grundſtücks durch den Bauern. Nunmehr 
wird auch klar, warum das Grundſtückseigentum nicht inhaltsmäßig ausgeſtaltet 
iſt. Es genügt, daß der Bauer für das Grundftüd Funktionen ausübt, in welcher 
weiſe und zu welchen Zwecken beſtimmt die Rechtsgemeinſchaft'), die die 
Grundlage für dieſe Derwaltungsbefugnis bildete). 

So vermag Wieackers Auffajjung vom Grundeigentum als „Verwaltungs⸗ 
befugnis“ uns die mit dem Erbhof verſchmolzene bäuerliche Lebensgemeinſchaft 
nicht zu erklären. Das Grundſtück wird zur Individualität, zu einer eigenen 
Größe, die aus der Cebensgemeinſchaft herausgenommen wird und für die der 
Bauer Sunktionen ausübt. Er iſt dann Einzelperſönlichkeit mit Kompetenzen 
und Zuständigkeiten, die er im Rahmen der Rechtsgemeinſchaft ausübt. Der 
verſuch Wieackers, die „Orönungsaufgaben der juriſtiſchen Betrachtung am 
deutſchen Bodenraum“) zu löſen, birgt die Gefahr in fi, daß an Stelle der 
bäuerlichen Cebensordnung eine techniſche Regelung der Bodenverteilung und 


1) Beſonders eindringlich kommt dies auf S. 60, 61 heraus. Auf dem Gebiete des 
Staatsrechts hat Walter Jellinek den Bauern als „Staatsfunktionär“ bereits bezeich⸗ 
net. Im Nachtrag zum Verwaltungsrecht heißt es: „Wo der Staat dem Einzelnen Rechte 
gibt, tut er es heute in erſter Linie, um deſſen Pflichtbewußtſein zu ſchärfen, am augen⸗ 
fälligſten vielleicht beim Bauern, der geradezu Staatsfunktionär geworden iſt“. Eine 
ſolche Huffaſſung ift nur von einer individualiſtiſchen Rechtsbetrachtung aus möglich. 
Jellinek will offenſichtlich den Bauern nicht mehr als Privatperſon auffaſſen, kann ihn 
aber, da er als Juriſt keine konkrete Gemeinſchaft kennt, nicht in das Volk als Gemein⸗ 
ſchaft eingliedern. So muß Jellinek den Bauern in Beziehung zur Perſon des Staates 
ſetzen. Der Bauer erfüllt dann als Einzelperſon für die unſichtbare perſon Staat Sunk⸗ 
tionen und wird damit zum Staatsfunktionär. Zu einer ſolchen Ronſtruktion iſt der 
f . bisherige Begriffsſuſtem beibehält, notwendig gezwungen. 


3) S. 60. 
4, S. 62. 

. 5) Tupiſch heißt es: „Denn das verantwortliche Eigentum wird nicht für fremde 
einzelne Rechtsperſonen geübt, ſondern für die Rechtsgemeinſchaft.“ S. 61. 

) Wenn Wieacker dann erklärt: „Der überperſönliche verband, für den die Befug⸗ 
niſſe des Bauern ausgeübt werden, iſt der Blutsverband des Bauerngeſchlechts“ (63), 
ſo liegt darin ein Bruch mit dem eigenen Suſtem. Entweder das Grundſtück iſt klus⸗ 
gangspunkt und braucht ſeinen Derwalter, für deſſen Tätigkeit die Rechtsgemeinſchaft 
die Baſis abgibt, oder der konkrete Blutsverband iſt Ausgangspunkt. Dann gehört das 
Grundſtück in die Gemeinſchaft und begründet keine eigene Rechtszuſtändigkeit. Beides 
18 1175 miteinander vereinen. 

47. 
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Bodennutzung tritt. Die verfeſtigung des Bauerntums, die durch das Erbhof⸗ 
recht geſchaffen und geſichert werden ſoll, mit dem Ziel, für das volk eine ſtarle 
dauernde Lebensgrundlage zu ſchaffen, wird gefährdet, wenn man im Bauern⸗ 
tum nur noch eine Derwaltungsbefugnis, „eine verantwortliche Fremdverwal⸗ 
tung“ mit „rechtlichen Zuſtändigkeitsformen“ ſieht. Die Ordnung, die auf diefe 
weiſe herbeigeführt wird, iſt dann keine konkrete Gemeinſchaftsordnung mit 
Leben und Subſtanz, ſondern immer noch eine normative Regelung. Dies kommt 
bei Wieacker beſonders deutlich zum flusdruck, wenn er zu Beginn ſeiner Hus⸗ 
führungen erklärt, „der konkrete Gehalt der Einrichtung Eigentum. ſoll 
betrachtet und beſchrieben werden“, das Material ſoll dabei jo geordnet werden, 
„daß ſich Rechtsregeln ergeben, deren Vollzug eine gerechte Sachgüterzuteilung 
ſichert“ )). Wieacker gelangt fo zu einem neuen, wenn auch aufgelockerten Nor⸗ 
mativſuſtem. 
d) In der Rechtsphiloſophie 

Die Rechtsgemeinſchaft ſpielt aber nicht nur im Staatsrecht eine ſo entſchei⸗ 
dende Rolle, ſie tritt beſonders ſtark in der Rechtsphiloſophie hervor, die ſich ver⸗ 
anlaßt ſieht, heute aufs neue zu den Begriffen Staat und Dolf Stellung zu neh⸗ 
men. Maßgeblich zeigt ſich dies beſonders an der Binderſchen Schule. Binder 
glaubt, die Hegelſche Philoſophie ſei geeignet, eine Erklärung für die heutige 
Auffaffung von Staat und volk zu geben. Dies führt aber notwendigerweiſe zu 
keinem brauchbaren Ergebnis. Hegel hat ſeine Gedankengänge nie auf eine kon⸗ 
krete Gemeinſchaft, auf die es uns heute ankommt, zugeſchnitten. die Gemein⸗ 
ſchaft beſteht für Hegel im Geiſte, in einer unſichtbaren Welt. Insbeſondere iſt 
ihm der Staat lediglich „die Wirklichkeit der fittlichen Idee“. Die Bekämpfung des 


Individualismus durch Hegel, auf die beſonders Binder neuerdings wieder ſtark 


hinweiſt, erfolgt in der welt des objektiven Geiſtes. Wenn hegel erklärt, „indem 
Staat objektiver Geiſt iſt, ſo hat das Individuum ſelbſt nur Objektivität, Wahrheit 
und Sittlichkeit als es ein Glied desſelben iſt“, jo überwindet Hegel den Indivi- 
dualismus nur inſoweit, als er den einzelnen zum Glied des objektiven Geiſtes 


macht. Das entſpricht ſeiner Zeit, die, da ſie konkrete Gemeinſchaften nicht kennt, f 


den einzelnen, wenn ſie ihn nicht mehr als Individuum anſieht, in eine unſicht⸗ 
bare Gemeinſchaft eingliedern muß. Für Binder iſt dies die alleinige Möglichkeit, 
den Menſchen als Gemeinſchaftsweſen zu begreifen?) und die alleinige Waffe im 

2) S. 10. 

2) Dgl. Binder, in „Der Idealismus als Grundlage der Staatsphiloſophie“, in 
Logos, NS., Bd. 1, H. 2, S. 155, „nur der Idealismus, der allein den Menſchen als 
Gemeinſchaftsweſen begreifen kann, weil er überhaupt allein die Gemeinſchaft begreifen 
und begründen kann, kann uns den Staat begreiflich machen“, vgl. zu Binders Grund⸗ 
poſitionen neuerdings ſeine „Grundlegung zur Rechtsphiloſophie“, 1935. 
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Kampf gegen den Individualismus. Dies gilt jedoch nur für eine Zeit, die keine 
konkreten Gemeinſchaften kennt. Inſofern hat in der Zeit vor der nationalen 
Revolution Binders Betrachtung eine große Bedeutung gehabt. Sie bietet für 
uns heute zu wenig!). Sie kann uns 3. B. eine Blutsgemeinſchaft nicht verſtändlich 
machen. Im übrigen handelt es ſich dabei ebenfalls um eine Erſcheinungsform des 
Individualismus, wenn ſie auch abgeſchwächt in Erſcheinung tritt. Wenn eine 
Rechtsphiloſophie ihre über den Individualismus hinausgehenden Vorſtellungen 
in eine unſichtbare Welt, die damit ein eigenes Daſein erhält, verlegen muß, ſo 
bleibt die Gegenſätzlichkeit von Individuellem und Allgemeingeiftigem beſtehen. 
Mit der Dorftellungswelt vom objektiven Geiſt kann man die Gemeinſchaft des 
germaniſchen Things oder etwa die Gemeinſchaft eines Urbeitsdienſtlagers und 
das Geſchehen in dieſen Gemeinſchaften nicht erklären. 

Mit dem Idealismus konnte man den Kampf gegen den Individualismus der 
bisherigen Zeit führen. Sie kannte ja ſelbſt keine feſten Gemeinſchaften. Der 
Idealismus ebenſo wie die Romantik führten aber zu einer Betonung von ge⸗ 
meinſchaftsmäßigen Grundgehalten. Inſofern vollzog ſich in der Rechtsphiloſophie 
derſelbe Prozeß wie in der ſtaatsrechtlichen Literatur?). Die Rechtsgemeinſchaft 
wurde wieder auf das Schärfſte herausgeſtellt. Welche Schwierigkeiten es aber 
macht, von dieſen Grundlagen aus die Volksgemeinſchaft im nationalſozialiſtiſchen 
Staat, wie alle feine Grundbegriffe, Blut und Boden, Volk, Gemeinſchaft und 
Sührer zu erklären, zeigen beſonders die letzten Veröffentlichungen der Binder⸗ 
Schule. 

Binder kennt ein „Volk im höheren Sinne“. Es iſt die „natürlich⸗ſittliche Ge⸗ 
meinſchaft, durch die der Menſch fein Menſchentum realiſiert“ e), eine „natürlich⸗ 
geiftige Einheit“. Für Binder ift im volk als ſichtbarer Gemeinſchaft dieſe Ein⸗ 
heit nicht gegeben, es muß erſt wieder eine unſichtbare Einheit geſchaffen und 


) Mit Recht hat E. R. Huber, in feiner Abhandlung: „Die deutſche Staatswiſſen⸗ 
ſchaft“ erklärt: „Der geſtalthafte Staat iſt exiſtentielle Wirklichkeit und nicht nur Idee. 
Durch dieſe Erkenntnis unterſcheidet ſich der politiſche Staatsbegriff vom Staatsbegriff 
des deutſchen Idealismus“, S. 31. Ernſt Krieck weiſt immer wieder darauf hin, daß der 
deutſche Idealismus unſer völkiſches Daſein „in zwei Teile auseinandergeriſſen“ hat, 
„die Runſt, die Wiſſenſchaft, die ganze Kultur lebten in einer abgetrennten Welt für 
ſich“, Kried in „Der deutſche Idealismus zwiſchen den Zeitaltern“, Volk im Werden, 
1. Jahrg., 1955, III, 1, S. 6. Welch geringe knſatzmöglichkeiten die hiſtoriſche Schule 
heute zu bieten vermag, zeigt Stanz Wieacker an hand feiner Unterſuchungen über die 
„Wandlungen der Eigentumsverfaſſung“, a. a. O., S. 18/19. 

2) Dgl. die Beſprechung der Schrift von Larenz: „Deutſche Rechtserneuerung und 
Rechtsphiloſophie“ durch Heinrich Henkel, in Zeitſchr. f. ge]. Staatsw., Bd. 95, S. 341, 
345. Hier ſtellt henkel die zuſammenfaſſende Auseinanderſetzung mit dem Poſitivismus 
dar. 

8) Binder, Der Deutſche Volksſtaat, 1934, S. 20. 
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dahinter gejeßt werden. Das bolk iſt lebendige Einheit in der Dielheit der Gene- 
rationen und der Vielfältigkeit ihrer Gliederung“. Binder knüpft hier an Savigny 
an. Nach Binder hat der Staat Adolf hitlers, indem er auf der Raſſe aufbaute 
und ſich dadurch auf die natürliche Grundlage alles Volkstums beſann, „mit dem 
Volke zugleich das Bereich der bloßen Naturbeſtimmtheit verlaſſen und ſich auf die 
Höhe des Geiſtes, des feiner ſelbſt bewußtwerdenden Geiſtes erhoben“). Binders 
rechtsphiloſophiſche Auffafjung von Volk und Staat bleibt in den bisherigen Ge⸗ 
dankenbahnen der hegelſchen Philoſophie. Das Dritte Reich, das Binder in 
ſeinen Ausführungen über den „Idealismus als Grundlage der Staatsphilo- 
ſophie“, „dem verſtändnis der Menſchen nahebringen will“, wird durch die 
Vermittlung der hegelſchen Ideenwelt nahezubringen ver— 
ſucht, was notwendig ſcheitern muß. 

Huch bei Tarenz kommt die Erneuerung der Philoſophie des Idealismus und 
der Romantik, mit der er den heutigen Staat zu begreifen ſucht, zum Ausdruck. 
Nach Larenz bedeutet die Beziehung des Rechts „auf die Gemeinſchaft, daß der 
Inhalt eines beſtimmten pofitiven Rechts dem betreffenden Volksgeiſt, dem ſitt⸗ 
lichen Bewußtſein, den Sitten des Volkes gemäß fein muß“). Recht iſt für Larenz 
„derjenige Teil der objektiv⸗ſittlichen Ordnung, der von der Rechtsgemeinſchaft, 
dem volke durch dazu beſtimmte Organe angewandt und durchgeſetzt wird“). 
Carenz ſieht wiederum als Grundlage die Rechtsgemeinſchaft = Dolf. Das mit 
der Rechtsgemeinſchaft gegebene Recht ift für ſich allein „ein bloßes ohnmächtiges 
Sollen“, es braucht daher zu feiner Verwirklichung „weſensnotwendig auch die 
Macht“. Damit werden die bisherigen Vorſtellungen aufrecht 
erhalten, die Unterſcheidung zwiſchen Staat und Rechtsgemeinſchaft im 
überkommenen Sinne bleibt beſtehen. Dieſe Rechtsgemeinſchaft braucht nun 
„Organe“, die das Recht verwirklichen.). Carenz ſieht ſelbſt, daß von dieſer 
Baſis aus „der verhängnisvolle Dualismus zwiſchen Sein und Sollen“ kaum zu 
löfen iſt. Für ihn bleibt als Ausgangspunkt der Cöſung nur „das dialektiſche 
Verhältnis der Gemeinſchaft zum einzelnen“, das aber niemals zu einer Löjung 
führen kann. 

Neuerdings geht Carenz weiter. Deutlich tritt dies in einem Kufſatz der den 
bezeichneten Titel „Dolfsgeift und Recht, zur Reviſion der Rechtsanſchauung der 
hiſtoriſchen Schule“ trägt, hervor. hier kommt Larenz zum Leil über die im Volksgeiſt 
zum Ausdrud kommende Rechtsgemeinſchaft hinaus. Er erklärt, es beſtehe die 


1) S. 32. 
2) Carenz, Deutſche Rechtserneuerung und Rechtsphiloſophie, 1934, S. 21. 
3) S. 21. 
4) S. 21. 
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Gefahr, daß der in der Rechtsgemeinſchaft erſcheinende Volksgeiſt nur „ins Pſucho⸗ 
logiſche gewendet“ werde. Er wendet ſich gegen das allein auf Rechtsüberzeu⸗ 
gungen beruhende Recht und damit gegen die „pſuchologiſch verſtandene Volks⸗ 
überzeugung“. Statt deſſen habe das Recht im Doltsgeift „jein organiſches Cebens⸗ 
zentrum“. Carenz beſchränkt den Volksgeiſt nicht darauf, daß er bloß in allge⸗ 
meinen Wertvorſtellungen lebendig wird, ſondern ſieht in ihm den unmittelbar 
wirkſambleibenden Jentralpunkt, der dem Recht nicht bloß zugrunde liegt, ſon⸗ 
dern ihm immanent bleibt. Weil aber Carenz doch von der Grundlage des Volks⸗ 
geiſtes ausgeht und damit die unſichtbare Rechtsgemeinſchaft, wie wir ſie bei 
Savigny fanden, zugrunde legt, wenn er ſie auch weiter führt, bereitet es ihm 
große Schwierigkeiten, ſobald er ſich mit dem für ihn auf Grund der romantiſchen 
Denkweiſe beſtehenden Gegenſatz zwichen Blut und Geiſt beſchäftigen muß. Srei⸗ 
lich zeigt ſich bei ihm die Tendenz, dieſen Gegenſatz möglichſt aufzuheben. So 
erklärt er „Blut muß Geiſt und Geiſt muß Blut werden. Das iſt nur möglich, wenn 
Blut Geiſt iſt Y). Wie das geſchehen ſoll, iſt, wenn man von der Rechtsgemeinſchaft 
und nicht von einer konkteten Gemeinſchaft ausgeht, ſchwer verſtändlich. Zugleich 
mit der Scheidung von Blut und Geiſt muß die Unterſcheidung von Volksgeiſt 
und Individuum bleiben. Denn der Dolfsgeift erfaßt ja den Menſchen nie voll 
wie in einer konkreten Gemeinſchaft, ſondern gibt nur die Baſis für ſein Han⸗ 
deln ab, ſetzt alſo die individuelle Perſönlichkeit geradezu voraus. Niemals kann 
auf dieſe Weiſe der Gegenſatz von Individuum und Gemeinſchaft überbrückt 
werden). 


2. Volksgemeinſchaft ſtatt Rechtsgemeinſchaft 


Die Rechtsgemeinſchaft, die auch heute noch als das einzig mögliche Gemein⸗ 
ſchaftsprinzip im Recht angeſehen wird, ift nicht in der Cage, diejenigen Begriffe, 
die die Grundlage für ein Staatsrecht der heutigen Zeit abgeben müſſen, zu er⸗ 
faſſen. 

1. Die Gleichſetzung der Rechtsgemeinſchaft mit der bolks— 
gemeinſchaft macht es unmöglich, den Begriff des Volkes in 
anderer Weiſe zu beſtimmen als bisher. 


1) Logos, N. F., Bd. I, 1934, S. 42. 

2) Ebenfalls iſt Sauer in feinen rechtsphiloſophiſchen Arbeiten nicht über die bloße 
Rechtsgemeinſchaft hinausgelangt. Tupiſch iſt die letzte Abhandlung: „Recht und Volks⸗ 
moral im Führerſtaat“. Arch. f. Rechts⸗ und Sozialphiloſophie, Bd. 28, h. 2, S. 280 ff. Sür 
Sauer iſt alle Gemeinſchaft letzthin „Wertgemeinſchaft“, „eine überperſönliche aus Raſſe 
und Volk ſtrömende Mehrheit von Kraft- und Wertſtrebungen“, S. 246. 
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Das Weſen der Rechtsgemeinſchaft liegt darin, daß dieſe Gemeinſchaft ſich 
auf eine Gemeinſamkeit von gewiſſen Dorjtellungen und Wertanſchauungen be- 
ſchränkt. Zur Verwirklichung dieſer Vorſtellungen muß ein Herrſchafts⸗ und 
Zwangsſuſtem im Recht geſchaffen werden. In dieſer Beſchränkung auf die Rechts⸗ 
gemeinſchaft beruht dann auch ein doppelter Volksbegriff. Das volk tritt einmal 
als Summe der Untertanen dem Träger der Staatsgewalt, alſo der ſichtbaren 
perſönlichkeit des Sürjten oder der unſichtbaren Perſönlichkeit des Staates, gegen- 
über, auf der anderen Seite ift es Träger der allgemeinen weltanſchaulichen Ideen 
und Wertvorſtellungen, auf denen auch der Träger der Staatsgewalt, Fürſt oder 
Staat, beruht. Wenn aber das Volk lediglich die allgemeinen tragenden Wert⸗ 
vorſtellungen abzugeben vermag, ſo wird dadurch verhindert, daß es eigener Aus- 
gangspunkt für ein neues Staatsrecht wird. Ausgangspunkt bleibt weiterhin die 
juriſtiſche perſon des Staates. Die Rechtsgemeinſchaft kann zwar im einzelnen viel 
ſtärker betont werden, wie dies bei Koellreutter und auch bei Gerber ge⸗ 
ſchieht, ein grundlegender Bruch mit den bisherigen ſtaatsrechtlichen Doritellungen 
tritt aber dabei nicht ein. Tupiſch find hier die Ausführungen Roellreutters, der 
das Volk einmal als Schickſalsgemeinſchaft anfieht, es aber juriſtiſch ſogleich wieder 
als Summe der durch das ſtaatliche Rechtsband verknüpften Individuen bezeich⸗ 
nen muß!) und damit die bisherige Dogmatik beibehält. 

2. Die Rechtsgemeinſchaft iſt auch nicht in der Cage, den 
Begriff der volksgemeinſchaft uns verſtändlich zu machen. 

Sie verſteht unter Gemeinſchaft immer nur eine paſſive Gemeinſchaft, in der 
beſtimmte Wertvorſtellungen leben, die aber ihrer Natur nach nicht aktiv han⸗ 
delnd aus ſich heraus wirkt. Wäre dies der Fall, fo würde ſie gerade die Stellung, 
die ihr im individualiſtiſchen Staat zugewieſen ift, überſchreiten. Sie tritt auch 
niemals unmittelbar in Erſcheinung, fie ift deshalb, wie vor allem Savigny betont, 
unſichtbar. Sie iſt ein „irreales Gebilde ohne realen Willen“.) Sie braucht 

immer ein Mittel, durch das ſie wirkſam wird, den Staat als Perjönlichfeit, 
den Sürften, das pofitiv geſetzte Recht, in dem diefe allgemeinen Wertvorſtel⸗ 
lungen dann umgeſetzt werden. Sie iſt keine Gemeinſchaft des klaren Wollens 


) Otto Koellreutter, Grundriß der Allgemeinen Staatslehre, 1933, S. 35. Be⸗ 
zeichnend auch Richard Schmidt, Einführung in die Rechtswiſſenſchaft auf der Grund⸗ 
lage der neuen Rechtsordnung, 1934, der das Volk als „Untergrund“ des Staates kon⸗ 
ſtruiert, der Wille des Dolfes „Jich bleibend als ſtaatliche und rechtliche Einheit zu fühlen“, 
wird ſich jahrhundertelang „nur triebartig und unbewußt in der Betätigung des gemein⸗ 
ſamen Lebenswillens erweiſen“. Der Staat erhält durch die Anerkennung dieſes Volkes 
„erjt den Stempel der Legitimität“, das Volk „iſt die ihm Rechtsperſönlichkeit verlei⸗ 
hende Kraft“. S. 56/57. 

) Harten, die Wertform der Gerechtigkeit, a. a. O. S. 88. 
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und der Tat, keine bewußt bejahte Gemeinſchaft. Mit Recht ſpricht Richard 
Schmidt in dieſem Zuſammenhang von dem Willen des Volkes, der nur „triebartig 
und unbewußt“ auftritt. Die Rechtsgemeinſchaft iſt keine Gemeinſchaft, die den 
ganzen Menſchen erfaßt, fie gibt nur eine Reihe von Doritellungen und Werten 
für das Handeln auf dem Gebiete des Privatrechts, des öffentlichen Rechts, der 
Strafgerichtsbarkeit, es liegt aber in ihrem Weſen, daß fie den Menſchen als indi⸗ 
viduelle Perſönlichkeit gerade vorausſetzt und ihn als Vermittler benutzt. Für ihn, 
der nicht mehr Glied innerhalb einer konkreten Gemeinſchaft iſt, der aber in 
ſeinem Leben beſtimmter gemeinſchaftsmäßiger Sunttionen nicht entbehren kann, 
ſtellt die Rechtsgemeinſchaft die Baſis dar. Sie beſtimmt, wie die Gerichtsbarkeit, 
die Polizei ufw. vollzogen werden ſollen. Im übrigen läßt fie ihn als individuelle 
perſönlichkeit frei. Eine Gemeinſchaft, die lediglich in einer Welt der Dorſtel⸗ 
lungen vorhanden ift, iſt nicht in der Lage, den Menſchen voll zu erfaſſen und will 
es auch nicht. Wollen und Handeln find nicht in dieſer Rechtsgemeinſchaft be⸗ 
ſchloſſen. 

Demgegenüber ift die Volksgemeinſchaft oder wie der Sührer bezeichnend in 
der Saarbrücker Rede vom 1. März 1935 ſagte, die Volksgenoſſenſchaft, eine aktiv 
wirkende Gemeinſchaft, eine Gemeinſchaft der Tat. Hier beſtehen nicht gemein⸗ 
ſame Dorſtellungen, nach denen ein individuelles Handeln von Organen oder 
Repräſentanten im bisherigen Sinn beurteilt wird, ſondern vorhanden iſt eine 
wirkliche ſichtbare Gemeinſchaft. Aus dem Gemeinſchaftsleben heraus vollzieht 
ſich alles Geſchehen. Der SA.-Sturm, der Arbeitsdienſt, die Hitler-Jugend find 
derartige lebendige Gemeinſchaften des Dolkes, die wir in der Wirklichkeit des 
täglichen Lebens heute vorfinden. Das Dafein eines Sturmes vollzieht ſich nicht 
in der Exiſtenz gemeinſamer Dorftellungen. Dieſe ſichtbare Gemeinſchaft der Tat 
zeigt ſich am klarſten, wenn, wie im Thing, die Gemeinſchaft der Männer zuſam⸗ 
mentritt. Innerhalb dieſer Gemeinſchaft geht der Führer richtunggebend voran, 
die Gefolgſchaft folgt ihm nach. Die Rechtsgemeinſchaft gab immer nur für ein 
beſtimmtes Derhalten, beſonders auf ſtaatlichem Gebiet die weltanſchauliche 
Grundlage, die richtunggebenden Beurteilungsmaßſtäbe ab, die Volksgemeinſchaft 
erfaßt den Menſchen ganz, fie wird in den Ordnungen des Volkes gelebt. Wer 
in den Ordnungen der volksgemeinſchaft, etwa dem Arbeitsdienit, der SA., der 
53. wirkt, ſteht damit unmittelbar in der Dolksgemeinſchaft. Es wirken in der 
Volksgemeinſchaft nicht nur allgemeine Dorftellungen von Generation zu Gene⸗ 
ration, ſondern es tritt innerhalb der Gemeinſchaft von Geſchlecht zu Geſchlecht 
eine Generation nach der anderen in die Volksordnung ein und lebt fie. So werden 
Sitten und Gebräuche immer wieder neu gelebt. Das Volk geht nicht, wie in den 
Dorftellungen der Romantik, als unſichtbarer Geiſt durch die Geſchlechter, ſondern 
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die Geſchlechter treten immer wieder neu in das Leben des Volkes ein ). Es wird 
nicht wie bei der Rechtsgemeinſchaft eine Handlung geſondert auf ihre Überein- 
ſtimmung mit der Rechtsgemeinſchaft und ihren Gehalten beurteilt, es ergibt 
ſich vielmehr aus der Handlung ſelbſt innerhalb der konkreten Gemeinſchaft, ob 
dieſe handlung im Rahmen der Gemeinſchaft liegt oder nicht. Das gemeinſchafts⸗ 
widrige Verhalten führt zugleich aus der konkreten Ordnung des Gemeinſchafts⸗ 
daſeins heraus. Der „Deutſche Dolfsgenoffe in allen Schichten unſeres Volkes, in 
allen Ständen unſeres Volkes, in allen Berufen“) kann nur als Volksgenoſſe in 
der konkreten Gemeinſchaft begriffen werden. 

5. Die Rechtsgemeinſchaft kann den Begriff des Führers, der 
heute im mittelpunkt unferer geſamten Rechtsordnung ſteht, 
nicht erklären. 

Die allgemeinen Wertvorſtellungen einer Rechtsgemeinſchaft kann man wohl 
maßgeblich beeinfluſſen, indem man feine individuellen Unſchauungen in fie 
hineinträgt, aber Führung iſt hier undenkbar. Führung ſetzt eine konkrete Gemein⸗ 
ſchaft voraus. Man kann immer nur Menſchen und ſichtbare Gemeinſchaften 
führen. Der Führer wächſt aus einer derartigen ſichtbaren Gemeinſchaft und führt 
dieſe Gemeinſchaft weitere). So wuchs Adolf Hitler aus der Gemeinſchaft des 
Stontfoldatentums, ſchuf die Gemeinſchaft der Bewegung und führt zur Gemein⸗ 
ſchaft des ganzen Volkes. Wenn die Gemeinſchaft nur in allgemeinen Wertvor⸗ 
ſtellungen beruht, ſo bedeutet dies, daß nur von individuellen Perſönlichkeiten 
gehandelt werden kann, die an dieſe Wertvorſtellungen gebunden, im übrigen aber 
frei find. Das kann der ſouveräne Fürſt, wie auch der ſouveräne Staat fein, der in 
feinen Organen handelt. Die Art der Verwirklichung dieſer Wertvorſtellungen 
muß der individuellen perſönlichkeit überlaſſen werden. Niemals iſt es möglich, 
unmittelbar aus einer Gemeinſchaftsordnung dieſes Handeln feſt eingeordnet zu 
ſehen. Auch die Derantwortlichkeit des Führers gegenüber einer Gemeinſchaft ent⸗ 
fällt. Wenn Adolf Hitler immer wieder auf die Verantwortung gegenüber der 
Volksgemeinſchaft hinweiſt, jo meint er dieſe konkrete Gemeinſchaft. Entſcheidend 
wird dies beſonders innerhalb des geſamten Sühreraufbaues, der ſogenannten 


) So hat F. W. Jeruſalem, Der Staat, S. 299, Anm. 1, mit Recht darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Formulierung, zum Volk gehöre nicht nur die lebende Generation, ſondern 
auch vergangene und zukünftige Generationen, „trotz des äußeren Scheins individua⸗ 
liſtiſch gedacht“, iſt. Die Formulierung iſt im übrigen ſehr beliebt und findet ſich in faſt 
allen Darlegungen über den volksbegriff. 

2) Dgl. die Rede des Führers zur heimkehr der Saar am 1. März 1935. 

3) Dgl. Höhn, „Dom Wejen der Gemeinſchaft“, 1934, S. 16 ff; beſonders Helmut 
Stellrecht, „Arbeitsdienſt und Nationalſozialismus“, 1954, S. 29; W. Hiſche, 
„Deutſcher Arbeitsdienſt als Erziehungsgemeinſchaft, 1935, S. 30; Will Decker, „Der 
deutſche Weg“, 1934, S. 27. 
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Gliederung der Sührungt). Die Derantwortlichteit nach oben und die Einheit 
zwiſchen Sührung und Gefolgſchaft iſt nur möglich auf Grund einer realen, konkret 
vorhandenen Gemeinſchaft, wäre überhaupt nicht denkbar, wenn es ſich hier 
lediglich um allgemeine Wertanſchauungen im Geiſte handelte, die umgeſetzt 
werden, ohne daß man über ihre Umſetzung im einzelnen Salle urteilen könnte. 

Huch eine Verantwortung für das Geſamtleben innerhalb der Gemeinſchaft 
die weit über die Erfüllung beſtimmter Funktionen hinausgeht, iſt bei Zugrunde⸗ 
legung bloßer allgemeiner Dorftellungen und Überzeugungen nicht möglich. Der 
Sührer iſt für ſeine Gemeinſchaft verantwortlich. Das iſt ihm völlig unmöglich, 
wenn er als individuelle perſönlichkeit handelt und als ſolche lediglich von 
beſtimmten Grundanſchauungen getragen wird. Wenn heute in der ſtaats⸗ 
rechtlichen Citeratur noch erklärt wird, der „Führer repräſentiert bewußt den 
politiſchen Wert im Staate“), jo wird man damit der Stellung des Führers nicht 
gerecht. Die Dorftellung, daß bloße Werte repräſentiert werden, geht ja gerade 
davon aus, daß keine konkrete Gemeinſchaft vorhanden iſt, die geführt werden 
kann. Repräſentieren im bisherigen von der Staatslehre gebrauchten Sinn iſt eben 
nicht führen. Ein Lagerführer repräſentiert nicht den Wert feines Lagers, ſon⸗ 
dern er führt die Lagergemeinſchaft. Man fucht, um heute den Sührer zu erklären, 
den Begriff des Sührers auf einen anderen, ſchwächeren zurüdzuleiten, der als 
bekannter Begriff in unſerer heutigen Vorſtellungswelt lebt. Im übrigen iſt das 
hier eingeſchlagene Verfahren tupiſch für die Zeit des Übergangs, die immer 
wieder, wenn ſie Begriffe der heutigen Zeit erklären will, ſie in Formulierungen 
faßt, die ſich von dem Erlebnis löſen und deshalb notwendig verflachen. Der 
Begriff des Führers iſt etwas völlig Neues, das nicht mit der Welt der bis⸗ 
herigen Vorſtellungen begriffen werden kanns). Daß man heute den Sührerbegriff, 
obwohl er im Mittelpunkt unſeres Rechts ſteht, juriſtiſch jo wenig faſſen kann), 
liegt nur daran, daß man nicht von einer konkreten Gemeinſchaft auszugehen 
vermag. Man ſieht den Führer juriſtiſch noch als Staatsorgan, das aus dem 


J Dol. in dieſem Sinn Kühn, Der Sührergedanke in der neuen Arbeitsverfaffung. 
Zugleich ein Beitrag zu den Rechtsformen der Sührerverfaſſung im allgemeinen, 1935, 
S. 15. 


) So 3. B. Koellreutter, Allgemeine Staatslehre, S. 164. Richtig dagegen 
Poetzſch-hefter, „Dom deutſchen Staatsleben“, in Jahrb. f. öff. R., 1935, Sonder⸗ 
druck, S. 51. „Der Dolfswille iſt ... in erſter Linie nicht eine pſuchiſche Realität, die als 
Überzeugung in dem gegenwärtig lebenden Staatsvolk vorhanden iſt und die von den 
Führern des Staates nur repräſentiert zu werden braucht“. Die weiteren Ausführungen 
ſchwächen jedoch wieder ab und bewegen ſich auf dem Boden der Rechtsgemeinſchaft. 

) Darauf weiſt beſonders eindringlich Herbert Krüger, „Führer und Führung“, 
1935, hin. Dgl. S. 5, 16. 

4) So geht Roellreutter in ſeinem Kapitel über den „Sührerſtaat“ in „Allgemeiner 
Staatslehre“, a. a. O. S. 163 mit einigen Worten über den Sührerbegriff hinweg. 
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„Holksgeiſt“ heraus tätig wird, und in ihm mit feinen Räten, wenn auch vielleicht 
unbewußt, gar zu gern eine Art konſtitutionellen Monarchen, bei dem der 
Sührerrat die Stellung des parlamentes einnimmt. 

4. Die Treue, die jeder konkreten Gemeinſchaft als Grund— 
Prinzip eigentümlich iſt, kann innerhalb einer Rechtsge— 
meinſchaft nicht zur Auswirkung kommen. 

Daher ift der Creuegedanke nicht grundlegend im Staatsrecht des 19. Jahrhun⸗ 
derts enthalten. Der Treueid auf die Verfaſſung, den der Beamte im Weimarer 
Staat leiſten mußte, iſt nur noch eine Erinnerung an die ehemals das ganze Recht 
tragende Bedeutung!). Was daraus in der ſtaatsrechtlichen Bewertung geworden 
iſt, zeigt die kommentierung von Gerhard Unſchütz, der erklärt, der Verfaſſungs⸗ 
eid habe keine rechtsbegründende Wirkung“. „Er bedeutet nicht mehr und nichts 
anderes als eine feierliche Bekräftigung vorhandener Pflichten“). Schon Laband 
hatte erklärt, die Treueverpflichtung ſei juriſtiſch in ihrer negativen Richtung von 
Bedeutung, d. h. ſie involviert die Rechtspflicht zur Unterlaſſung von Handlungen, 
welche auf die Beſchädigung des Staates abzielen“ ). Erſt von einer konkreten Ge⸗ 
meinſchaft her kann die Treue als Rechtsinhalt wieder begriffen werden. Dasjelbe 
gilt von der Ehre, die für das Rechtsleben auf Grund einer konkreten Gemein⸗ 
ſchaft in Derbindung mit der Treue erſt wirkſam werden kann)). Wenn der Führer 
erklärt: Seid treu dieſer Bewegung, treu dieſer deutſchen Volksgemeinſchaft“ꝰ), 
ſo meint er damit die konkrete Gemeinſchaft, von der wir heute auszugehen haben. 

5. Die Rechtsgemeinſchaft läßt uns den Begriff der Raſſe in 
ſeiner das heutige Recht beherrſchenden Bedeutung nicht er— 
faſſen. 

Raſſe kann immer nur in einer konkreten Gemeinſchaft und ihrem Typus 
wirkſam werden. Raſſe beruht überhaupt nicht auf bloßen Dorftellungen, ſondern 
eine beſtimmte Raſſe iſt vorhanden oder nicht. Sie wird in der Samilie, in der Sippe, 
im Stamm zur Realität. zwar kann man in die allgemeinen Wertvorſtellungen den 
Gedanken aufnehmen), daß das Raſſeprinzip eine Rolle ſpielen ſoll, es kann auch 
darnach etwa in der Geſetzgebung gehandelt werden, eine Raſſe kann aber nicht 

) Dgl. den Aufſatz von Walter Merk, Die Treue im älteren Deutſchen Recht, Deut- 
ſches Recht, 1934, S. 526. 

2) Unſchütz, Kommentar, 12. Aufl., Art. 176, 1. 

) Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 2. Aufl., I. Bd., 1888, S. 133. 

) Im einzelnen verweiſe ich auf das Deutfche Recht, Sondernummer zum Keichs⸗ 
parteitag 1934, das eingehend die Bedeutung der Ehre im heutigen Recht behandelt, 
ferner auf das heft vom November 1934, das ſich mit der Treue im Recht beſchäftigt. 

5) Rede zur Heimkehr des Saarlandes am 1. März 1935. 


6) So wird in dem Beſchluß des K6 vom 25. 9. 1935 der Raſſengedanke als Wert⸗ 
inhalt der Rechtsgemeinſchaft aufgefaßt, vgl. JW 1934, S. 442. 
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in bloßen Wertvorſtellungen beruhen. So erfordert der Raſſegedanke gerade eine 
konkrete Gemeinſchaft. Die Raſſe iſt die Gewähr der Gemeinſchaft. Dieje konkrete 
Gemeinſchaft meint auch der Führer, wenn er auf dem Nürnberger Parteitage 
1933 von der „organifationsfähigen und kulturell ſchöpferiſch begabten Raſſe“ 
ſpricht, die den „einen eigentlichen volks- und ſtaatsbildenden Kern“ darſtellt, 
oder wenn es in der Programmrede vom Februar 1955 heißt „Volk und Erde, 
das ſind die beiden Wurzeln, aus denen wir unſere Kraft ziehen wollen und auf 
denen wir unſere Entſchlüſſe aufzubauen gedenken“. . 

6. Die Rechtsgemeinſchaft vermag auch niemals ein Recht 
zu ſchaffen, das in ſich gemeinſchaftsmäßig iſt. N 

Sie vermag immer nur die Grundlage für eine individualiſtiſche Organiſation 
der Wertvorftellungen innerhalb von Rechtsbeziehungen zwiſchen Einzelperſön⸗ 
lichkeiten abzugeben. Solange keine konkrete Gemeinſchaft vorhanden iſt, kann es 
in der Wirklichkeit nur juriftiiche Beziehungen zwischen Einzelperſönlichkeiten 
geben, die normativ geregelt ſind und für die die Rechtsgemeinſchaft die Baſis 
abgibt). Das Recht ift dann „die mit unverbindlicher Kraft verlautbarte, von 
der Gemeinſchaftsgeſinnung der Rechtsgenoſſen getragene Geltung der inter⸗ 
ſubjektiven Beziehungen“). Niemals wird es auch möglich fein, bei Beibehal- 
tung der Rechtsgemeinſchaft, von konkreten Ordnungen unſeres Volkes bei der 
Neugeſtaltung unſeres Rechts und der Rechtsfindung auszugehen, von Rechts⸗ 
gebilden, die ihre Ordnung in ſich tragen?). 

7. Die Rechtsgemeinſchaft läßt auch den Unterſchied zwiſchen 
Recht und Sittlichkeit weiterbeſtehen. 

Recht iſt dann die in individualiſtiſchen Formen verlaufende Technik, ſittliche 
Grundſätze zur Anwendung zu bringen). Erſt im Rechtsleben einer konkreten Ge⸗ 
meinſchaft können Entſcheidungen unmittelbar aus dem Geiſt der Gemeinſchaft 
heraus gefällt werden. Der Ausſpruch: Recht iſt, was ariſche Menſchen für Recht 
empfinden, birgt in ſich das Wiſſen, daß das Recht ſeinem Weſen nach unmittel⸗ 

1) Das „konkrete Ordnungsdenken“, wie es Carl Schmitt, in „Über die drei Arten 
des rechtswiſſenſchaftlichen Denkens“, 1934, vom Juriften fordert, ſtellt eine klare 
Trennung von der bisherigen vom Boden der Rechtsgemeinſchaft ausgehenden juriſti⸗ 
ſchen Dogmatik dar. 

2) Harten, Die Wehrform der Gerechtigkeit, a. a. O., S. 84. 

3) So ſpricht auch Volkmar in „Deutſche Juſtiz“, 1935, S. 364, davon, daß das 
Recht „die ſtaatliche Ordnung der Lebensbeziehung des einzelnen“ ſei. Die rechtsge⸗ 
meinſchaftliche Baſis für dieſes Recht iſt dann „die ſittliche Überzeugung des Volkes“. 

4) Pgl. dazu die tupiſch individualiſtiſche Auffafjung von E. Brod mann, „Was 
iſt das Recht und wo iſt es? Rechtsphiloſophie eines praktiſchen Juriſten, 1935, S. 84, 
eine Abhandlung, die auch ſonſt völlig in den alten Gedankenbahnen verläuft und die 
„Wirklichkeit“, nach der ſie im Recht ſucht, von einem rein individualiſtiſchen Blickpunkt 
fieht. Beſonders kennzeichnend das Kapitel „Der Volksgeiſt und die Staatsgewalt“. S. 25. 
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barer Ausdrud der Blutsgemeinſchaft eines Volkes und nicht individuelle Satzung 
iſt. Kant ſagt in individualiſtiſcher haltung vom Recht, es ſei „der Inbegriff der 
Bedingungen, unter denen die Willkür des einen mit der Willkür des anderen 
nach einem allgemeinen Geſetz der Sreiheit zuſammen vereinigt werden kann“). 
Die ſittliche Idee liegt hier in der individuellen Sreiheit. 

8. Solange man von der Rechtsgemeinſchaft ausgeht, kommt 
man vom Ppoſitivis mus nicht los. 

Die Rechtsgemeinſchaft erfordert Einzelbeſtimmungen, die als abſolute Norm 
gelten, weil hinter ihnen allgemeine Wertvorſtellungen ſtehen, auf die man nicht 
unmittelbar zurückgreifen kann. 

Wenn heute 3. B. im Verwaltungsrecht „eine Umſtellung des Denkens von 
den Normen überhaupt, geſchriebenen oder ungeſchriebenen, auf die Wirklichkeit“ 
verlangt wird)), fo zeigt ſich deutlich, daß eben die hinter der Norm mehr oder 
minder ſtark ſtehende Rechtsgemeinſchaft nicht mehr genügt. 

Nie wird man auch, wenn man von der Rechtsgemeinſchaft anſtatt von der 
Dolksgemeinſchaft ausgeht, den Begriff des Geſetzes anders faſſen können als 
Willensäußerung der unſichtbaren Perſönlichkeit Staat, die dabei an die Ge- 
halte der Rechtsgemeinſchaft gebunden iſt. Niemals wird dann das Geſetz als 
ein Akt der Führung begriffen werden könnens). 

9. Niemals wird es ſich auch, ſolange man von der Rechts— 
gemeinſchaft ausgeht, ermöglichen laſſen, die Trennung von 
Staat und Geſellſchaft zu überwinden). 

Die Rechtsgemeinſchaft gibt dann die tragende Grundlage für Staat und Privat⸗ 
rechtsordnung ab. Das Verhalten der Individuen im Staat und in der Privat- 
rechtsordnung wird durch den Geiſt der Rechtsgemeinſchaft mitbeſtimmte). Im 
übrigen ſind die Individuen frei und ſtehen als individuelle Perſönlichkeiten im 
geſellſchaftlichen Prozeß der ſozialen Gegenfäße®). Nur, wenn man von der Volks⸗ 
gemeinſchaft ausgeht, iſt es möglich, dieſe Trennung der verſchiedenen Sphären 
zu überwinden und den einzelnen als Glied einer Gemeinſchaft zu begreifen. 


1) Kant, Methaphyſik der Sitten, Einleitung, B. 

2) Maunz, Neue Grundlagen des Derwaltungsrechts, 1934, S. 34. 

3) Dgl. zum Geſetz als Akt der Führung Höhn, Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen 
Denken, und den Aufjat „Das Geſetz als Akt der Führung, Deutſches Recht“, 1954, S. 433. 

) Dgl. zum Trennungsdenken im allgemeinen die Beiſpiele im Aufſatz von E. R. 
Huber, Die deutſche Staatswiſſenſchaft, a. a. O., S. 16ff. 

5) Dgl. dazu im einzelnen §. W. Jeruſalem, Der Staat, a. a. O., S. 128, 140ff. 
Tupiſch harten, a. a. O. S. 90, „Wenn man .... vom Machtſtaat und Kulturftaat 
redet, jo liegen hierin unberechtigte huypoſtaſierungen von beſonders hervortretenden 
Eigenſchaften, die in der Gemeinſchaftsgeſinnung der Wertſubjekte liegen“. 

) Typiſch Lorenz Stein, vgl. S. 55 ff. dieſer Abhandlung. 
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Dieſe Sphäre der Geſellſchaft, die es zu überwinden gilt, meint der Führer, wenn 
er erklärt, „wir haben uns bemüht, Herkunft, Stand, Beruf, Vermögen, Bildung, 
wiſſen, Kapital und alles das zu vergeffen, was Menſchen zu trennen vermag“). 

10. Die Rechtsgemeinſchaft läßt uns den Begriff des Staates 
nicht aus einer Gemeinſchaft heraus erfaſſen. 

Solange man die Rechtsgemeinſchaft beibehält, kommt man nicht von dem 
individualiſtiſchen Begriff der Staatsperſönlichkeit los. Der individualiſtiſche Staat 
baut ja auf der Rechtsgemeinſchaft auf. Sie gibt die Grundlage für den ſouve— 
ränen Sürſten wie für den ſouveränen Staat, der durch Organe handelt. Der 
Sürſt oder dieſe Organe ſollen im Sinne dieſer Rechtsgemeinſchaft handeln. 

Solange man von der Rechtsgemeinſchaft ausgeht, bleibt der Gegenſatz von 
Staat und Volk unüberbrückt, ganz gleich, ob er als Polarität, Spannungsverhält⸗ 
nis oder ähnlich umformuliert wird. 

11. Erhalten bleibt auch der liberale Begriff des Rechtsſtaates. 

Der Reditsitaat bedeutet in der Sorm, wie fie das 19. Jahrhundert gegeben 
hat, den Staat als Perſönlichkeit, der auf der Rechtsgemeinſchaft aufbaut. So be⸗ 
tont Lorenz v. Stein, man gelange zum Rechtsſtaat erſt dann, wenn man „den 
einzelnen Staatsbürger dem in verfaſſung und Verwaltung thätigen Staate 
mit ſeiner individuellen auch für die Gewalt des Staats unverletzlichen Rechts⸗ 
ſphäre als Rechtsſubjekt“ gegenüberſtelle y. Erſt in einer konkreten Gemeinſchaft 
kann unmittelbar die Gerechtigkeit zur Verwirklichung gelangen. Bei der Rechts⸗ 
gemeinſchaft wird die Gerechtigkeit als ein Wert begriffen, „der ſich den übrigen 
Werten koordinieren läßt“ und der nur erfaßt werden kann in ſeiner „Beziehung 
zu anderen Werten“. Da die Gerechtigkeit als Wert „nicht zum Wirklichen gehört“, 
nicht exiftiert?), kann fie nur in Form von poſitiviſtiſchen Geſetzesbeſtimmungen 
individualiſtiſcher Art von der Staatsperſönlichkeit verwirklicht werden. 

12. Die Rechtsgemeinſchaft läßt echte Gemeinſchaftshaltung von bloßen 
äußeren Bekenntniſſen nicht unterſcheiden. Zu allgemeinen Wertvorſtellungen 
kann ſich auch ein völliger Individualiſt bekennen. Erſt in der konkreten Gemein⸗ 
ſchaft fällt jeder Schein. 

Die Geſamtbetrachtung der gefundenen Ergebniſſe macht 
deutlich, wie eng die Begriffe Dolk, Recht und Staat zu— 
ſammengehören. Der Staat als juriſtiſche perſönlichkeit iſt 
gefallen. Es iſt nicht mehr möglich, die Rechtsgemeinſchaft, 
die dieſen Staat trägt, aufrechtzuerhalten. 

) Saarrede vom 1. März 1935. 

2) Lorenz v. Stein, Rechtsstaat und Derwaltungsrechtspflege, in Grünhuts Zeit⸗ 
ſchrift, Band VI, 1879, S. 56. ) Harten, Die Wertform der Gerechtigkeit, S. 10. 
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wir müſſen von der Welt der Wertvorſtellungen loskommen, müffen es auf- 
geben, die Rechtsgemeinſchaft, die lediglich eine wertgemeinſchaft darſtellt, der 
volksgemeinſchaft gleichzuſetzen, von einer Welt von Werten ſtatt von konkreten 
Gemeinſchaften auszugehen. Geſchieht dies aber noch weiterhin, ſo müſſen wir 
uns darüber klar fein, daß damit das individualiſtiſche Sylter, das von dem 
einzelnen als individueller, auf ſich ſelbſt geitellter perſönlichkeit ausgeht, bei⸗ 
behalten wird. Der einzelne iſt dann nach wie vor: 

a) Untertan, d. h. individuelle Perſönlichkeit, die der perſönlichkeit des 
Staates gehorchend gegenübertritt. 

b) Rechtsſubjekt in der ſtaatlichen Sphäre, inſofern, als er dem 
Staate gegenüber als Träger ſubjektiver öffentlicher Rechte auftritt. 

c) Rechtsſubjekt innerhalb der Privatrechtsordnung, inſofern, als 
er in der Sphäre des Privatrechts Träger von Unſprüchen gegenüber anderen 
Privatrechtsſubjekten iſt. 

d) Mitglied der Rechtsgemeinſchaft, d. h. Mitträger eines Kreiſes von 
Wertvorſtellungen, nach denen ſein individuelles handeln gegenüber dem Staat 
als perſönlichkeit (P) und innerhalb der Privatrechtsordnung gegenüber anderen 
perſönlichkeiten in gewiſſer Weiſe beſtimmt (c) iſt. Auch das Handeln der Staats⸗ 
perſönlichkeit in ihren Organen vollzieht ſich auf Grund dieſer Dorftellungen. 

e) Angehöriger der Geſellſchaft in ihren widerſtrebenden Intereſſen, 
d. h. alſo, ſoweit er nicht Untertan, nicht Rechtsſubjekt gegenüber dem Staat, nicht 
Rechtsſubjekt innerhalb des Privatrechts und nicht Mitglied der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft ift, die für das private und öffentliche Handeln des Einzelindividuums die 
Baſis abgibt. Zu dem Gebiet der Geſellſchaft würden dann die Wirtſchaft, politik, 
Kunft, Religion, Wiſſenſchaft uſw. gehören. Niemals aber iſt der einzelne 
Glied einer konkreten Gemeinſchaft, die ein ſolches Syjtem gerade 
verneint. 

Dieſer Konſequenzen iſt man ſich heute vielfach nicht mehr bewußt, wenn 
man glaubt, auf dem Wege über eine neue Wertgemeinſchaft das individuali⸗ 
ſtiſche Suſtem überwinden zu können. Die Rechtsgemeinſchaft kann eine ſtärkere 
oder ſchwächere Stellung einnehmen, ſie kann überragend in Erſcheinung treten, 
wie z. B. in der heutigen Literatur, es handelt ſich dabei aber immer nur um 
Akzentverſchiebungen, am Suſtem ſelbſt wird nichts geändert. Dies mag dem 
einzelnen vielleicht ſelbſt unbewußt ſein, er mag glauben, daß er wirklich von der 
alten Welt losgekommen iſt, nimmt er die Rechtsgemeinſchaft mit ihren Wert⸗ 
vorſtellungen zum Ausgangspunft, dann ſteht er in der alten Welt. Er mag dann 
vielleicht einige Begriffe des bisherigen Suſtems, die ihm beſonders untragbar 
erſcheinen, z. B. den Begriff der Geſellſchaft oder der Staatsperſönlichkeit, oder 
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die Einſtellung des einzelnen gegen den Staat leugnen und ablehnen). Das ändert 
an dem Suſtem wenig. Leugnet er z. B. die Sphäre der Geſellſchaft, jo verſtärkt er 
die Rechtsgemeinſchaft, die nunmehr für das geſamte Handeln der individuellen 
Perſönlichkeit des Menſchen die Grundlage gibt. Als individuelle Persönlichkeit 
wird der Menſch aber in ſeinem Handeln auch dann weiterhin vorausgeſetzt, er 
wird damit nie Glied einer Gemeinſchaft. Zur Dolksgemeinſchaft führt ein der⸗ 
artiges Derfahren alſo nicht. Im übrigen wird dadurch, daß man einen Pfeiler 
aus dem bisherigen Suſtem herausbricht, es aber ſonſt aufrechterhält, dieſes 
nunmehr unlogiſch und führt zu Halbheiten. Daran krankt beſonders die heutige 
Zeit. So wird, wenn heute die Rechtsgemeinſchaft weiter aufrechterhalten wird, 
trotz ſcheinbarer Derſchiedenheiten im Grunde nie etwas berſchiedenes damit 
gemeint. Es handelt ſich immer nur um Nüancierungen, das oben gekennzeichnete 
individualiſtiſche Suſtem bleibt weiterhin beftehen. 

Es liegt nun ſcheinbar nahe zu fragen, inwiefern, wenn man von der Dolts- 
gemeinſchaft ausgehe, die Volksgemeinſchaft Rechtsgemeinſchaft, inwiefern fie 
Kulturgemeinſchaft ſei uſw. Dieſe Frageſtellung iſt nicht richtig. Man kann einen 
Sturm auch nicht damit erfaſſen, daß man erklärt, er ſei eine Gemeinſchaft hin⸗ 
ſichtlich des Marſchierens, des Schießens oder des Sports. Man kann auch nicht 
in einer Sippe nach derartigen Wertgemeinſchaften fragen. So ſtellt ſich auch die 
Volksgemeinſchaft nicht als etwas Gemeinſchaftliches bzgl. des Rechts, der Kul- 
tur, der Sitte uſw. dar. Bei einer ſolchen Huffaſſung werden Recht, Kultur, 
Sitte, vor allem auch die Sprache als Sachgebiete genommen, als eine Art per⸗ 
ſönliche Größe angeſehen, um die ſich Menſchen gruppieren. Recht, Sitte, Kultur 
erſcheinen als ſelbſtändige Wertgrößen, die in Beziehung zu anderen Wertgrößen 
und in Beziehungen zu den Menſchen geſetzt werden. Darin liegt auch hier die 
ſtreng individualiſtiſche Grundauffaſſung. Gemeinſchaft bedeutet dann 
immer nur die gemeinſame Beziehung auf einen ſolchen Zentral— 
punkt. Recht, Kultur, Sitte uſw. ſtehen dann nebeneinander als ſelbſtändige 
Wertgrößen. Ihre Abgrenzung voneinander iſt Aufgabe der Suſtematik. 

Wir haben aber heute nicht von Sachgebieten, ſondern von Menſchen auszu⸗ 
gehen, die nicht mehr zugunſten von Sachgebieten atomifiertfind. Aus einer Gemein⸗ 


ſchaft wächſt ein beſtimmtes Recht, eine beſtimmte Kultur, entſteht eine beſtimmte 


Sitte und wird von Geſchlecht zu Geſchlecht weitergetragen. Deutlich zeigt dies 
die Gemeinſchaftsbildung im bäuerlichen Leben. Man kann hier nicht die Ge⸗ 
meinſchaft hinſichtlich des Rechts, der Kultur, der Sitte, der Sprache geſondert 

) Es iſt tupiſch für die heutige Übergangszeit, daß man einige beſonders in die 


Augen fallende Ronſequenzen des individualiſtiſchen Suſtems verneint, ſich aber im 
übrigen innerhalb dieſes Suſtems weiter bewegt. 
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betrachten. Recht, Kultur, Sitte und Sprache find Erſcheinungen der Gemein- 
ſchaft, werden von ihrem Geiſt durchdrungen, erhalten von ihr Leben und Wirk⸗ 
lichkeit, werden ſchwach, wenn die Gemeinſchaft ſchwach iſt, blühen, wenn die 
Gemeinſchaft der Menſchen ſtark iſt. Sie ſtehen nicht nebeneinander, ſondern 
gehen ineinander über, alle Unterſcheidungen und Differenzierungen der bis⸗ 
herigen Syſtematik haben hier ihren Sinn verloren. Es gibt alſo innerhalb der 
Volksgemeinſchaft nicht eine beſondere Rechtsgemeinſchaft, nicht eine beſondere 
Rulturgemeinſchaft, nicht eine beſondere Sprachgemeinſchaft. Das würde eine 
Aufteilung der Volksgemeinſchaft bedeuten, würde bedeuten, daß nach wie vor 
die Volksgemeinſchaft in Sachgebiete zerlegt wird, die als ſich einengende Kreije 
nebeneinander ſtehen. Die Dolfsgemeinjchaft als konkrete Gemeinſchaft mit ihren 
Gliederungen bringt vielmehr das Recht hervor, aus ihr entſteht eine kraftvolle 
Rultur und eine völkiſche Sitte, entſteht die Sprache und wächſt die Religion eines 
Volkes, es bedarf nicht beſonderer allgemeiner Wertvorſtellungen, einer Rechts-, 
Rultur⸗ und Sprachgemeinſchaft, auf denen Recht, Kultur, Sitte, Sprache uſw. 
beſonders baſiert werden. Je ſtärker wir in Zukunft zu konkreten Gemeinſchaften 
gelangen werden, deſto mehr wird uns bewußt werden, daß dieſe Wertgemein⸗ 
ſchaften Zerſetzungserſcheinungen find und in einer konkreten Gemeinſchaft nutz⸗ 
los werden. Geben wir die Rechtsgemeinſchaft auf, dann verlaſſen wir endgültig 
das individualiſtiſche Gedankenſuſtem und wenden uns dahin, woher allein ein 
neues Recht kommen kann, zu konkreten Gemeinſchaften. 
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